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6 Überblick zu europäischen Stadtentwicklungstrends und -strategien

Zusammenfassung

Seit der Verabschiedung der Leipzig-Char-
ta im Jahr 2007 unterlag die europäische 
Städtelandschaft einem kontinuierlichen 
Wandel. Durch veränderte technische, ge-
sellschaftliche und sozioökonomische Ent-
wicklungen sowie gesetzliche Anforde-
rungen entstanden neue Themen in den 
europäischen Städten, was maßgeblich den 
Ausschlag für die Erarbeitung der Neuen 
Leipzig-Charta gab, die im November 2020 
von den EU-Mitgliedstaaten beschlossen 
wurde.

Eine Diskussionsgrundlage für den Aktuali-
sierungsprozess der Charta liefert die thema-
tisch breit angelegte Hintergrundstudie. Sie 
gibt anhand von wissenschaftlichen sowie 
stadt- und raumpolitischen Dokumenten 
einen Überblick zu Trends und Handlungs-
strategien europäischer Stadtentwicklung, 
die nach dem Verabschiedungsjahr der 
Leipzig-Charta 2007 aufgekommen sind. 
Die Studie zeigt zum einen vielschichtige 
Wechselwirkungen zwischen diesen Trends 
auf. Zum anderen werden die räumlich sehr 
unterschiedlichen Ausprägungen dieser 
Trends in den Mitgliedstaaten beleuchtet. 
Räumliche Untersuchungsebenen sind da-
bei Stadt-Umland-Verflechtungen und Ag-
glomerationsräume, die Gesamtstadt unter 
Berücksichtigung unterschiedlicher Stadt-
größen sowie das Quartier.

Die Studie entstand maßgeblich vor Aus-
bruch der Covid-19-Pandemie Anfang 
2020, die als globale Krise erhebliche Aus-
wirkungen auf die Europäische Union und 
ihre Städte in allen Bereichen hat. Die Folge-
abschätzungen der Pandemie befinden sich 
erst am Anfang, was auch für die Erarbei-
tung von Handlungsstrategien im Umgang 
und in Abwehr der Pandemie gilt. Daher 
findet diese in der Studie noch keinen Nie-
derschlag.

Den Ergebnissen der Studie zufolge besitzt 
der integrierte Ansatz als Handlungsstrate-
gie ungebrochene Aktualität und ist in vielen 
Belangen ein noch nicht durchgängig einge-
spieltes Arbeitsprinzip in der europäischen 
Stadt entwicklung. Als ein entscheidender 
strategischer Impuls zum integrierten Vor-
gehen ließ sich das stärkere Aufkommen 
des ortsbezogenen Ansatzes (place-based 
approach) erkennen, der besagt, dass der 
Ort (place) stärker Kristallisations- und Be-
zugspunkt für ein horizontal und vertikal 
integriertes Arbeiten in der Stadtentwick-
lung ist. Die Rückschau ließ zudem einen 
veränderten Blick auf die Einbeziehung der 
Zivilgesellschaft in die Stadtentwicklung er-
kennen. Verglichen mit der Zeit vor 2007 
besteht z. B. mehr Offenheit für eine Kopro-
duktion als die aktivste Partizipationsform 
in städtischen Gestaltungsprozessen. 

Neue Ansätze zur Wahrnehmung der stadt-
räumlichen Ebenen wurden im Dialogpro-
zess zur Neuen Leipzig-Charta vorgetragen. 
Hierzu gehört die Empfehlung, das Quartier 
und den funktionalen Raum stärker als ei-
nen Zusammenhang zu behandeln, den viele 
Menschen in den Städten bereits in Form 
von eng verbundenen Lebenswelten bspw. 
im Pendlerverhalten erleben. Entsprechend 
umfangreicher wurden funktional vernetzte 
stadtregionale Ansätze bei der Neuauflage 
der Leipzig-Charta berücksichtigt. Zudem 
wurde in dem o. g. Prozess angeregt, den the-
matischen Fokus der Quartiersentwicklung 
ausgehend vom benachteiligten Quartier 
auf weitere Handlungsfelder, wie die Klima-
freundlichkeit und Generationsgerechtig-
keit, auszuweiten. Die Quartiere, welche für 
die Gesamtstadt die Aufgabe von Ankunfts-
quartieren der Migration übernehmen, be-
nötigen entsprechend der Beiträge des Dia-
logprozesses eine langfristige Unterstützung. 
Weitere, spezifische Anforderungen an die 
Quartiersentwicklung sind in Auswertung 
der Covid-19-Pandemie zu erwarten.
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Hinsichtlich der thematisch neuen Aufga-
ben, vor denen die europäischen Städte nach 
2007 stehen, zieht die Studie ein komplexes 
Bild auf, das nahezu alle sektoralen Politik- 
und Arbeitsfelder der Stadtentwicklung um-
fasst. Als stärkste Herausforderungen darf 
dabei die Klimakrise gelten. Die zu ihrer 
Bewältigung recherchierten Handlungsstra-
tegien drängen auf eine konsequent nachhal-
tige Stadtentwicklung, wenn die Lebensqua-
lität in den europäischen Städten auf dem 
aktuellen Niveau gehalten werden soll. Einen 
ähnlichen Handlungsdruck legt die Studie 
zur Ressourcenfrage, dem demografischen 
Wandel, dem Auseinanderdriften der Ge-
sellschaft, dem Umgang mit weiteren Migra-
tionswellen und der Verkehrswende offen. 
Mit vielen Chancen, aber auch Risiken sind 
zudem neue Ausprägungen des Struktur-
wandels wie die Rückkehr der Produktion 
in die Städte, die digitale Transformation 
und die Energiewende für die europäische 
Stadt verbunden. Die Neue Leipzig-Charta 
bildet diese aufkommenden oder verstärk-
ten Herausforderungen in den thematischen 
Dimensionen einer „gerechten“, „grünen“ 
und „produktiven“ Stadt stark fokussiert ab. 
Rahmensetzend werden zudem die Prinzipi-
en der Resilienz und Nachhaltigkeit in dem 
Dokument gesetzt. Als neue Querschnitts-
aufgaben erhält die Digitalisierung ihren 
Platz in der Charta.

An den Beispielen von Bodenfrage und Da-
tenhoheit zeigt die Studie auf, dass die eu-
ropäischen Städte in einigen Bereichen für 
ein gemeinwohlorientiertes Handeln über zu 
wenige Kompetenzen und Ressourcen ver-
fügen. Unter „gemeinwohlorientiert“ ist das 
Handeln im Interesse möglichst vieler Mit-
glieder des Gemeinwesens gemeint, das sich 
vom Handeln im Einzel- oder Gruppeninte-
resse absetzt. Der Aspekt der Gemeinwohl-
orientierung wird sehr prominent bereits im 
Titel der Neuen Leipzig-Charta aufgegriffen 
und in dem Dokument mit konkreten For-
derungen, wie der nach einer aktiven und 
strategischen kommunalen Bodenpolitik, 
hinterlegt.

Die Studie kann den positiven Ausblick ge-
ben, dass zahlreiche recherchierte Strategi-
en, Instrumente und konkrete Maßnahmen 
die transformative Kraft der Städte erken-
nen. Hierzu zählen bspw. transformative 
Lösungen zur Reduktion von Treibhausga-
sen, deren Hauptverursacher aktuell noch 
die Städte sind. Die Neue Leipzig-Charta 
liefert zum einen eine kompakte Übersicht 
dieser transformativen Kräfte und zum an-
deren den modernen, europäischen und 
integrierten Handlungsrahmen, die Trans-
formation der Städte gemeinwohlorientiert 
zu gestalten.
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Summary

Since the adoption of the Leipzig Charter 
in 2007, the European urban landscape has 
been subject to continuous change. Evol-
ving technical, societal and socio-economic 
trends and legal requirements have given 
rise to new issues in European cities. This 
was a key factor behind the drafting of the 
New Leipzig Charter, which was adopted by 
the EU Member States in November 2020.

The basis for discussion over the process of 
updating the charter was made possible by 
this broad background study. It is based on 
scientific as well as urban and spatial poli-
cy documents and gives an overview of the 
trends and strategies for action in Europe-
an urban development that have emerged 
since 2007, the year in which the Leipzig 
Charter was adopted. It shows the complex 
interactions between these trends and high-
lights how these trends may manifest very 
differently spatially in the different member 
states. The spatial levels studied include ur-
ban-rural interconnections, agglomerations, 
the overall city taking into account different 
city sizes and neighbourhoods.

The study was conducted well before the 
start of the COVID-19 pandemic in 2020, 
a global crisis that has had a significant im-
pact on every sector of activity within the 
European Union and its cities. We are still 
early on in the process of assessing the pan-
demic’s impact and developing strategies 
for dealing with and combatting it. These 
assessments and strategies are thus not re-
flected in the study.

According to the study, the integrated ap-
proach continues to be relevant as an ac-
tion strategy. However, in many ways, it is 
still not an established working principle in 
European urban development. The grow-
ing emergence of the place-based approach 
can be seen as a decisive impetus for the 
integrated approach. It states that the lo-

cation must be given more consideration 
as a reference point for horizontally- and 
vertically-integrated work within urban de-
velopment. Analysis of the documents in 
the study shows that the view on civil so-
ciety’s involvement in urban development 
has changed. For example, when compared 
to the period prior to 2007, there is more 
openness to co-production as the most ac-
tive form of participation in the urban de-
sign process. 

New approaches to the perception of dif-
ferent spacial levels (functional area, whole 
city area, neighbourhood level), were pre-
sented in the dialogue process for drafting 
the New Leipzig Charter. These include the 
recommendation to focus more on the in-
terconnectedness of neighbourhoods and 
functional spaces which many city dwellers 
experience as closely connected environ-
ments, such as when commuting to work. 
Accordingly, functionally connected metro-
politan and regional approaches were more 
thoroughly considered in the New Leipzig 
Charter. In addition, the aforementioned 
process suggested broadening the scope of 
neighbourhood development from disad-
vantaged neighbourhoods to include other 
areas of action such as climate change and 
intergenerational equity. The neighbour-
hoods that assume the function of being a 
point of arrival for people migrating into the 
city require long-term support, according 
to suggestions made during the dialogue 
process. Additional specific requirements 
for neighbourhood development can be ex-
pected once the COVID-19 pandemic has 
been assessed.

The study paints a complex picture of the 
new challenges facing European cities since 
2007, encompassing nearly all areas of sec-
toral policies and urban development. The 
greatest challenge is the climate crisis. The 
action strategies researched for addressing 
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the climate crisis call for consistent sustain-
able development if we wish to maintain 
the quality of life in European cities at its 
current level. The study revealed a similar 
need to take action when it comes to natural 
resources, demographic change, the drifting 
apart of society, dealing with further waves 
of migration and transforming our means 
of transportation, to find greener alterna-
tives and solutions. New forms of structur-
al change from the return of production to 
cities to the digital transformation and the 
energy transition are associated with many 
 opportunities and risks for European  cities. 
The New Leipzig Charter presents these 
emerging or growing challenges in a highly 
focused manner using the conceptual as-
pects of a “just”, “green”, “productive” city. 
The principles of resilience and sustainability 
are also laid out as a framework in the docu-
ment. Digitisation is included in the charter 
as a cross-sectoral issue.

Using the questions of land ownership and 
data sovereignty as an example, the study 
shows that European cities lack the skills 

and resources needed to act for the common 
good in some areas. Acting for the common 
good refers to actions that are in the interest 
of as many members of the community as 
possible, as opposed to actions that are in 
the interest of specific individuals or groups. 
The concept of acting for the common good 
is already highlighted in the title of the New 
Leipzig Charter and is underscored in the 
document with concrete requirements, such 
as the need for an active, strategic municipal 
land policy.

Overall, the study provides a positive out-
look: many of the strategies, instruments and 
concrete measures that have been researched 
recognise the transformative power of cities. 
This also includes transformative solutions 
for the reduction of greenhouse gases, to 
which cities are currently the greatest con-
tributors. The New Leipzig Charter provides 
a compact overview of this transformative 
power and a modern, European integrated 
framework for action aimed at shaping the 
transformation of cities in a way that bene-
fits the common good.
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1 Einleitung

Im November 2020 verabschiedeten die 
EU-Mitgliedstaaten mit der Neuen Leip-
zig-Charta ein Grundsatzpapier moderner, 
integrierter Stadtentwicklung, das auf neue 
oder verstärkte Trends reagiert, mit denen 
europäische Städte konfrontiert sind. Diese 
Trends werden in der Charta als transfor-
mative Kräfte in den Blick genommen, von 
denen Städte geformt werden und welche 
Städte gestalterisch für sich nutzen können. 
Dieser handelnden Rolle der Städte kommt 
in Problemlagen wie der Klimakrise, die zu 
großen Teilen in Städten verursacht wird, 
eine hohe Bedeutung zu. Die globale Ver-
städterung wird diesen Handlungsdruck 
nicht nur im europäischen, sondern auch 
im weltweiten Maßstab weiterwachsen las-
sen: Die Menschheit lebt mehrheitlich in 
Städten und wird dies zukünftig zuneh-
mend tun. Der World Urbanization Pros-
pect der UN geht von einem globalen An-
stieg des Verstädterungsgrades bis 2050 auf 
fast 70 % aus (vgl. Abbildung 1). Den Prog-
nosen nach ist Europa mit einer Zuwachs-
rate der Urbanisierung um fast 10 % bis 
2050 weiterhin Teil dieser Dynamik. Auch 
aufgrund dieser klaren demografischen Ge-
wichtung liegt die Vermutung nahe, dass die 
globale Zukunft in großem Umfang in den 
Städten und ihren funktionalen Regionen 
entschieden wird. 

Die vorliegende Studie hatte zur Aufgabe, 
die Erarbeitung der Neuen Leipzig-Char-
ta kritisch-konstruktiv mit fachlichen Ar-
gumenten zu unterstützen. Ausgangspunkt 
waren dabei die veränderten technischen, 
gesellschaftlichen und sozioökonomischen 
Rahmenbedingungen, die sich seit 2007 – 
dem Verabschiedungsjahr der Leipzig-Char-
ta in ihrer ursprünglichen Fassung – in den 
europäischen Städten abgezeichnet haben. 
Europa hatte sich damals zum ersten Mal in 
dieser Ausformulierungstiefe auf eine ge-
meinsame Auffassung integrierter Stadtent-
wicklung verständigt.

Im Fokus der Studie steht nicht eine dezi-
dierte Analyse sektoraler Themen, sondern 
ein Herauskristallisieren der übergreifenden 
Trends mit Relevanz für die zukünftige in-
tegrierte Stadtentwicklung in Europa. Die 
Studie zeigt die vielschichtigen Wechselwir-
kungen zwischen diesen Trends auf. Zudem 
sind die z. T. starken räumlichen Dispari-
täten in der Ausprägung dieser Trends ein 
Teil der Betrachtung, die sich bspw. durch 
variierende, nationale Anreizsysteme und 
Städtepolitiken ergeben. Diese differieren-
den Entwicklungspfade werden sowohl für 
unterschiedliche Stadtgrößen als auch auf 
den Raumebenen der Stadt-Umland-Ver-
flechtungen und Agglomerationsräume, der 
Gesamtstadt sowie auf der Quartiersebene 
untersucht.

Aufbau und Inhalt der Studie
Das Bewusstsein, dass Europa Teil von glo-
balen Transformationsprozessen ist, lässt 
sich aus den europäischen Leitdokumen-
ten zur Stadtentwicklung ablesen. In der 
kritischen und strategischen Auseinander-
setzung verbinden die Dokumente mit die-
ser Vernetzungs- und Abhängigkeitssitua-
tion Chancen und Risiken. Entsprechend 
umfangreich sind auf allen administrativen 
Ebenen die Überlegungen dazu, wie solche 
Prozesse gestaltet werden können oder wie 
sich ihnen anzupassen ist. Über die Trend-
beschreibung hinaus gibt die Studie daher 
einen groben Abriss zu europäischen Strate-
gien, die im Bereich der nachhaltigen Stadt-
entwicklung u. a. zum Umgang mit globalen 
Entwicklungen seit 2007 formuliert wurden. 
Die hierbei einbezogenen politischen und 
fachlich-strategischen Dokumente haben die 
Stadt in ihrer Gesamtheit im Blick. 

Zusammenfassend ist in der Studie die be-
stehende Vielfalt an operativen Prinzipien 
und Themenfeldern der Stadtentwicklung 
nach der Leipzig-Charta 2007 in einem 
angemessenen Abstraktionsgrad erfasst, 
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Quelle: World Bank 2019

 systematisiert und für den Diskussionspro-
zess zur Fortschreibung der Leipzig-Charta 
aufbereitet. 

Für die Studie wurde eine große themati-
sche Breite an Aspekten der europäischen 
Stadtentwicklung und globaler Trends als 
Untersuchungsrahmen vereinbart. Gleich-
zeitig soll die Studie im textlichen Umfang 
praktikabel als Hintergrunddokument der 
Fortschreibung dienen können. Aus dem 
Verschneiden beider Anliegen ergibt sich 
in der Konsequenz ein begrenzter Detail-
lierungsgrad, der in Einzelfragen der Stadt-
entwicklung erzeugt werden kann. Dies ist 
beim Lesen der jeweiligen Kapitel der Studie 
im Blick zu behalten. 

Die Studie entstand maßgeblich vor Aus-
bruch der Covid-19-Pandemie Anfang 2020 

in Europa, die als globale Krise erhebliche 
Auswirkungen auf die Europäische Union 
und ihre Städte in allen Bereichen hat. Die 
Folgeabschätzungen der Pandemie befinden 
sich erst am Anfang, was auch für die Erar-
beitung von Handlungsstrategien im Um-
gang mit und in der Abwehr der Pandemie 
gilt. Mit Verweis auf die Entstehungszeit 
findet diese u. a. städtische Querschnitts-
herausforderung in der Studie noch keinen 
Niederschlag.

Untersuchungsdesign
Die Studie arbeitet auf zwei Untersuchungs-
ebenen mit entsprechend unterschiedlichen 
Quellen (vgl. Abbildung 2: Systematik und 
Prozess der Dokumentenrecherche). Dies 
ist zum einen die literaturbasierte Beschrei-
bung von Entwicklungstrends, die für die 
zukünftige nachhaltige Stadtentwicklung in 

Abbildung 1:  
Urbanisierungsgrad (Anteil der Stadtbewohner an der Gesamtbevölkerung) in den Weltregionen von 
1995 bis 2018
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Quelle: Eigene Darstellung

 Europa bestimmend sind. Diese Ebene setzt 
auf  wissenschaftlichen Dokumenten auf. 

Auf der zweiten Untersuchungsebene wer-
den die Handlungsstrategien herausgear-
beitet, welche stadt- und raumpolitisch 
u. a. durch die EU-Mitgliedstaaten und die 
EU-Kommission als Antwort auf diese Ent-
wicklungstrends formuliert wurden. Hierzu 
wurden ausgewählte fachliche und politi-
sche Dokumente recherchiert und auf stra-
tegische Aussagen hin ausgewertet, welche 
nach der Leipzig-Charta 2007 auf nationa-
ler, europäischer und internationaler Ebe-

ne gesamtheitliche Fragen der nachhaltigen 
Stadtentwicklung behandelt haben. Hierzu 
zählen u. a. Memoranden, Weißbücher, De-
klarationen als auch politikseitig beauftragte 
Berichte und Gutachten.

Im Erarbeitungsprozess nahm die Rück-
kopplung von Zwischenergebnissen und 
Thesen der Studie innerhalb des paral-
lel verlaufenden nationalen und europäi-
schen Dialogprozesses zur Fortschreibung 
der Leipzig-Charta eine herausgehobene 
Stellung ein. Diese Expertenrunden unter 
Schirmherrschaft des Bundes ministeriums 

Abbildung 2:  
Systematik und Prozess der Dokumentenrecherche
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des Innern, für Bau und Heimat als weite-
rer Impulsgeber der Studie setzten wichtige 
Akzente in der Einordnung der städtischen 
Relevanz von Entwicklungstrends, für die 
sich kaum quantitative Bestimmungsme-
thoden anbieten. Zu wenig ergiebig sind 
hierfür mandatsbedingt bspw. die statisti-
schen Quellen der EU-Kommission – den 
Urban Audit als freiwillige Städtestatistik 
eingeschlossen – zu sektoralen Städtethe-
men, was u. a. die Datenlage im aktuellen 
europäischen Städtebericht von 2019 „The 
future of Cities“1 sehr gut veranschaulicht. 
Diese Situation macht den Bedarf sichtbar, 
städtische Daten besser in der EU zu vernet-
zen und zugänglich zu machen.

Mit Blick auf die politischen Dokumente ist 
hervorzuheben, dass seitens der Städte oder 
deren Vertretungen ausschließlich Veröf-
fentlichungen des Deutschen Städtetages 
vorlagen. Starke, aber nicht ausschließlich 

1 Europäische Kommission; JRC 2019

durch europäische Städte getriebene Doku-
mente sind die „Aktionspläne (final action 
plans)“ der Partnerschaften, die im Zusam-
menhang des „Urbanen-Agenda“-Prozes-
ses (Städteagenda für die EU) entstanden 
sind. Diese Aktionspläne liegen zum Re-
daktionsschluss zu folgenden zwölf The-
men vor: Arbeit und Bildung in der lokalen 
Wirtschaft, digitaler Wandel, innovative Be-
schaffung, städtische Mobilität, Integration 
von Migranten und Flüchtlingen, städtische 
Armut, Wohnen, nachhaltige Flächennut-
zung, Kreislaufwirtschaft, Klimaanpassung, 
Energiewende sowie Luftreinhaltung. Zahl-
reiche strategische Ansätze der Partnerschaf-
ten wurden in die vorliegende Studie einge-
bettet. Die Themen Kultur und kulturelles 
Erbe sowie Sicherheit im öffentlichen Raum 
wurden im Herbst 2018 von zwei weiteren 
Partnerschaften der Urbanen Agenda an-
gegangen.
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2 Der integrierte Ansatz als strategische 
Grundaussage der Leipzig-Charta 2007: 
Ausgangspunkt für eine Fortschreibung

2 Informelles Ministertreffen für Stadtentwicklung – Deutsche EU-Ratspräsidentschaft 2007
3 Difu/BBSR 2012
4 Grisel; van Heerden; Scheurer/BBSR 2017
5 Franke; Strauss; Reimann/BMVBS/BBR 2007

Die „Leipzig-Charta zur nachhaltigen eu-
ropäischen Stadt“ (2007)2 setzt sich aus den 
fünf Bausteinen
	■ Präambel,
	■ Erklärung, 
	■ I. Empfehlung zur stärkeren Nutzung 

der Ansätze einer integrierten Stadt ent-
wick lungspolitik, 
	■ II. Empfehlung zur Fokussierung auf be-

nachteiligte Stadtquartiere im gesamt-
städtischen Kontext und 
	■ Schlussnote

zusammen. Inhalt der Bausteine sind die 
nach Auffassung der EU-Mitgliedstaaten 
notwendigen Leitbilder, Prinzipien, In-
strumente und sektoralen Handlungsstra-
tegien einer nachhaltigen europäischen 
Stadtentwicklung. Dabei bewegt sich die 
Leipzig-Charta strategisch auf den räum-
lichen Handlungsebenen der Gesamtstadt, 
der sog. benachteiligten Quartiere sowie 
der stadtregionalen Vernetzungsräume. 
Die Prinzipien, Instrumente und sektora-
len Handlungsstrategien der Charta werden 
mehrheitlich in mindestens zwei der fünf 
Bausteine angesprochen und z. T. stärker 
akzentuiert. Gleiches gilt für die o. g. räum-
lichen Handlungsebenen, welche die Charta 
adressiert.

2.1  Leitbilder, Prinzipien 
und Instrumente der 
 Leipzig-Charta 2007

Unter den Leitbildern, Prinzipien und In-
strumenten nimmt die integrierte Stadt-
entwicklung den Rang einer Schlüsselstrate-
gie ein (vgl. Abbildung 3). Die maßgebliche 

Kernbotschaft der Charta ist die Stärkung 
oder Implementierung des integrierten 
Ansatzes in sämtlichen Stadtpolitiken auf 
europäischer, staatlicher, regionaler und 
städtischer Ebene. Darunter wird eine ganz-
heitliche Stadt entwicklungspolitik verstan-
den, die ihr strategisches Planen und ope-
ratives Handeln räumlich, sektoral und 
zeitlich vernetzt koordiniert und rückkop-
pelt (vgl. Abbildung 4). Als zweite Schlüs-
selstrategie empfiehlt die Charta, besondere 
Aufmerksamkeit auf die Entwicklung sog. 
benachteiligter Stadtteile im gesamtstäd-
tischen Kontext zu richten, in denen sich 
baustrukturelle, ökonomische, soziale und 
ökologische Problemlagen konzentrieren.

In der Vertiefung wird die integrierte Stadt-
entwicklungspolitik zum einen hinsicht-
lich der einzubeziehenden Akteure aus-
differenziert (vgl. Abbildung 4). Es geht 
um eine zunehmende Abkehr von strikten 
Top-down-Prozessen zugunsten einer Stär-
kung von Bottom-up-Prozessen.3 Zum ande-
ren liegt der besondere Fokus auf dem infor-
mellen Planungsinstrument der integrierten 
Stadt entwicklungskonzepte, deren (breiter) 
Einsatz in den Städten vieler Mitgliedstaa-
ten 2007 erst noch bevorstand und auch 
2017 gem. der Evaluierung des Bundesins-
titutes für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR) „Zehn Jahre Leipzig-Charta“4 noch 
nicht vollumfänglich erfolgt war. Die weitere 
Untersetzung und wissenschaftliche Her-
leitung des integrierten Ansatzes erfolgte 
im Rahmen der Erarbeitung der Hinter-
grundstudie zur Leipzig-Charta: Integrierte 
Stadt entwicklung als Erfolgsbedingung einer 
nachhaltigen Stadt.5
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Abbildung 3:  
Übersicht zu den Leitbildern, Prinzipien und Instrumenten europäischer Stadtentwicklung in der Leipzig-Charta 2007 
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Abbildung 4:  
Schema des in der Leipzig-Charta 2007 dargestellten integrierten Ansatzes 
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2.2 Sektorale 
 Handlungsstrategien  der 
Leipzig-Charta 2007

Die Charta 2007 hebt fünf sektorale Hand-
lungsstrategien heraus, indem diesen Stra-
tegien eigene Abschnitte gewidmet werden. 
Wegbereitend für vier dieser fünf (vgl. Ab-
bildung 5) dürften die nachfolgenden Stu-
dien gewesen sein, welche in der Präambel 
der Leipzig-Charta erwähnt werden und in 
ihren Titeln große Nähe zu den Ü berschrif-
ten von vier Handlungsstrategien aufweisen:
	■ „Städtebauliche Aufwertungsstrategien 

in benachteiligten Stadtquartieren“6,
	■ „Stärkung der lokalen Ökonomie und 

der lokalen Arbeitsmarktpolitik in be-
nachteiligten Stadtquartieren“7,
	■ „Aktive Bildungs- und Ausbildungspo-

litik für Kinder und Jugendliche in be-
nachteiligten Stadtquartieren“8 und
	■ „Nachhaltiger Stadtverkehr und be-

nachteiligte Stadtquartiere“9.

Als weitere sektorale Handlungsfelder wur-
den die „Modernisierung der Infrastruk-
turnetze“ und die „Steigerung der Energie-
effizienz in die Leipzig-Charta“ als eigener 
Abschnitt aufgenommen, ohne dass diese 
mit Hintergrundstudien unterlegt waren. 

Auch wenn andere sektorale Themen nicht 
ähnlich stark akzentuiert sind, beinhaltet die 
Charta zu einigen Themenbereichen bereits 
sehr weitreichende Handlungsansätze. Hier-
zu gehören bspw. die Fragen einer Boden- 
und Wohnungspolitik, welche sehr proaktiv 
adressiert werden: 

„Eine wichtige Grundlage für die effiziente 
und nachhaltige Nutzung von Ressourcen 
ist eine kompakte Siedlungsstruktur. Diese 
kann durch eine Stadt- und Regionalpla-
nung, die eine Zersiedelung des städtischen 

6 Wasserberg; van Meer; van Kampen/BMVBS/BBR 2007
7 Huttenloher/BMVBS/BBR 2007
8 Brocke; Manthey/BMVBS/BBR 2007
9 Lehmbock; Spott; Beckmann/BMVBS/BBR 2007
10 Informelles Ministertreffen für Stadtentwicklung – Deutsche EU-Ratspräsidentschaft 2007
11 Grisel; van Heerden; Scheurer/BBSR 2017

Umlandes verhindert, erreicht werden. Hier 
muss engagiert dafür gesorgt werden, dass 
das Flächenangebot gesteuert und Spekula-
tionen eingedämmt werden. […]

Um den sozialen Zusammenhalt und die 
Integration in den Städten und Stadtregio-
nen zu erreichen, kann eine gut konzipierte 
soziale Wohnraumpolitik ein wirkungsvolles 
Instrument sein. Gesunder, bedarfsgerech-
ter und preisgünstiger Wohnraum kann die 
Attraktivität und Anziehungskraft sowohl 
für junge als auch für ältere Menschen er-
höhen und somit zur Stabilität im Stadtteil 
beitragen.“10

2.3 Anwendung der 
 Leipzig-Charta seit 2007

Die jüngste gesamtheitliche Untersuchung 
einer integrierten Stadtentwicklungspoli-
tik in Europa liegt aus dem Jahr 2017 mit 
der deutschen Veröffentlichung „10 Jahre 
Leipzig Charta – Die Bedeutung integrierter 
Stadtentwicklung in Europa“ vor. Die Studie 
vergleicht quantitativ Strategien und Maß-
nahmen zur Aufwertung sog. benachteilig-
ter Stadtquartiere, nationale Stadtpolitiken, 
den Stellenwert der Raumordnungsgesetz-
gebung, Multi-level Governance in den 
Stadtpolitiken und deren finanzielle Aus-
stattung in Europa anhand von Länderana-
lysen. Im Fazit der Analyse wird bilanziert, 
dass „trotz deutlicher Heterogenität nati-
onaler stadtpolitischer Rahmenwerke die 
grundsätzliche Idee integrierter Stadtent-
wicklung mit einer starken gebietsbezoge-
nen Logik den politischen Mainstream in 
Europa erreicht hat.“11 Es besteht entspre-
chend dieser Studie ein unveränderter Be-
darf, Prinzipien und Instrumente der Char-
ta von 2007 stärker zu implementieren. Zu 
stark stellt sich noch die Spreizung inte-
grierter Stadtentwicklung in  Ausrichtung, 
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Umfang und Qualität in  Europa dar, als 
dass die Inhalte der 2007er-Charta als 
bereits verinnerlicht und im Regelge-
schäft stringent eingesetzt gelten dürfen.

Als ein Indikator für die Anwendung der 
Charta kann der Abruf und Einsatz der 
Fördermittel herangezogen werden, welche 
die EU für die (integrierte) Stadtentwick-
lung bereitstellt. In der EU-Förderperiode 
2007–2013, also mit Verabschiedungsjahr 
der Leipzig-Charta, bot sich allen Mit-
gliedstaaten erstmals die Möglichkeit, die 
nachhaltige Stadtentwicklung im Regelpro-
gramm des Europäischen Fonds für regio-
nale Entwicklung (EFRE) auf viele Städte 
auszuweiten. In welcher Art und in  welchem 
Maß davon Gebrauch gemacht wird, prüfen 
für die noch laufende EU-Förderperiode 
2014–2020 entsprechend einer Abfrage des 
Deutschen Verbandes für  Wohnungswesen 

Abbildung 5:  
Übersicht zu den sektoralen Handlungsstrategien europäischer Stadtentwicklung, die in der Leipzig-Charta 2007 
 berücksichtigt sind 
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von eigenen Anstrichen und Überschriften

eine Berücksichtigung ausschließlich  
im Fließtext
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“The analysis of the OPs and AIRs revealed that 
only 55 out of 103 programmes can be linked 
to integrated urban development strategies. 
In the case of 48 OPs no integrated approach is 
mentioned in the programmes. […] Even those 
OPs where the strategy systematically supports 
integrated approaches, the actual implemen-
tation does not appear to be integrated and 
individual projects seem to follow, in most 
instances, a rather sectoral approach.“

Zit. Europäische Kommission, 2016: Ex post evaluation of 
Urban Development and Social Infrastructure. Final Report. 
Brüssel, S. 51.
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Städtebau und Raum ordnung e. V. im 
Aug. 2020 Deutschland, Italien, Portu-
gal und Spanien auf nationaler Ebene so-
wie die EU-Kommission für sämtliche 
EU-Mitgliedstaaten für jede Förderperiode.

Anhand der Analysen durch die EU-Kom-
mission lässt sich festhalten, dass die Über-
tragung der Ideen der Leipzig-Charta 2007 
auf die operationellen Programme des EFRE 
in der EU-Förderperiode 2007–2013 in der 
Qualität und Quantität jedoch sehr unter-
schiedlich ausfiel bzw. in Teilen nicht statt-
fand. Während in vier Mitgliedstaaten 14–
19 % des EFRE-Budgets für Maßnahmen 
der allg. Stadt entwicklung und sozialen In-
frastruktur verwendet wurden, flossen in 
acht Mitgliedstaatena keine EFRE-Mittel zu 
diesen Maßnahmen ab.12 Verdachtsweise 
dürften die Bereitstellung und der Abruf von 
EFRE-Mitteln für die nachhaltige Stadtent-

12 Europäische Kommission 2017
13 Europäische Kommission 2017
14 Barca 2009
15 Europäische Kommission 2017

wicklung noch übersichtlicher ausgefallen 
sein.b Den Verzicht einiger Mitgliedstaa-
ten, den europäischen Städten EFRE-Mittel 
für den integrierten Einsatz entsprechend 
der Leipzig-Charta zur Verfügung zu stel-
len, analysiert der sog. Barca-Report „An 
Agenda for a reformed cohesion policy. A 
place-based approach to meeting European 
Union challenges and expectations“im De-
tail. Dieser unabhängige Report von Fabrizio 
Barca wurde von der DG Regio zur Bewer-
tung der Wirksamkeit der bisherigen Kohäsi-
onspolitik in Auftrag gegeben und erschien 
2009. Der Report mündet zum einen in einer 
deutlichen Kritik an der Top-down-EU-För-
derpolitik13 von EU, Mitgliedstaaten und Re-
gionen14 und zum anderen in der Forderung 
nach einem scharfen Richtungswechsel der 
Kohäsionspolitik hin zu einem stärkeren 
integrierten, ortsbezogenen Entwicklungs-
ansatz (integrated place-based approach).15 
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16 Barca 2009
17 Difu/BBSR 2012 • Europäische Kommission 2011 • Regierung der Republik Zypern 2017 • Informelles Minister-

treffen für Stadtentwicklung – Niederländische EU-Ratspräsidentschaft 2016 • Informelles Ministertreffen für 
Stadtentwicklung – Lettische EU-Ratspräsidentschaft 2015 • WBGU 2016

18 Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Städtische Armut 2018

Die integrierte Stadtentwicklung wurde 
seit 2007, wie im vorstehenden Kapitel auf-
gezeigt, zumindest partiell auf den unter-
schiedlichen Verwaltungsebenen der EU 
angewendet. Dabei fanden Weiterentwick-
lungen des integrierten Arbeitens statt, die 
der Gegenstand der nachfolgenden Aus-
führungen sind. Als Quellen hierfür wur-
den maßgeblich Handlungsstrategien der 
EU-Mitgliedstaaten und EU-Kommission 
sowie Erkenntnisse und Meinungsbilder he-
rangezogen, die im Dialogprozess zur Fort-
schreibung der Leipzig-Charta 2019/20 ent-
standen.

3.1 Ortsbezogener Ansatz 
(integrated place-based 
approach)

Nach Barca sollte der Ort (place) stärker 
Kristallisations- und Bezugspunkt für ein 
horizontales und vertikales integriertes Ar-
beiten in der Stadtentwicklung sein. Sowohl 
Quartiers-, Stadt- und Regionalentwick-
lungskonzeptionen als auch auf Städte aus-
gerichtete Förderinstrumente sollten analy-
tisch und partizipativ vom Ort bzw. von der 
Bedarfslage hergeleitet sein, auf welche sie 
sich beziehen. Makroökonomisch kommt 
der Barca-Report zu dem Schluss, dass von 
einer Stärkung des integrated place-based 
approach u. a. ein effizienterer Fördermit-
teleinsatz zu erwarten ist, wobei Effizienz 
hier das Ausschöpfen und Ausnutzen der 
lokalen Kapazitäten und Potenziale meint.16

In solcher Stringenz lässt sich dieser Ansatz 
in der Leipzig-Charta 2007 noch nicht vor-
finden, fand aber erkennbar in den Jahren 
nach ihrer Verabschiedung zunehmend Be-

rücksichtigung im Ausrichten von Förderin-
strumenten bspw. in der EFRE-Rahmen-VO 
für die ESIF-Periode 2014–2020. Zum einen 
wurde hier die Mindestquote von 5 % des 
EFRE-Gesamtbudgets von Mitgliedstaatenc 
festgelegt, die in den OP der nachhaltigen 
Stadtentwicklung gewidmet werden muss. 
Zum anderen wurde wesentlich verbindli-
cher formuliert, dass nachhaltige Stadtent-
wicklungsmaßnahmen im EFRE auf Basis 
von vorliegenden oder zu erarbeitenden in-
tegrierten Stadt(-teil)entwicklungskonzep-
ten gefördert werden sollten. Die Notwen-
digkeit von Programmen, die in höherem 
Maße kompatibel zu lokalen Bedarfslagen 
sind, unterstreichen mehrheitlich mitglied-
staatliche und von Städten vorangetriebene 
Dokumente.17 

Sehr konkret äußert sich hierzu die Urbane 
Agenda für die EU – Partnerschaft Städti-
sche Armut, die u. a. eine Einführung von 
ESIF-Globalzuschüssen (Block Grants)18 vor-
schlägt. Zum flexiblen integrierten Einsatz 
solcher Globalzuschüsse bzw. Globalbudgets, 
gespeist aus ESI-Fonds, hätten Stadtpolitik 
und -verwaltung vor Ort in Zusammenar-
beit mit relevanten zivilgesellschaftlichen 
Akteuren weitreichende Kompetenzen. Für 
die Block Grants legen Richtlinien und Ver-
ordnungen lediglich einen groben Rahmen 
fest, welcher den lokalen Akteuren einen um-
fangreichen Spielraum lässt, die Förderung 
entsprechend den örtlichen Bedarfen inte-
griert einzusetzen. Diese Mitteldelegation 
ggf. an die lokale Ebene vor Ort würde ein 
hohes Vertrauen in lokales Wissen und Kapi-
tal voraussetzen und bedarf der Bereitschaft 
der lokalen Akteure, die damit verbundene 
Verantwortung übernehmen zu wollen.
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3.2 Kultur einer 
  gemeinsamen Stadt-
entwicklung(-spolitik)

3.2.1 Mehrebenenverwaltung (Multi-
level Governance)

Damit europäische, mitgliedstaatliche und 
regionale Städtepolitiken besser die lokale 
Bedarfslage abbilden, empfiehlt im Nach-
gang der Leipzig-Charta das European Ur-
ban Knowledge Network – EUKN19 die Ver-
ankerung einer konsequenten Multi-level 
Governance (Mehrebenen-Steuerung) als 
Grundprinzip nachhaltiger Stadtentwick-
lung. 

Einen Einblick in die derzeitigen Möglich-
keiten einer EU-Multi-level Governance aus 
der Stadtperspektive vermittelt Abbildung 6 
aus dem Handbuch „Multi-level Urban Go-
vernance or the Art of Working Together“, 
welches das EUKN 2011 im Auftrag der bel-
gischen Ratspräsidentschaft erarbeitet hat. 
Das Handbuch ordnet verschiedene Formen 
der Multi-level Governance in der EU und 
arbeitet für die städtische Ebene hierzu Bei-
spiele aus ganz Europa auf. Diese Ebene ist 
um die neuen räumlichen Handlungsebenen 
der Region und des Quartiers in Hinblick 
auf die Fortschreibung der Leipzig-Charta 
zu erweitern.

Die informelle Stadtentwicklungsminister-
konferenz in Toledo und die Urban-Agenda- 

19 Grisel; van de Waart/EUKN 2011
20 Informelles Ministertreffen für Stadtentwicklung – Spanische EU-Ratspräsidentschaft 2010 • Urbane Agenda 

für die EU – Partnerschaft Städtische Mobilität 2018 
21 Regierung des Königreichs Belgien 2017 • Informelles Ministertreffen für Stadtentwicklung – Lettische 

EU-Ratspräsidentschaft 2015 • Overmeyer; Misselwitz; Mulé/BBSR 2016
22 Europäische Kommission 2017
23 Europäische Kommission 2011 • Europäische Kommission 2011 • Regierung des Königreichs Schweden 

2017 • Informelles Ministertreffen für Stadtentwicklung – Lettische EU-Ratspräsidentschaft 2015 • Michalski; 
Zur Nedden; Frölich von Bodelschwingh/Bundesstiftung Baukultur 2016 • Overmeyer; Misselwitz; Mulé/BBSR 
2016 • Schneider; Dellas; Burkel/BBSR 2018 • Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Städtische Mobilität 
2018 

24 Europäische Kommission 2011 • Europäische Kommission 2011 • Informelles Ministertreffen für Stadtent-
wicklung – Spanische EU-Ratspräsidentschaft 2010 • Langenbrinck; Berding; Habermann-Nieße/BMUB 
2017 • Michalski; Zur Nedden; Frölich von Bodelschwingh/Bundesstiftung Baukultur 2016 • Overmeyer; Mis-
selwitz; Mulé/BBSR 2016 • Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Städtische Mobilität 2018 • WBGU 2016

25 Europäische Kommission 2017 • Europäische Kommission 2011 • Regierung des Königreichs der Niederlan-
de 2017 • Michalski; Zur Nedden; Frölich von Bodelschwingh/Bundesstiftung Baukultur 2016 • Overmeyer; 
 Misselwitz; Mulé/BBSR 2016

Partnerschaft Städtische Mobilität emp-
fehlen i. S. einer Stärkung der Multi-level 
Governance die umfangreichere Einbezie-
hung der Städte in die Erarbeitung der OP 
der Europäischen Struktur- und Investi-
tionsfonds und nationaler Programme.20 
Hierbei sehen u. a. die EU-Kommission und 
die belgische Regierung den Bedarf, (stadt-)
gebietsbezogene Förderinstrumente zu stär-
ken21 und neue Allianzen (Share-Allianzen, 
Crowd-Allianzen etc.) in der Stadtentwick-
lung zu berücksichtigen22. 

3.2.2 Aktivierende Partizipation und 
Zusammenarbeit

Seit 2007 hat sich die Auffassung von (for-
maler) Bürgerbeteiligung in die Richtung 
einer stärkeren partnerschaftlichen Stadt-
entwicklung von Politik, Behörden, Stake-
holdern und Zivilgesellschaft entwickelt.23 
Mit dem Ziel einer größeren Effizienz von 
Stadtentwicklungsmaßnahmen wird emp-
fohlen, Zivilgesellschaft und den privaten 
Sektor z. T. frühzeitig in Stadtentwicklungs-
prozesse einzubinden,24 wenn diese noch 
offen und flexibel für Veränderungen sind.

Damit eine solche dialogisch zugeschnittene 
kooperative Stadtentwicklung25 repräsen-
tativ verläuft, bedarf es verstärkt Aktivie-
rungsmethoden in der Partizipation. Nach 
Auffassung der EU-Kommission und der 
Deutschen Bundesregierung ist zum einen 
vielerorts erst das Interesse der Bürgerschaft 
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Quelle: Grisel; van de Waart/EUKN 2011, S.19

Abbildung 6:  
Die EU-Multi-level Governance aus der vereinfachten Perspektive der europäischen Stadt
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an zentralen Stadtentwicklungsthemen zu 
wecken.26 Zum anderen sollte die Partizi-
pation stärker in der Lebenswirklichkeit der 
Menschen bspw. beim Aneignen und Mit-
gestalten urbaner Räume stattfinden.27 Um 
eine Teilhabe zu gewährleisten, sind bspw. 
auf Empfehlung des WBGU (Wissenschaft-
licher Beirat der Bundesregierung globale 
Umweltveränderungen) zudem beeinträch-
tigte, sozial schwache28 und junge Bevölke-
rungsgruppen vermehrt mit Partizipations-
prozessen zu erreichen.29 Hierbei sind die 

26 BMUB 2016 • Europäische Kommission 2011 
27 Grisel; van Heerden; Scheurer/BBSR 2017 • WBGU 2016 
28 Michalski; Zur Nedden; Frölich von Bodelschwingh/Bundesstiftung Baukultur 2016 • Overmeyer; Misselwitz; 

Mulé/BBSR 2016 
29 WBGU 2016

Möglichkeiten und Grenzen der Mitspra-
che und -gestaltung klar zu kommunizieren, 
damit die Teilnehmenden mit realistischen 
Erwartungshaltungen in die Prozesse gehen 
und für weitere Partizipationsanlässe und 
-formate aufgeschlossen sind. Zudem geht 
es nicht nur um die  Sicherung von Teilhabe 
in der Partizipation, sondern auch darum, 
Leistungsträger der Gesellschaft stärker für 
solche Prozesse zu interessieren und zu mo-
bilisieren.
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Zur Unterstützung des bürgerschaftlichen 
Engagements sollten von städtischer Seite 
zivilgesellschaftliche Netzwerke gefördert30 
und die Bürgerbeteiligung an der kommuna-
len Haushaltsplanung angeboten werden.31 
In der stärkeren Digitalisierung von Betei-
ligungsinstrumenten sehen die Mitglied-
staaten Deutschland, Litauen und Polen die 
Chance, die Teilnahmebereitschaft an Par-
tizipationsprozessen zu erhöhen und deren 
Ressourcenaufwand zu reduzieren.32

Die dargestellten aktivierenden und kolla-
borativen Ansätze stellen höhere Ansprü-
che an die Konzeption und Durchführung 
solcher Beteiligungsprozesse. In den städti-
schen Verwaltungen werden hierzu erwei-
terte Kompetenzen benötigt, die u. a. ein 
ausgewogenes Management der Interessen 
von Initiativen, Privatwirtschaft etc. bein-
halten sollten.

3.2.3 Kommunale 
Handlungsfähigkeit stärken

Im Kern der guten städtischen Verwaltung 
steht die in den Mitgliedstaaten sehr unter-
schiedlich verankerte kommunale Selbstver-
waltung33, welche Städten und Gemeinden 
bei entsprechender Finanzausstattung garan-
tiert, ihre örtlichen Angelegenheiten selbst 
zu regeln. Zu dieser subsidiären Aufgaben-
verteilung zwischen Staat und Kommunen 
einhergehend mit Dezentralisierungsansät-
zen haben sich die EU-Mitgliedstaaten mit 
der Verabschiedung der Europäischen Char-
ta der kommunalen Selbstverwaltung bereits 
1985 im Grundsatz verständigt.34 

30 WBGU 2016 
31 Europäische Kommission 2011 • Michalski; Zur Nedden; Frölich von Bodelschwingh/Bundesstiftung Baukul-

tur 2016
32 BMUB 2012 • Regierung der Republik Litauen 2018 • Regierung der Republik Polen 2018
33 Kuhlmann; Dumas; Heuberger/BBSR 2020
34 Europarat 1985
35 Kuhlmann; Dumas; Heuberger/BBSR 2020.
36 UN Habitat 2010
37 Regierung der Republik Estland 2016 • WBGU 2016 
38 WBGU 2016
39 WBGU 2016 

Zur Ausübung der kommunalen Selbstver-
waltung benötigen die Städte ausreichende 
Finanzen und Ressourcen, Zuständigkeiten 
sowie Kompetenzen. Die finanzielle Situa-
tion der Kommunen ist als entscheidende 
Voraussetzung für ihre Leistungsfähigkeit 
hervorzuheben. Ein Mindestmaß an kom-
munaler Fiskalautonomie, wie bspw. aus-
kömmliche eigene Steuereinnahmen, kann 
hierzu beitragen. Hinlänglich mit Zustän-
digkeiten sind solche Kommunen ausgestat-
tet, die über ein breites Aufgabenportfolio 
zur eigenständigen Erledigung verfügen. 
Hiermit können die Kommunen ihre territo-
riale Steuerungs- und Koordinierungsfunk-
tion wahrnehmen. Über die erforderlichen 
Kompetenzen für eine kommunale Selbst-
verwaltung verfügen Kommunen, wenn sie 
entsprechende politische Verantwortlichkeit 
und Artikulationsfähigkeit besitzen. Dies 
kann sich u. a. in Form von Mitwirkungs-
rechten an der Gesetzgebung oder Zugangs-
rechten zu Entscheidungsprozessen höherer 
Ebenen ausdrücken.35 

Die gute städtische Verwaltung basiert zu-
dem auf den Grundsätzen von Inklusion, 
Rechenschaftspflicht, Integrität und Trans-
parenz von Verwaltungshandeln.36 U.a. der 
WBGU benennt sie als ein Garant für eine 
erfolgreiche und nachhaltige Stadtentwick-
lung, die in Europa unverändert einer hohen 
Aufmerksamkeit bedarf. Dies gilt insbeson-
dere für die Transparenz37 des kommunalen 
Haushaltens38 und die Korruptionsbekämp-
fung39.
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3.3 Räumliche Ebenen
Vieles in den geprüften Dokumenten deu-
tet darauf hin, dass sich die Gewichtung der 
räumlichen Betrachtungsebenen seit 2007 
verschoben hat: Zum einen gehen Quar-
tiersansätze mittlerweile weit über die rei-
ne Stabilisierung von sozial schwächeren 
Quartieren hinaus, zum anderen erfolgt eine 
stärkere Betonung der funktionalen Vernet-
zung von Räumen. Die „Perspektiven der 
Nationalen Stadtentwicklungspolitik“ wei-
sen darauf hin, dass das Quartier zwar nach 
wie vor eine entscheidende Rolle für den 
Erfolg einer nachhaltigen Stadtentwicklung 
spiele, allerdings: „Aus der Kultivierung des 
Lokalen wird jedoch nur dann ein Baustein 
nachhaltiger Stadtentwicklung, wenn in die-
sen Plänen nicht der Blick für das Ganze 
verloren geht. Themen für die Verzahnung 
der Handlungsebenen gibt es viele – etwa 
die Verbindung von Mobilität und Woh-
nungsbau, die Sicherung der Nahversorgung 
oder die Integration von Einwanderern. Zu-
kunftsorientierte Quartiersentwicklung ist 
deshalb einzubetten in Strategien für Stadt 
und Region.“40

3.3.1 Stadtregion und 
polyzentrisches Städtenetz als 
räumliche Handlungsebene 
integrierter Stadtentwicklung

Hinsichtlich der stadtregionalen Dimen-
sion hat die interkommunale Zusammen-
arbeit zwischen Stadt und Umland sowie 
innerhalb von metropolitanen Agglome-
rationsräumen an Bedeutung gewonnen.41 
Dies ist insbesondere vor dem Hintergrund 
des demografischen Wandels und der bipo-
laren Entwicklungen mit Schrumpfungs- 
und Wachstumstendenzen von Städten und 
Regionen, von Stadt und ländlichem Raum 
bedeutsam. In einigen Mitgliedstaaten (u. a. 
Italien, Frankreich, Belgien) stellt sich die 

40 Zlonicky; Pesch/BBSR 2017
41 Bērzkalne; Fermin; Grisel/EUKN 2015 
42 Kuhlmann; Dumas; Heuberger/BBSR 2020
43 Informelles Ministertreffen für Stadtentwicklung – Lettische EU-Ratspräsidentschaft 2015
44 Regierung der Republik Polen 2018

kommunale Ebene als stärker kleinteilig dar, 
weshalb die sehr kleinen Kommunen über 
wenige personelle Ressourcen verfügen und 
daher alleine kaum handlungsfähig sind. 
Hier sind größere interkommunale Zusam-
menschlüsse eine Notwendigkeit.42 Zudem 
sollten in Förderstrategien – entsprechend 
den Empfehlungen des Dialogprozesses zur 
Fortschreibung der Leipzig-Charta – die z. T. 
sehr engen Vernetzungszusammenhänge 
der Stadt mit ihrem Umland bzw. mit ihrer 
funktionalen Stadtregion stärker bspw. in 
Form von interkommunalen Förderange-
boten berücksichtigt werden.

In der 2015 verabschiedeten „Erklärung 
von Riga“43 bekennen sich die Stadt-
entwicklungsminister der EU zur Relevanz 
von kleinen und mittelgroßen Städten, da 
diese eine signifikante Rolle für eine ausge-
glichene Raumentwicklung in Europa spie-
len. Dies konkretisiert beispielsweise Polen 
mit der Empfehlung, verstärkt öffentliche 
und private Investitionen in die Mittel- und 
Kleinstädte zu lenken, die von signifikant 
sozialen und wirtschaftlichen Funktions-
verlusten bedroht sind oder diese bereits 
aufweisen.44

3.3.2 Das Quartier als 
Handlungsraum der integrierten 
Stadtentwicklung

Die Leipzig-Charta 2007 hat neben der Emp-
fehlung, die Ansätze einer integrierten Stadt-
entwicklungspolitik stärker zu fördern, ein 
besonderes Augenmerk auf die Aufwertung 
benachteiligter Stadtquartiere gelegt. Grund 
hierfür waren u. a. die sich verstärkenden 
sozialräumlichen Disparitäten in den Städ-
ten Europas mit Quartieren, in denen sich 
wirtschaftliche, soziale, stadtstrukturelle und 
ökologische Problemlagen konzentrieren. 
Die Entwicklung dieser Quartiere sollte, 
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so betonte die Charta schon 2007, in eine 
gesamtstädtische integrierte Stadtentwick-
lungspolitik45 eingebettet werden.

Die EU-Kommission förderte zwischen 1994 
und 2006 mit den Programmen URBAN 
I und II die benachteiligten Stadtquartie-
re direkt. Grundlage für die Aufnahme in 
URBAN II war, dass mindestens drei der 
nachfolgenden Bedingungen erfüllt sein 
mussten:46

	■ geringe Wirtschaftstätigkeit und be-
sonderer Umstellungsbedarf aufgrund 
wirtschaftlicher und sozialer Schwierig-
keiten;
	■ hohe Langzeitarbeitslosenquote, hohes 

Armutsniveau und erhöhtes Maß an 
Ausgrenzungen;
	■ niedriges Bildungsniveau, erhebliches 

Defizit an Qualifikationen und hohe 
Schulaussteigerraten;
	■ hoher Anteil an Einwanderern, ethni-

schen Minderheiten oder Flüchtlingen;
	■ hohe Kriminalitätsrate;
	■ kritische Bevölkerungsentwicklung;
	■ in besonderem Maße geschädigte Um-

welt.

Der Blick auf das Quartier als eine wichtige 
Handlungsebene hat auch in den letzten 15 
Jahren nicht an Aktualität verloren, sondern 
gewann in der Praxis eher an Bedeutung, wie 
im Folgenden aufgezeigt wird.

Die Leipzig-Charta 2007 formuliert das Ent-
wicklungsziel einer stadtpolitisch gesteuer-
ten Metamorphose benachteiligter hin zu 
stabilen Quartieren: „In dem Maße, in dem 
es gelingt, die benachteiligten Stadtquartiere 
wirtschaftlich zu stabilisieren, sozial zu inte-
grieren sowie gestalterisch und verkehrlich 
aufzuwerten, steigen die Chancen, dass un-
sere Städte langfristig Orte des gesellschaft-
lichen Fortschritts, des Wachstums und der 
Innovation bleiben.“47 Diesem Ansatz ha-
ben einzelne Expertinnen und Experten 

45 Informelles Ministertreffen für Stadtentwicklung – Deutsche EU-Ratspräsidentschaft 2007 
46 Europäische Kommission 2005
47 Informelles Ministertreffen für Stadtentwicklung – Deutsche EU-Ratspräsidentschaft 2007 

im Dialogprozess zur Fortschreibung der 
Leipzig-Charta 2019/2020 folgende Aspekte 
hinzugefügt:
	■ Viele Stadtquartiere behalten trotz z. T. 

erheblicher investiver und nicht-inves-
tiver integrierter Fördermaßnahmen 
ihre sozialräumlichen Strukturschwä-
chen. Ein Grund für diese Persistenz 
kann bspw. eine starke stadtstrukturelle 
Grundprägung (z. B. hoher Plattenbau-
anteil, notwendigerweise querende Ver-
kehrsachsen, hohe Dichte und geringer 
Grünflächenanteil, vergleichsweise pe-
riphere Lage etc.) sein. Die integrierte 
Quartiersentwicklung kann sich hier 
fallweise als Daueraufgabe darstellen.
	■ Quartiere, die Ankunftsorte der Migra-

tion sind, nehmen eine gesamtstädtisch 
wichtige Funktion wahr. Ihre Integra-
tionsleistung sollte beispielsweise in 
Form einer langfristigen Unterstützung 
anerkannt werden, da die Thematik der 
Migration für die europäischen Städte 
eine Langzeitperspektive haben dürfte.
	■ Die Gentrifizierungsdebatte hat gezeigt, 

dass insbesondere die physische Stadt-
erneuerung in strukturell schwächeren 
Quartieren so behutsam erfolgen sollte, 
dass im Ergebnis keine übermäßigen 
Verdrängungsprozesse einkommens-
schwacher Bevölkerungsgruppen ent-
stehen. 
	■ Der Begriff „benachteiligt“ kann als ne-

gativ besetzt gesehen werden und birgt 
ggf. die Gefahr einer Stigmatisierung 
von Quartieren, die mit diesem Attribut 
über einen längeren Zeitraum verse-
hen werden. Als Alternative ließen sich 
Quartiere nach ihrer besonderen Funk-
tion betiteln, wie sie bspw. die o. g. An-
kunftsorte bzw. -quartiere der Migrati-
on im Bereich der Integration besitzen.
	■ Integrierte Quartiersansätze haben heu-

te für zahlreiche Themenfelder an Be-
deutung gewonnen, die sich nicht aus-
schließlich in Quartieren mit stärkeren 
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sozialen Problemstellungen  festmachen 
lassen. So wird vorgeschlagen, die 
Quartiersperspektive auf neue Themen- 
und Handlungsfelder auszuweiten. Bei-
spiele neuer Quartiersthemen sind die 
demografiefesten (generationsgerech-
ten) Quartiere, die Fokussierung auf das 
Themenfeld Energieeffizienz und Wär-
meversorgung im Quartier und Quar-
tiere mit stärkeren sozialen Verdrän-
gungsprozessen resultierend aus einem 
hohem Nachfragedruck.

3.4 Zwischenfazit

Den Ergebnissen der Studie zufolge besitzt 
der integrierte Ansatz als Grundpfeiler der 
Leipzig-Charta 2007 ungebrochene Aktuali-
tät und ist in vielen Belangen ein noch nicht 
durchgängig eingespieltes Arbeitsprinzip in 
der europäischen Stadtentwicklung. Zu den 
Herausforderungen nach 2007 gehört, dass 
dieser Ansatz stärker in andere Fachressorts 
abseits der Stadtplanung und -entwicklung 
getragen wird. Zudem besteht der unverän-
derte Bedarf eines stärker integrierten Han-
delns von Akteuren, die Stadtentwicklungs-
politiken auf lokaler, regionaler, nationaler 
und europäischer Ebene mitgestalten.

Im Nachgang der Leipzig-Charta 2007 gin-
gen zudem Impulse für den integrierten An-
satz von den Empfehlungen zur stärkeren 
Anwendung eines ortsbezogenen Ansatzes 
(place-based approach) in der Stadtentwick-
lung aus. Auch die Auffassung von Partizi-
pation hat sich seit 2007 weiterentwickelt. 
Entsprechend von Expertenmeinungen im 
Dialogprozess zur Fortschreibung der Leip-
zig-Charta tritt die Zivilgesellschaft stärker 
als Akteur in Stadtentwicklungsprozessen 
in Erscheinung. Anlass- bzw. projektbezo-
gen kommt es bspw. zum Zusammenschluss 
einzelner Individuen oder Gruppen zu oft 
zeitlich begrenzten Allianzen. Fallweise be-
absichtigen diese Allianzen eine gemein-
wohlorientierte Entwicklung des städtischen 
Raumes bspw. von ungenutzten Flächen. 
Für die Einbeziehung solcher zivilgesell-

schaftlichen Konstellationen in die Stadt-
entwicklung benötigt es nach Meinung von 
Beteiligten am Dialogprozess neuer Beteili-
gungsansätze und -instrumente.

Als Methode integrierter Stadtentwicklung 
und städtischer Teilhabe an Entscheidungs-
prozessen ist die Multi-level Governance 
nach 2007 wesentlich stärker Inhalt einer 
hierzu durchaus ambivalenten Diskussion. 
So wurde im Dialogprozess zur Fortschrei-
bung der Leipzig-Charta betont, dass die 
unterschiedlichen Bedarfe und Herausfor-
derungen der Kommunen zu berücksich-
tigen sind, weshalb sie in ihrer gesamten 
Bandbreite – von Kleinstädten bis Metro-
polen, von wachsenden bis schrumpfenden 
Städten etc. – in Gremien der EU vertreten 
sein sollten.

Insbesondere der begleitende Dialogprozess 
zur Fortschreibung der Leipzig-Charta hat 
die Notwendigkeit aufgezeigt, den Blick des 
Dokumentes vom Quartier auf den funkti-
onalen Raum als stark präsente Lebenswelt 
der Menschen zu erweitern. Stadt und Um-
land können in ihren Abhängigkeiten nur im 
Zusammenhang gedacht werden. Entspre-
chend stärkere Verweise auf funktional ver-
netzte stadtregionale Ansätze waren daher 
im Verfassen der Leipzig-Charta 2020 nötig. 
Die Ausrichtung und thematische Bandbrei-
te der integrierten Quartiersentwicklung hat 
sich ausgehend vom Ansatz des „benachtei-
ligten Quartiers“ der Leipzig-Charta 2007 
erweitert. Neue/verstärkte Handlungsfelder 
sind dabei bspw. die Klimafreundlichkeit 
und Generationsgerechtigkeit von Quartie-
ren sowie Gentrifizierungsprozesse.
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Quelle: Eigene Darstellung

Abbildung 7:  
Auswertung der thematischen Schwerpunktsetzungen (Aufbau/Zeilen von Inhaltsverzeichnissen) in Dokumenten mit einer 
ganz heit lichen Betrachtungsperspektive auf die zukünftige (europäische) Stadtentwicklung
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4 Entwicklungstrends für die europäischen 
Städte

48 Scharmanski; Korinke 2010
49 UN 2018
50 WBGU 2016

Die europäischen Städte sind mehr denn je 
Teil eines Wechselspiels global vernetzter 
ökologischer, ökonomischer und sozialer 
Prozesse. Dabei wirkt die Globalisierung 
in Form einer „zunehmenden Intensivie-
rung globaler Ströme an Menschen, Gütern, 
Diensten, Kapital und Informationen“48 als 
Haupttriebkraft. Bei einer globalen Gesell-
schaft, die zu 54 % weltweit und zu knapp 
74 % in Europa städtisch verwurzelt ist, sind 
die Städte Betroffene und treibende Kraft (in 
diesen Prozessen).49 Dieses Abhängigkeits-
verhältnis bedeutet für die europäischen 
Städte gleichermaßen die Herausforderung 
einer Anpassung an globale Trends als auch 
die Chance, deren Dynamik zu beeinflussen. 
Aus einer solchen Position der Stadt als Ak-
teur leitet sich für die europäischen Stadt-
entwicklungspolitiken eine globale Verant-
wortung ab.

Im Folgenden werden die globalen Trends 
untersucht, die nach der Leipzig-Charta aus 
dem Jahr 2007 neue Entwicklungen ange-
stoßen oder bestehende Entwicklungen in 
den Städten verstärkt haben. Die Studie be-
schränkt sich dabei auf folgende sechs Mega-
prozesse und koppelt sich mit der europäi-
schen Stadt entwicklung rück:
	■ Klimakrise,
	■ Wirtschaftswandel, Weltfinanzkrise,
	■ Migrationsströme,
	■ Ressourcenfrage (u. a. Ressourcenver-

knappung und -fehlallokation),
	■ Digitalisierung,
	■ neue Mobilität (u. a. Elektromobilität 

und neue Mobilitätssysteme).

Die o. g. Auswahl wurde im Ergebnis der 
Dokumentenauswertung und des Dialog-
prozesses zur Fortschreibung der Leip-
zig-Charta vorgenommen. Alle Prozesse 

verbindet, dass sie maßgeblich direkt auf 
die europäischen Städte wirken bzw. von 
ihnen verursacht werden sowie Relevanz für 
die Stadt entwicklungsplanung haben. Dabei 
ergibt sich eine große Übereinstimmung mit 
den thematischen Schwerpunkten, die an-
dere Dokumente (vgl. Abbildung 7) gesetzt 
haben. Diesen Dokumenten ist gemeinsam, 
dass sie die zukünftige (europäische) Stadt-
entwicklung ähnlich ganzheitlich und sek-
torübergreifend in den Blick nehmen.

Die gewählte Eingrenzung lässt sich disku-
tieren. So zieht das Hauptgutachten „Der 
Umzug der Menschheit: Die transformative 
Kraft der Städte“ vom WBGU einen deutlich 
weiteren Kreis der Prozesse, die im Verant-
wortungsbereich der Städte liegen bzw. de-
ren Entwicklungsdynamik auf sie einwirkt. 
Ausgangpunkt für diese erweiterte Auffas-
sung ist der o. g. Umstand, dass der Groß-
teil der Menschheit in Städten lebt und die 
urbane Lebensweise die bestimmende ist. 
Hieraus wird abgeleitet, dass die Mehrheit 
von Ressourcenverbrauch und Konsum so-
wie Emissionen von den Städten ausgeht. 
Diesem Ansatz folgend tragen aus Sicht des 
WBGU die Städte, als mehrheitliche Nah-
rungsmittelkonsumenten bspw., eine direkte 
Verantwortung für den Verlust an Biodiver-
sität, welchen die konventionelle Landwirt-
schaft forciert.50 

4.1 Klimakrise und 
 Vulnerabilität der Städte

Europäische Städte sind gleichermaßen Be-
schleuniger und Betroffene der Klimakrise, 
die im Weiteren beschrieben wird. Sie trifft 
diese Entwicklung je nach geografischer 
Lage etc. in unterschiedlicher Form und 
Stärke. In den Städten entstehen Hitzeinseln, 
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die insbesondere das Sterblichkeitsrisiko 
 älterer Menschen und vulnerabler Gruppen 
erhöhen. Starkregen und Überschwemmun-
gen als klimainduzierte Extremereignisse 
können die städtischen Abwassersysteme 
immer häufiger nicht mehr bewältigen.51 Die 
Verknappung von Trinkwasserressourcen, 
die Überflutungsgefahr in Küstenregionen 
durch den Meeresspiegelanstieg und in Fluss-
regionen durch Binnenhochwasser treffen 
als weitere Folgen städtische Räume min-
destens genauso empfindlich wie ländliche.52

4.1.1 Klimatrends und ihre Wirkung 
auf die Städte

Der anthropogen verursachte Klimawandel 
verläuft weiterhin progressiv und seine Fol-
gen nehmen an Intensität zu. Dieses Bild er-
gibt sich aus der Beobachtung von Klimain-
dikatoren.d So war 2018 das global heißeste 
Jahr seit Beginn der Wetteraufzeichnung 
und das vierte Jahr hintereinander mit einer 
solchen Rekordwärme. Als weiterer Effekt 
des Klimawandels beschleunigte sich der 
Meeresspiegelanstieg.53 Aufgrund der Wir-

51 EEA 2015
52 Europäische Kommission/Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union 2018 
53 WMO 2019
54 Eckstein; Künzel; Schäfer/Germanwatch e. V. 2019
55 Bedarff; Jakobeit/Greenpeace Germany 2017 • Biewald; Lotze-Campen; Otto 2015 
56 EEA 2018
57 Muntean; Guizzardi; Schaaf/JRC 2018

kungen dieser Entwicklung wurde bspw. 
Deutschland 2018 erstmals im Ranking des 
Globalen Klima-Risiko-Index (KRI)e, wel-
cher die von Extremwetterereignissen am 
stärksten betroffenen Länder listet, hinter 
Japan und den Philippinen auf Platz drei 
gesetzt. Anlass gaben hierfür die mehr als 
1.000 Menschen, die der Hitzewelle zum 
Opfer fielen, und die ca. 3. Mrd. Euro Ernte-
schäden.54

Der Klimawandel verändert die Lebensbe-
dingungen global. Szenarien gehen davon 
aus, dass klimabedingte Migrationen welt-
weit zunehmen und europäische Städte auch 
aus diesem Grund verstärkt zu Ankunftsräu-
men werden. Diesen Migrationsdruck erhö-
hen neben Umweltkatastrophen zunehmend 
stärker steigende Nahrungsmittelkosten und 
Nahrungsmittelknappheit aufgrund sich ver-
schlechternder Klimabedingungen. 55

Die anhaltende Dynamik des Klimawan-
dels steht in direktem Zusammenhang mit 
dem global weiter steigenden Ausstoß von 
Treibhausgasen, an denen Kohlendioxid 
(CO2) 2016 einen Anteil von 81 % in der 
EU hatte.56 2017 wuchsen die globalen an-
thropogenen CO2-Emissionen aus der Ver-
brennung fossiler Brennstoffe um 1,2 % im 
Vergleich zum Vorjahr. Nach Jahrzehnten 
des Rückgangs stieg auch bei den EU28 2017 
der Ausstoß von fossilem CO2 um 1,1 % im 
Vorjahresvergleich an (vgl. Abbildung 8).57 
Dabei besteht eine Verbindung der Emission 
mit der globalen Wirtschaftsentwicklung. 
Eine Entkopplung von Emissionen und wirt-
schaftlichen Aktivitäten konnte noch nicht 
erreicht werden.

Der Großteil der CO2-Emissionen ent-
steht aus der Energieproduktion. 70 % der 
 Treib hausgas emissionen aus der Energie-

„Der Klimawandel wird eine Reihe von 
Auswirkungen auf die Städte haben – 
eine Häufung extremer Wettereignisse in 
Europa wie Überschwemmungen, Stürme 
und Hitzewellen ist sehr wahrscheinlich. 
Dies kann sich ernsthaft auf die städtische 
Infrastruktur, z. B. das Verkehrssystem, 
das Abwassersystem und sogar das System 
zur Lebensmittelversorgung auswirken.“

Zit. Robrecht, stellvertr. Regionaldirektor von 
ICLEI – Local Governments for Sustainability in EEA 
 Environment Agency, 2015: EUA Signale 2015. Leben 
mit dem Klimawandel. Kopenhagen, S. 49.
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Quelle: Muntean; Guizzardi; Schaaf/JRC 2018, S. 9

produktion sind auf den Energiebedarf der 
Städte zurückzuführen.58 2018 wurde das 
stärkste Anwachsen des globalen Energie-
verbrauchs in den 2010er-Jahren um 2,3 % 
verzeichnet. Treiber des zunehmenden 
Energiebedarfs sind u. a. die erhöhte Nach-
frage von Heiz- und Kühlenergie im Ge-
bäudebereich, was u. a. im Zusammenhang 
mit den Wetterextremen im Jahr 2018 zu 
stehen scheint. Kälteeinbrüche lösten hier 
den Nachfrageanstieg im Heizenergiebe-
reich aus. Die heißeren Sommertempera-
turen erhöhten im Gegenzug die Nachfrage 
nach Kühlung.

Städte beschleunigen den Klimawandel 
mit ihrem hohen und weiterwachsenden 
Energiebedarf. Der städtische Anteil an den 
Treibhausgasen aus der Energieproduktion 
wird sich lt. Studien im Jahr 2030 auf ca. 
76 % erhöhen.59 Damit verschärfen sich für 
die Städte selbst die Herausforderungen von 
wachsender Vulnerabilität, Ressourcenver-
knappung und verstärkter sozialer Ungleich-

58 Seto; Dhakai/IPCC 2014
59 Seto; Dhakai/2014

heit, die im Weiteren dargestellt werden.

Der Einsatz erneuerbarer Energien kann zur 
Abdämpfung des Treibhauseffektes beitra-
gen. Derzeit nutzen die EU-Mitgliedstaaten 
diese Möglichkeit in sehr unterschiedlichem 
Umfang. So variieren die nationalen Ener-
gieanteile aus erneuerbaren Quellen zwi-
schen ca. 55 % in Schweden und ca. 5 % in 
Malta (vgl. Abbildung 9f). 

Mit dem beabsichtigten, stärken Einsatz 
erneuerbaren Energien (vgl. Ziele der na-
tionalen Aktionspläne in Abbildung 9) ge-
winnt die Problematik des zunehmenden 
Energiebedarfs auch für die Entwicklung der 
Landschaft an Bedeutung. Bei einem kons-
tanten Energieverbrauch wäre die erneuer-
bare Energieerzeugung bspw. in Deutsch-
land mehr als zu versiebenfachen, um die 
Energieversorgung CO2-neutral zu gestal-
ten. Ein solch erheblicher Strukturwandel 
im Energiebereich steht jedoch nicht im-
mer im Einklang mit dem Natur- und Land-

Abbildung 8:  
Jährliche Gesamtemissionen von fossilem CO2 in Gt CO2 / Jahr für die EU28 und die Länder mit 
den größten Emissionen von fossilem CO2, mit Unsicherheit der Datenlage in farbigen Bändern
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schaftsschutz. Der Ausbau der erneuerbaren 
Energien sowie deren Verteilung und Spei-
cherung führen zu veränderten und teilwei-
se größeren Raumansprüchen als die bis-
herige Energieerzeugung und -versorgung. 
Hierzu gehören exemplarisch der Ausbau 
von Wind energie- und Photovoltaikanlagen 
sowie der Bau von Stromleitungen und Ka-
beltrassen zur notwendigen Anpassung der 
Netzkapazitäten. Solche Maßnahmen beein-
flussen den Naturhaushalt, die biologische 
Vielfalt und das Erscheinungsbild der Land-
schaft und dies maßgeblich außerhalb von 
Siedlungsstrukturen.60 Eine Reduzierung des 
Primärenergiebedarfs in den Städten kann 

60 BfN 2020

daher im Kontext der Energiewende auch 
zur Verringerung von Eingriffen in Natur 
und Landschaft beitragen.

4.1.2 Handlungsstrategien für eine 
klimafreundliche Stadt

Die europäischen Zielmarken zur Abschwä-
chung der Klimakrise sind gesetzt. Bis 2020g 
sollten die sieben wichtigsten Treibhausgas-
emissionen um 20 %, bis 2030h um min-
destens 40 % und bis 2050i um 80–95 % 
reduziert werden. Im September 2020 
schlug die EU-Kommission im Rahmen 
des  europäischen Grünen Deals vor, dieses 

Abbildung 9:  
Nationale Energieanteile aus erneuerbaren Quellen in Bezug auf indikative REDf

Anmerkung: Die Mitgliedsstaaten sind nach abnehmenden Zielwerten für Anteile an erneuerbaren Energien 
für 2020 geordnet. Für Kroatien ergab die Datenüberprüfung, die 2016 stattfand, deutlich höhere Mengen an 
Biomasseverbrauch, was den Anteil der erneuerbaren Energienutzung nach oben trieb.
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Quelle: EEA 2020, S. 7 
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2050er Ziel auf mindestens 55 % gegenüber 
dem Stand von 1990 anzuheben. Darüber 
hinaus fordert die EU-Kommission ein kli-
maneutrales Europa bis zum Jahr 2050 (vgl. 
Abbildung 10j)k.

Mit Ausnahme der 2020er-Marke sind die-
se wichtigen Zielwerte hochgesteckt: Um 
das 2030er-Ziel einzulösen, müssten die ak-
tuellen Klimaschutzmaßnahmen um das 
Dreifache und für das 2050er-Ziel sogar um 
das Siebenfache in ihren Mindestwirkungen 
verstärkt werden.61

Im Zentrum der europäischen Strategien, 
diese Ziele in und mit den Städten zu er-
reichen, steht die Energiefrage: „Wie kann 
der Energieverbrauch durch eine höhere 
Energieeffizienz und eine Reduzierung der 
Energienachfrage gesenkt werden?“ ebenso 
wie die Klimaschutzfrage: „Wie können stär-

61 Umweltbundesamt 2019

ker fossile Energieträger durch erneuerbare 
Energien substituiert werden?“ Idealerweise 
werden beide Fragen miteinander verzahnt 
bspw. durch eine gleichzeitige Energieef-
fizienzsteigerung der Gebäudehüllen und 
eine grüne Energieversorgung der Gebäude.

Da Klimaschutz ein Querschnittsthema ist, 
besteht ein breites Spektrum an Handlungs-
ansätzen, die sich durch sämtliche Lebensbe-
reiche der europäischen Stadt ziehen. Bspw. 
sind Klimaschutzaspekte Teil einer Reihe 
von Strategien zur Stadtmobilität, wozu u. a. 
das Ziel einer emissionsfreien/-armen Mo-
bilitätsentwicklung gehört.

Steigerung der Energieeffizienz und 
 Reduzierung der Energienachfrage
Vor dem Einstieg in die Einzelaspekte soll 
hervorgehoben werden, dass die allgemei-
ne Begrenzung der Energienachfrage in der 

Abbildung 10:  
Entwicklung, Prognosen und Zielvorgaben zur Treibhausgasemission in der EU 
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Stadt entwicklung als übergeordnete Strate-
gie in den europäischen Dokumenten ein-
gebettet ist. 

Der Energieverbrauch kann bspw. durch die 
Umsetzung alternativer, weniger energie-
intensiver Konzepte wie die Stärkung vom 
Fuß- und Radverkehr gesenkt werden.62 

Sektoral sehen die europäischen Strategien 
in den Städten energetische Einspar- bzw. 
Optimierungspotenziale zuvorderst bei 
bestehenden Gebäudehüllen und -anlagen 
(Heizung, Kühlung, Lüftung, Beleuchtung 
etc.), bei den städtischen Infrastrukturen 
(Abwasseraufbereitung, lokale Regenwas-
serversickerung, Fernwärme- und Trink-
wasserbereitstellung, Stadt beleuchtung etc.) 
sowie im Bereich Mobilität bei öffentlichen 
und privaten Mobilitätsträgern.63 So können 
bspw. durch eine lokale Regenwasserversi-
ckerung die Abwassermengen reduziert wer-
den, die energieaufwendig in Klär anlagen 
aufbereitet werden müssen.

Auch der Wissenschaftliche Beirat der 
Bundesregierung Globale Umweltverände-
rungen drängt auf eine konsequente Re-
duzierung der Energienachfrage im Neu-
baubereich und Bestandsumbau durch 
intelligente Stadt- und Gebäudestrukturen,64 
was z. T. bereits in bestehenden EU-Richt-
linien berücksichtigt wurde. Es gilt, die Not-
wendigkeit von Heizung und Kühlung und 
somit den Energieverbrauch zu senken. Zu 
berücksichtigen sind hierbei u. a. die Dichte 
und Ausrichtung von Stadt- und Gebäude-
strukturen, die Wahl von Fassaden- und 
Dachmaterialien und -farben, Verschattun-
gen und Gebäudestrukturen mit Low-tech-
Zu- und Abluftlösungen. Bei den zuneh-
menden Überhitzungstendenzen in den 

62 Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Klimaanpassung 2018
63 BMUB 2016 • Europäische Kommission 2011 • Regierung der Französischen Republik 2016 • Regierung 

der Hellenischen Republik 2018 • Regierung von Ungarn 2018 • Regierung der Italienischen Republik 
2017 •  Regierung der Republik Litauen 2018 • WBGU 2016

64 BMUB 2016 • WBGU 2016
65 Europäische Kommission; JRC/Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union 2019 • Europäisches 

 Parlament; Europäischer Rat 2018 
66 BMUB 2016 • WBGU 2016 

Städten muss der Gebäudebereich seinen 
Beitrag zu stadträumlichen Kühlungsstrate-
gien leisten. Hierbei bedarf es der Offenheit 
für den Einsatz und die Einsatzförderung 
(wirkungsvollere Anreizsysteme) von beste-
henden Innovationen, die darauf abzielen. 
Zudem ist die Informationslage zu bekann-
ten Technologien zu verbessern.

Hinsichtlich des energetischen Optimie-
rungspotenzials bei Gebäudeanlagen im Be-
stand und im Neubau verweist die EU-Kom-
mission auf die Quartiers- und Blockebene. 
Der Wirkungsgrad dezentraler (block- oder 
quartiersbezogener BHKW-Lösungen) statt 
gebäudeeigener Anlagen ist deutlich hö-
her. Die relativ hohen Anschaffungs- und 
Anbah nungskosten insbesondere im Be-
stand – die Eigentümer sind von dem An-
schluss an solche Anlagen zu überzeugen – 
können staatlich subventioniert werden, um 
diesem Bereich neue Impulse zu verleihen. 
Gleiches gilt für vernetzte Lösungen zur Er-
zeugung (insbesondere Solarthermie) und 
Speicherung von erneuerbaren Energien65 
wie auch neue Kühlungskonzepte (z. B. of-
fene, dezentrale Regenwasserrückhaltung) 
auf der Block- und Quartiersebene.66

Als Gesamtbild vermittelt sich zum ei-
nen der Bedarf an massiven Klimaschutz-
investitionen in Gebäude und Infrastruktur 
in allen städtischen Bereichen. Zum ande-
ren lassen die Handlungsempfehlungen er-
kennen, dass Stadtplanung und -entwick-
lung stärker ganzheitlich auf Klimaschutz 
und -anpassung bspw. in Form einer klima-
freundlichen Quartiersentwicklung auszu-
richten sind.
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Substituieren fossiler Energieträger 
durch erneuerbare Energien
Der große Komplex der Substituierung fos-
siler Energieträger durch erneuerbare Ener-
gien erfordert ganzheitliche, gesamtstädti-
sche Dekarbonisierungsstrategien, damit 
das Handeln der hiervon betroffenen Fach-
ressorts und Fachakteure aufeinander abge-
stimmt erfolgen kann. Die Frage der Dekar-
bonisierung in den Städten wird bspw. nach 
Auffassung der Mitgliedstaaten Frankreich 
und Griechenland vielerorts nur in der Ko-
operation mit dem Umland zu lösen sein, 
wo oft die maßgeblichen Reserven für die 
EE-Erzeugung vorhanden sind.67 In vielen 
Stadtregionen ohne Flächenpotenziale für 
erneuerbare Energien im Umland beteiligt 
sich deren Stadtwerk z. B. an Offshore-Wind-
parks bzw. Onshore-Solarparks, um lokale 
Emissionen zu senken.

Um das Ziel der Substituierung zu errei-
chen, besteht die Herausforderung darin, 
in den Städten einiger Mitgliedstaaten das 
Versorgungsnetz tiefgreifend umzubauen. 
Dies betrifft u. a. den Ausstieg aus erdölbe-
triebenen Heizungssystemen. Ein weiterer 
Ansatz ist eine emissionsfreie/-arme Mobi-
litätsentwicklung, welche u. a. den Ausbau 
der Infrastrukturen für die Elektromobilität 
erfordert. Weiterhin wird auf die Notwen-
digkeit einer Reduzierung des ökologischen 
Rucksacks von Baumaterialien hingewie-
sen, deren Herstellung mit oft sehr hohen 
CO2-Emissionen verbunden ist. Die Ver-
wendung erneuerbarer Energie würde diese 
negative Umweltbilanz deutlich senken.68

Die Klammer für den Erfolg aller aufgezeig-
ten Klimaschutzstrategien sehen die Urba-
ne-Agenda-Partnerschaften Luftreinhaltung 
und Klimaanpassung sowie die EU-Mit-

67 Europäische Kommission 2017 • Regierung der Französischen Republik 2016 • Regierung der Hellenischen 
Republik 2018

68 BMVBS 2011 • Europäische Kommission; JRC/Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union 
2019 •  Europäische Kommission; JRC/Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union 2019 •  Regierung 
der Hellenischen Republik 2018 • Regierung der Republik Litauen 2018 • Overmeyer; Misselwitz; Mulé/BBSR 
2016 • WBGU 2016

69 BMUB 2016 • Regierung der Republik Lettland 2018 • Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Klimaanpas-
sung 2018 • Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Luftreinhaltung 2017

70 Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Klimaanpassung 2018

gliedstaaten Deutschland und Lettland in 
einer verbesserten Abstimmung der euro-
päischen, staatlichen, regionalen und städ-
tischen Ebenen in Energie- und Umweltfra-
gen.69 Dieser Multi-level-Governance-Ansatz 
ist insbesondere bei der Ausrichtung von 
Förderinstrumenten erforderlich. Energeti-
sche Anreizsysteme müssen die energetische 
Gesamtbilanz der Städte und die stadträum-
lichen Folgen von Energiemaßnahmen im 
Blick haben.70

Die genannten Klimaschutzstrategien und 
-maßnahmen werden entsprechend der 
Doku mentenlage von zahlreichen Mit-
gliedstaaten und EU-Institutionen getra-
gen. Maßgebliche mitgliedstaatliche Quellen 
hierfür sind die freiwilligen nationalen Be-
richte zur Umsetzung der Nachhaltigkeits-

“Climate change has now moved to the 
forefront of urban priorities. The density 
of cities can generate a number of ener-
gy savings: from switching to lowcarbon 
transport modes, to district heating, to 
living, working and playing in bigger, taller 
or adjacent buildings that are more efficient 
to heat and cool. Cities are reducing energy 
consumption and greenhouse gas (GHG) 
emissions by providing better insulation, 
more efficient lighting and new low-energy 
buildings. But more action will be need-
ed to meet the ambitious goals set by the 
 European Union for 2030.”

Zit. EU Europäische Union; UN Habitat Settlements  
Programme, 2016: The State of European Cities.  
Cities Leading the Way to a Better Future. Luxemburg,  
S. 180.
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Abbildung 11:  
Entwicklungm der Obdachlosigkeit in Europa
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ziele (Sustainable Development Goals der 
„Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung 
der Vereinten Nationen“ aus dem Jahr 2015). 
Als europäische Dokumente sind hervor-
zuheben:
	■ Urbane Agenda für die EU – Partner-

schaft Klimaanpassung, 2018: Action 
Plan. Brüssel.
	■ Europäische Kommission, 2017: Refle-

xionspapier. Die Globalisierung meis-
tern. Brüssel.
	■ Europäische Kommission; UN Habitat 

Vereinte Nationen Human Settlements 
Programme (Hrsg.), 2016: The state of 
European cities 2016. Cities leading the 
way to a better future. Luxemburg.
	■ Europäische Kommission, 2011: Städte 

von morgen. Herausforderungen, Visi-
onen, Wege nach vorn. Brüssel.
	■ Informelles Ministertreffen für Stadt-

entwicklung – Spanische EU-Ratspräsi-
dentschaft (Hrsg.), 2010: Toledo Decla-
ration. Toledo.

Deutsche Regierungsdokumente zu diesen 
Strategiesetzungen sind u. a.:
	■ WBGU Wissenschaftlicher Beirat der 

Bundesregierung Globale Umweltver-
änderungen (Hrsg.), 2016: Der Um-
zug der Menschheit: Die transforma-
tive Kraft der Städte. Hauptgutachten. 
 Berlin.
	■ BMUB Bundesministerium für Umwelt, 

Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-
heit, 2016: Stadt entwicklungsbericht der 
Bundesregierung 2016. Gutes Zusam-
menleben im Quartier. Berlin.l

4.1.3 Entwicklungstrends zur 
Vulnerabilität der Städte

Das einzige explizite Städte- und Gemeinde-
ziel im Katalog der 17 Sustainable Develop-
ment Goals (SDGs) benennt als Nr. 11 die 
Resilienz als notwendige Eigenschaft von 
Siedlungsräumen: nachhaltige Städte und 
Siedlungen – Städte und Siedlungen inklu-

71 Chambers 1989
72 WD; Deutscher Bundestag 2018

siv, sicher, widerstandsfähig und nachhaltig 
gestalten (engl.: Make cities and human sett-
lements inclusive, safe, resilient and sustain-
able). Den Anlass hierfür geben vermehrt 
durch Klimawandel und Globalisierung in-
duzierte Extremwetterereignisse und deren 
Folge. Als klimainduzierte Extremwetterer-
eignisse beschäftigt die europäischen Städte 
z. T. unmittelbar Wasserknappheit durch 
Dürreperioden und ein Zuviel an Wasser 
bei zunehmenden Starkregenereignissen. 
Letzteres führt zu Überschwemmungen so-
wie zur Überbeanspruchung der städtischen 
Abwassersysteme und bedarf einer umfas-
senden Klimaadaption.

Besonders anfällig sind sozial schwache Be-
völkerungsgruppen, welche solche Extreme 
am schwierigsten kompensieren können. 
Nach Chambers kann diese Vulnerabilität 
aus dem Mangel an materiellen Ressour-
cen, an gleichberechtigter Teilhabe (bspw. 
im Fall von Frauen, älteren Menschen, Kin-
dern und Menschen mit Behinderungen) 
sowie aus dem Mangel an ausreichender 
Einbindung in soziale Netzwerke (bspw. im 
Fall von Geflüchteten) resultieren.71 In Tei-
len Europas nehmen die Armut sowie das 
Armutsrisiko (vgl. Kap. 4.5) und damit die 
Anzahl der Menschen zu, die vulnerabel 
sind. Zu ihnen gehören u. a. wohnungslose 
Menschen, deren prekäre Situation eine Pro-
blematik darstellt, die viele Mitgliedstaaten 
und insbesondere deren Großstädte betrifft 
(vgl. Abbildung 11m). Auch die Obdachlo-
sigkeit nimmt in Europa mehrheitlich zu. 
Dies wurde u. a. während der Hitzewelle im 
Jahr 2019 offenkundig. In den Städten traten 
durch dieses Wetterextrem vermehrt Fälle 
von Dehydrierung und Kreislaufproblemen 
in dieser Gruppe auf. 72

Der Vulnerabilität von Bevölkerungsgrup-
pen in den Städten ist die o. g. Anfällig-
keit städtischer Infrastrukturen gegenüber 
 Wetterextremen hinzuzufügen. So kann die 
Vulnerabilität der Städte durch veraltete und 
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“Resilience is the capacity of […] a city […] 
to deal with change and continue to devel-
op. It is about the capacity to use shocks 
and disturbances like a financial crisis or 
climate change to spur renewal and inno-
vative thinking. Resilience thinking em-
braces learning, diversity and above all the 
belief that humans and nature are strongly 
coupled to the point that they should be 
conceived as one social ecological system.”

Zit. Stockholm Resilience Centre: What is resilience 
[Zugriff am 25.1.2021].

unzureichend miteinander vernetzte städti-
sche Ver- und Entsorgungsinfrastrukturen 
ansteigen. Der Mangel an neuen Investiti-
onen in technische Infrastrukturen macht 
ihre Wartung besonders aufwendig und sie 
gegenüber Schocks anfällig.73 So kann der 
erhöhte Wasserbedarf in Hitzeperioden z. T. 
nicht gedeckt werden, weil es in schadhaften 
Netzen zum unkontrollierten Austritt von 
Trinkwasser ins Erdreich kommt.74 In an-
deren Fällen sind die städtischen Leitungs-
systeme in ihrer Unterdimensionierung mit 
extremen Niederschlagsereignissen zuneh-
mend überfordert.

Auf der zentralörtlichen Maßstabsebene be-
zeichnet der Bericht „Challenges of Small 
and Medium-Sized Urban Areas (SMUAs), 
their economic growth potential and impact 
on territorial development in the European 
Union and Latvia“, der 2015 im Auftrag von 
Lettland anlässlich der EU-Ratspräsident-
schaft des Landes erstellt wurde, Klein- und 
Mittelstädte in strukturschwächeren Räu-
men als besonders vulnerabel. Dem Bericht 
nach sind diese Klein- und Mittelstädte im 

73 Bērzkalne; Fermin; Grisel/EUKN 2015
74 Europäische Kommission; JRC/Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union 2019 • Regierung des 

 Königreichs Belgien 2017 • Regierung des Königreichs Spanien 2018 
75 Bērzkalne; Fermin; Grisel/EUKN 2015
76 Europäische Kommission; JRC/Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union 2019 • WBGU 2016
77 Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Klimaanpassung 2018

Vergleich zu Großstädten „aufgrund der 
begrenzten Größe ihrer Volkswirtschaften 
und ihres Humankapitals, der geringeren 
Konnektivität und der begrenzten Kapazität 
weniger in der Lage, effektiv auf diese He-
rausforderungen [gemeint hier u. a. Klima-
wandel und Globalisierung] zu reagieren“.75

4.1.4 Handlungsstrategien zur 
Verstärkung der Resilienz von 
Städten 

Als Antwort u. a. auf zurückliegende 
Schocks aufgrund der Klima- und Finanz-
krise sowie auf die Migrationsbewegungen 
hat die Zielstellung einer erhöhten Resilienz 
europäischer Städte Eingang in die über-
wiegende Zahl der europäischen Leitdoku-
mente zu städtischen Belangen gefunden. 
So sind u. a. bspw. in den aktuellen (Stand 
Sept. 2019) Verordnungsentwürfen für die 
Ausgestaltung von EFRE und ESF in der an-
stehenden Förderperiode 2021–2027 hierfür 
eigene Maßnahmen verankert. 

Aus den entsprechenden Strategien lassen 
sich für die Steigerung der Resilienz gegen-
über den Folgen der Klimakrise zwei unter-
schiedliche Maßnahmenarten ablesen. Zum 
einen werden adaptive Maßnahmen emp-
fohlen, um die Absorptionsfähigkeit und 
die Resilienz der Städte gegenüber Schocks 
zu erhöhen.76 Dies kann bspw. die Verschat-
tung öffentlicher Räume als Antwort auf 
Hitzeschocks (s. u.) sein. Zum anderen wer-
den Maßnahmen zur besseren Bewältigung 
akuter Katastrophenfälle vorgeschlagen, die 
nicht durch adaptive Maßnahmen abgewen-
det werden können. Zu solchen Fällen zäh-
len bspw. Flutwellen in Küstenregionen als 
Folge von Tsunamis. Mit einem präventiven 
Krisen- und Katastrophenmanagement77 so-
wie besseren Methoden der Katastrophen-
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vorhersage soll die betroffene Bevölkerung 
wirksamer geschützt werden.78 

Als Resilienzmaßnahme im Bereich der 
Ökonomie wird bspw. die Diversifizierung 
der wirtschaftlichen Grundlage von Städ-
ten von der EU-Kommission und Italien 
empfohlen.79 Durch das Vermeiden öko-
nomischer Monostrukturen und die Ent-
wicklung lokaler Wirtschaftskreisläufe soll 
die Abhängigkeit von ausländischen Direkt-
investitionen verringert werden, die mit dem 
Verweis auf schwankende Börsenkurse als 
schocksensibel bewertet werden. 

Für die Stadtstrukturen wird im Infrastruk-
tur- und Gebäudebereich, für die Flächen-
entwicklung und den öffentlichen Raum ein 
breiter Maßnahmenfächer zur Erhöhung 
von deren Adaptivität, Flexibilität, Modu-
larität und Resilienz aufgespannt.80 Dies 
umfasst bspw. das Erhalten und Ergänzen 
von Frischluftschneisen und Kaltluftentste-
hungsgebieten, die Verschattung im öffentli-
chen Raum oder das Vorhalten von Retenti-
onsflächen. Dies dient u. a. der Vermeidung 
von Hitzeinseln und der Bewältigung von 
Starkregenereignissen.

Zu den neuen Resilienzaufgaben im Ge-
sundheits- und Sozialbereich zählt der 
Schutz vulnerabler Gruppen vor Klimaex-
tremen. Als entsprechende Maßnahmen 
empfiehlt der WBGU z. B., den Gesund-
heitszustand dieser Gruppen zu verbessern 
und den Trinkwasserzugang obdachloser 
Menschen sicherzustellen.81 

78 Europäische Kommission 2017 • Europäische Kommission 2017 • Europäisches Parlament; Europäischer 
Rat 2018 • Generalversammlung der Vereinten Nationen 2015 • Regierung der Französischen Republik 
2016 •  Regierung der Italienischen Republik 2017 • Regierung der Republik Litauen 2018 • Regierung der 
 Slowakischen Republik 2018 • Regierung des Königreichs Schweden 2017 • UN Habitat 2018 • WBGU 2016 

79 Europäische Kommission 2011 • Europäische Kommission 2011 • Europäische Kommission;  Generaldirektion 
Regionalpolitik 2011 • Europäische Kommission; JRC/Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union 
2019 • Regierung der Italienischen Republik 2017

80 BMUB 2016 • Regierung der Hellenischen Republik 2018 • Regierung der Italienischen Republik 
2017 •  Regierung des Königreichs Norwegen 2016 • Regierung des Königreichs Spanien 2018 • Overmeyer; 
Misselwitz; Mulé/BBSR 2016 • WBGU 2016 

81 WBGU 2016
82 EEA/Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union 2018
83 BMUB 2016 

4.2 Urbaner 
 Ressourcenverbrauch

Städte sind als Produktionsstandorte und als 
Verbraucher Knotenpunkte weltweiter Ma-
terialströme. Die gegenläufigen Entwicklun-
gen eines weiteren Bevölkerungswachstums 
und z. T. einer Verknappung der endlichen 
Ressourcen stellt einige europäische Städ-
te bereits jetzt vor Herausforderungen. Die 
Klimakrise kann hier noch als Beschleu niger 
wirken, wie das Beispiel Barcelona zeigt: Im 
Jahr 2008 hatte die Stadt nach mehreren Jah-
ren aufeinanderfolgender Dürre und neuen 
saisonalen Spitzenzahlen im Tourismus eine 
Wasserkrise zu bewältigen, die die Stadt zu 
Wasserimporten aus anderen Teilen Spani-
ens und aus Frankreich zwang.82 Auch in we-
niger südlich gelegenen europäischen Städ-
ten sank in den letzten zwei bis drei Jahren 
kontinuierlich der Grundwasserspiegel, was 
Wasserankäufe aus der Region und dem wei-
teren Umland erforderte und Abhängigkei-
ten erzeugt.

Der Auffassung der Bundesregierung (Bun-
desministerium für Umwelt, Naturschutz, 
Bau und Reaktorsicherheit – BMUB) nach 
muss der Ressourcenverbrauch in den Städ-
ten, ähnlich wie der Energieverbrauch, dras-
tisch verringert werden.83 Dass dies gelingen 
kann, zeigt die Reaktion von Barcelona auf 
die Wasserkrise. Nach der Aufstellung eines 
integrierten Wassersparplans, u. a. im Tou-
rismussektor, und umfangreichen Investi-
tionen in die Wasseraufbereitung konnte 
Barcelona die Wiederkehr solch einer Ver-
knappung zunächst abwenden. Die Trink-
wasserversorgung kann die Stadt dabei nur 
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Quelle: EEA 2019m
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noch durch das Zuspeisen von Meereswasser 
aus Entsalzungsanlagen sicherstellen.

4.2.1 Entwicklungstrends der 
Ressourcenverknappung, -ineffizienz 
und -fehlallokation

Trink- und Abwasser
Vielerorts gibt es noch umfangreiche Re-
serven, um der o. g. Wasserknappheit zu 
begegnen. So gehen entsprechend einer Be-
standsaufnahme der EU-Kommission84 ca. 
20–40 % des Trinkwassers in Europa durch 
Leckagen in den Leitungen, fehlende Was-
sereinsparungstechnologien, zu viel unnö-
tige Bewässerung etc. verloren. Zur Ent-
lastung der Abwassersysteme bestehen die 
Reserven bspw. im verstärkten Umstellen 
von Misch- auf Trennsysteme sowie im Auf-
bau von Retentionskapazitäten u. a. durch 
Flächenentsiegelungen.

84 Europäische Kommission 2010

Des Weiteren ist der Wasserverbrauchskreis-
lauf in keinem der EU-Mitgliedstaaten lokal 
geschlossen. Trinkwasser wird unterirdisch 
entnommen, gebraucht, mehrheitlich in 
Klärwerken gereinigt und danach in Ober-
flächengewässer abgeleitet. Verbleibende 
Verunreinigungen gehen in die Umwelt. Die 
höchste Anschlussquote an Klärsysteme wei-
sen die Städte in Mitteleuropa mit 97 % auf. 
Hiervon unterscheiden sich die Städte in 
Osteuropa mit einer durchschnittlichen An-
schlussquote von 75 % stark. Auch wenn in 
den letzten 20 Jahren deutliche Fortschritte 
in der Abwasserbehandlung gemacht wur-
den, zeigt sich erhöhter Handlungsbedarf 
bei Betrachtung der Aufbereitungsergebnis-
se. So wird bspw. in den Städten Südosteu-
ropas das Abwasser nur zu durchschnittlich 
20 % von Chemikalien, einschließlich in 
Reinigungsmitteln verwendeter Phosphate, 
gereinigt (vgl. Abbildung 12n).

Abbildung 12:  
Regionale Entwicklung der städtischen Abwasserbehandlung in Europa
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Quelle: Eurostat 2019

Dass geschlossene Wasserverbrauchskreis-
läufe möglich sind, zeigen erste Beispiele der 
direkten Rückführung von Brauchwasser 
in das Trinkwassersystem. Mit New Water 
(Trinkwasser aus Abwasser) werden in der 
Vorreiterstadt Singapur ca. 40 % des Was-
serbedarfs gedeckt.85 Eine erste europäische 
New Water-Anlage für den breiten Einsatz 
ist in Großbritannien (Redditch) geplant. 86

Abfallentsorgung
Beim Umgang mit der Ressource Abfall lässt 
sich in der EU rein quantitativ ein leicht 
positiver Trend erkennen. Zwischen 2006 
und 2016 waren in den EU-28 das Gesamt-
abfallaufkommen und das durchschnittliche 
Pro-Kopf-Müllaufkommen leicht rückläu-
fig, wobei nicht alle Mitgliedstaaten diesem 
Trend folgen: Die Abfallerzeugung ohne 
die wichtigsten mineralischen Abfälle lag 

85 Singapore’s National Waste Agency – PUB 2019
86 NextGen – EU Circular Economy Package 2019
87 Eurostat 2019

im Jahr 2016 zwischen durchschnittlich 
9,0 Tonnen pro Einwohner in Estland und 
0,8 Tonnen pro Einwohner in Zypern und 
Kroatien. Die große Abfallmenge in Estland 
steht im Zusammenhang mit der Energieer-
zeugung aus Ölschiefer. Beispiele für einen 
Zuwachs beim Pro-Kopf-Müllaufkommen 
sind Dänemark, Deutschland, Griechen-
land, Malta und Tschechien (vgl. Abbildung 
13). Der Anteil von Siedlungsabfällen betrug 
2016 weniger als ein Zehntel der insgesamt 
2,5 Milliarden Tonnen Abfall in der EU.87

Weniger als die Hälfte aller Siedlungsab-
fälle in der EU wird recycelt oder kompos-
tiert, wobei die Abfallentsorgungspraktiken 
regional sehr unterschiedlich sind (Stand 
2016, vgl. Abb. 13). So werden in zwölf Mit-
gliedstaaten mehr als die Hälfte der Sied-
lungsabfälle nur deponiert. In weiten  Teilen 

Abbildung 13:  
Vergleich der Abfallerzeugung (ohne mineralische Abfälle) zwischen 2006 und 2016 in kg/Einwohner 
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Quelle: Europäischer Wirtschaftsdienst GmbH – EUWID 2019

Mittel- und Nordeuropas dominieren die 
Abfallverbrennung und das Recycling.88

Ein großer Teil des Recyclings erfolgt dabei 
außerhalb der EU-28. Entsprechend einer 
Studie für die „International Solid Waste 
Association“ exportierten die EU-27 im Jahr 
2014 87 % ihres Plastikmülls nach China. 
In dieser Zeit importierte China 56 % des 
weltweiten Plastikmülls. 89

Diese räumliche Verlagerung des Müllprob-
lems räumt die EU-Gesetzgebung ein, sofern 
der Abfall im Ausland nach EU-Standards 
recycelt wird. Das Einhalten der EU-Stan-
dards im Ausland wird kritisch gesehen. Stu-
dien zufolge entsorgte (Stand 2018) China 
Sortierreste z. T. ins Meer, was zum globa-
len Problem der Vermüllung der Weltmeere 
beiträgt. Nach 2018 reduzierten China und 

88 Eurostat 2019
89 Velis 2014
90 Wilts 2018
91 Cole; Galloway; Halsband 2011

insbesondere Hongkong ihre Müllabnahme-
mengen drastisch, was zur Verlagerung der 
Exporte in andere asiatische Staaten führte. 
Aktuell ist Malaysia einer der Hauptimpor-
teure von Recyclingmüll (vgl. Abbildung 
14) Auch hier sind die Deponien vor Ort oft 
schlecht gesichert. Bei starken Regenfällen 
oder Stürmen wird Plastikmüll in den Ozean 
geschwemmt.90 In der globalen Gesamtbe-
trachtung gelangen ca. 80 % des maritimen 
Plastikmülls über Flüsse, von küstennahen, 
schlecht gesicherten Müllkippen oder Strän-
den als Fehlallokation ins Meer. 91

Der Müllexport nach EU-Regularien nimmt 
die Städte somit nicht aus der Verantwor-
tung, ein Recycling ohne eine weitere Ver-
schmutzung der Umwelt sicherzustellen. 
Zum einen ist hier mehr Transparenz in 
diesen Vorgängen erforderlich, zum anderen 

Abbildung 14:  
10-Jahres-Entwicklung der EU-Altkunststoffexporte 
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kann generell ein Delegieren bzw. räumli-
ches Entkoppeln von Abfallentstehung und 
-entsorgung hinterfragt werden. Bspw. ha-
ben die kreisfreien Städte in Deutschland 
einen direkten Einfluss auf die Formen und 
Verträge der Abfallentsorgung. Einem un-
sicheren Recycling in Drittstaaten wie Ma-
laysia ließe sich hier aus dem Weg gehen.

Baumaterialien
Stahlbeton wird weltweit, wie auch in Euro-
pa, bevorzugt als Rohbaumaterial eingesetzt. 
Die Produktion der im Stahlbeton enthal-
tenen Baustoffe Zement und Stahl ist der-
zeit mit hohen CO2-Emissionen verbunden. 
Welche Relevanz dieses Thema besitzt, zeigt 
eine Studie aus dem Jahr 2012, nach der im 
Jahr 2008 die Zement- sowie Eisen- und 
Stahlproduktion für 80 % aller CO2-Emissi-
onen aus Industrieprozessen in Deutschland 
verantwortlich war.92 

In Zeiten der Klimakrise werden solche 
immensen ökologischen Fußabdrücke zu-
nehmend in die Energiebilanzierung von 
städtischen Infrastrukturprojekten als graue 
Energie einbezogen. Diese Betrachtungsper-
spektive hat u. a. neue Technologien wie das 
Recycling von Baumaterialien und ein Um-
denken in der Verwendung bestimmter Bau-
materialen angestoßen. So bietet sich auf der 
Produktebene die Substitution CO2-inten-
siver Baustoffe durch Alternativen wie z. B. 
Ökobetono, Holz, Lehm, Ziegel und Stein 
an. Auf der Ebene der Energiebereitstellung 
kann durch den Einsatz erneuerbarer Ener-
gien der ökologische Fußabdruck deutlich 
verringert werden.93 

92 Hermann; Matthes; Athmann 2012 
93 WBGU 2016
94 Europäische Kommission 2011 • Europäisches Parlament; Europäischer Rat 2018 • Europäisches Parlament; 

Europäischer Rat 2018 • Regierung des Königreichs Belgien 2017 • Regierung des Königreichs Belgien 
2017 • Regierung des Königreichs Dänemark 2017 • Regierung der Französischen Republik 2016 • Regierung 
des Großherzogtums Luxemburg 2017 • Regierung des Königreichs Spanien 2018 • Informelles Ministertref-
fen für Stadtentwicklung – Spanische EU-Ratspräsidentschaft 2010 • WBGU 2016 

95 WBGU 2016
96 WBGU 2016

4.2.2 Handlungsstrategien zur 
Ressourcenschonung

Nachfolgend werden die Handlungsstrate-
gien im Umgang mit den o. g. Problematiken 
von Ressourcenverknappung, -ineffizienz 
und -fehlallokation dargestellt, welche in 
den von der Studie berücksichtigten fach-
lichen und politischen Dokumenten iden-
tifiziert werden konnten. In der Gesamtbe-
trachtung zielen diese Strategien zum einen 
darauf ab, die Lebensweisen ressourcen-
schonender und -effizienter zu gestalten. 
Zum anderen regen sie eine besser funk-
tionierende Kreislaufwirtschaft an, die in 
den Städten durchgängiger und emissionsär-
mer weiterentwickelt werden sollte.94 Hierzu 
empfiehlt der WBGU, die Verbesserung des 
städtischen Stoffstrommanagements und 
urbaner Stoffströme95 mit dem Ziel einer 
deutlich erhöhten Ressourceneffizienz nach-
haltiger zu gestalten. Als Basisbaustein des 
Stoffstrommanagements wird die Wieder-
gewinnung nicht erneuerbarer Ressourcen-
verstanden.96 Um dahin zu gelangen, wird 
bspw. eine ganzheitliche Bilanzierung des 
Ressourcenverbrauchs bzw. der Stoffströme 
der Städte empfohlen.

“The EU is the world’s largest exporter of 
non-hazardous waste destined for recov-
ery (recycling), exporting more of such 
waste than both the US and China. […] EU 
accounted for 34.0 % of global exports of 
non-hazardous waste destined for recov-
ery (China: 30.7 %, US: 6.6 %).”

Zit. Europäische Kommission, 2015: Waste shipment 
 [Zugriff am 27.9.2019].
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Quelle: Eurostat 2019, eigene Darstellung

Mit Blick auf Maßnahmen zum Erreichen 
der Klimaschutzziele raten die EU-Kom-
mission und das BMUB generell zu einem 
Abgleich mit den Zielen der Ressourcenef-
fizienz, um Zielkonflikte zu vermeiden.97 
Dies kommt bspw. bei Maßnahmen der 
energetischen Ertüchtigung von Gebäuden 
und energetischen Anforderungen an den 
Neubau zum Tragen: Wann rechtfertigen 
Energieeinspareffekte nicht mehr den Res-
sourcenaufwand für die Fassadendämmung? 
Der Ressourceneinsatz und die hierdurch 
erreichte Energieeffizienz sind verantwor-
tungsvoll abzuwägen.

Hinsichtlich der Ressourceneffizienz besteht 
die bereichsübergreifende Forderung des 
WBGU einer Erhöhung der Langlebigkeit 
und Reparierbarkeit von Produkten. Um das 
Verantwortungsbewusstsein im Ressourcen-

97 BMUB 2016 • Europäische Kommission; JRC/Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union 
2019 •  Europäische Kommission; JRC/Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union 2019

verbrauch zu erhöhen, wird zudem z. T. eine 
stärkere Ressourcenbesteuerung angeregt. 
Energiegerechte Raumstrukturen, ressour-
censchonende Bau- und Siedlungsweisen, 
Innovationen im Gebäudebereich sowie Än-
derungen im Nutzerverhalten sollten tragen-
de europäische Zielstellung für die Bereiche 
Bestandsanierung und den Neubau u. a. in 
den Städten sein. Dies schließt ein, dass das 
hohe Potenzial im Bereich der grauen Ener-
gie mehr zu nutzen ist, also jener Energie, 
welche für die Herstellung und Weiterver-
arbeitung von Baustoffen aufgewendet wird. 
Hierauf können die Städte bspw. bei der öf-
fentlichen Auftragsvergabe Einfluss nehmen. 
Stärker sollte zudem in der Lebenszyklusbe-
trachtung von Immobilien die Rückbau- und 
Recyclingfähigkeit des Neubaus einfließen. 
Ob sich Ressourcen im Baubereich umfas-
send wiederverwerten lassen, hängt maß-

Abbildung 15:  
Entwicklung von Altersstruktur und Medianalter im EU27/E28-Raum
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geblich davon ab, ob dieser Aspekt bereits in 
der Neubauplanung berücksichtigt wurde.98

Ertüchtigung von Ver- und 
 Entsorgungssystemen
Entsprechend dem hohen Potenzial der 
Wassereinsparung (vgl. Kasten rechts) rü-
cken Belgien, Spanien und die EU-Kom-
mission die Sanierung maroder Trink- und 
Abwassernetze in den investiven Fokus der 
Städte.99 Für meeresnahe Gegenden, welche 
ihren Wasser bedarf wegen zunehmender 
Dürreperioden nicht mehr aus dem eigenen 
Grundwasser decken können, fasst Zypern 
in Ergänzung der Wassereinsparung eine 
Wassergewinnung durch Entsalzung als un-
umgänglich auf.100 

Zur Abminderung der genannten Problema-
tik der Überlastung vieler Abwassersysteme 
durch Starkregen drängt u. a. die polnische 
Regierung auf eine Etablierung bzw. Erhö-
hung der Anreize zur Reduzierung der Ver-
siegelung und zur Regenwassernutzung.101

Die vielerorts empfohlenen Ansätze der Ab-
fallvermeidung und einer umweltfreund-
lichen Abfallentsorgung102 sind z. T. so 
weitreichend, dass die Erarbeitung und 
Umsetzung von Zero Waste-Strategien103 als 
neue Aufgabe für die Städte gesehen werden, 
z. B. seitens der belgischen Regierung.

98 WBGU 2016 
99 Europäische Kommission; JRC/Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union 2019 • Regierung des 

 Königreichs Belgien 2017 • Regierung des Königreichs Spanien 2018 
100 Regierung der Republik Zypern 2017 
101 Regierung der Republik Polen 2018
102 Europäische Kommission; UN Habitat Human Settlements Programme 2016 • Generalversammlung der Ver-

einten Nationen 2015 • Regierung des Königreichs Belgien 2017 • Regierung der Tschechischen Republik 
2017 • Regierung des Königreichs Dänemark 2017 • Regierung der Slowakischen Republik 2018 • Regierung 
des Königreichs Spanien 2018 

103 Regierung des Königreichs Belgien 2017 

4.3 Demografischer  Wandel 

Der demografische Wandel als anspruchs-
volle Herausforderung und Zukunftsaufgabe 
der europäischen Städte findet bereits in der 
Leipzig-Charta aus dem Jahr 2007 Berück-
sichtigung. Den Anlass für die Besprechung 
des Phänomens in der vorliegenden Studie 
gibt dessen weitere Zuspitzung. Europa al-
tert nach 2007 stärker als je zuvor in seiner 
jüngeren Geschichte. So glichen sich 2004 
erstmalig die Bevölkerungsanteile der unter 
15-Jährigen und über 65-Jährigen. Seitdem 
nimmt die Zahl der älteren Menschen we-
sentlich stärker zu, während die Zahl jün-
gerer Menschen weiter abnimmt (vgl. Ab-
bildung 15).

Eine negative natürliche Bevölkerungsent-
wicklung in Kopplung mit dem Anstieg der 
Lebenserwartung ist die Ursache für diese 
Alterung (vgl. Abbildung 16). Die für eine 
Reproduktionp der Bevölkerung zu geringe 
Fruchtbarkeitsrate von durchschnittlich 1,59 
Kindern je Frau (Stand 2017) hat zur Folge,  

„Eine Kombination von Maßnahmen 
(Preispolitik zur Einsparung von Wasser, 
Reduzierung von Lecks, Einbau von wasser-
sparenden Geräten und effizienteren Haus-
haltsgeräten) könnte helfen, bis zu 50 % 
des entnommenen Wassers einzusparen. 
Der Verbrauch könnte europaweit auf 80 
Liter pro Person und Tag gesenkt werden.“

Zit. EEA, 2016: Nahaufnahme. Wasser in  
der Stadt. Amt für Veröffentlichungen der  
Europäischen Union (Hrsg.). EUA-SIGNALE 2018.  
Luxemburgt, S. 7.
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Quelle: Eurostat 2019, eigene Darstellung

dass in den EU-Mitgliedstaaten weniger Men-
schen geboren werden als sterben. Ohne eine 
Zuwanderung von ca. 1,2 Mio. Menschen im 
Jahr 2017 wäre die Bevölkerung der EU in 
diesem Jahr daher um 200.000 Menschen ge-
schrumpft, statt auf 511, 37 Mio. Einwohner 
anzuwachsen.104 

Mit der Alterung gehen fundamentale Ver-
änderungen in der makroökonomischen 
Entwicklung Europas einher. Die EU-Mit-
gliedstaaten müssen mit ihren Volkswirt-
schaften die anteilig immer weniger zur 

104 Eurostat 2019 
105 UN-DESA-Bevölkerungsabteilung 2019 

Verfügung stehenden Erwerbsfähigen kom-
pensieren, um die weiter steigende Zahl 
Nicht-Erwerbsfähiger zu versorgen. Diese 
Entwicklung bringt die Renten- und Ge-
sundheitssysteme in der EU zunehmend 
unter Druck.

Europa ist im weltweiten Vergleich aktu-
ell der Silver Continent mit dem höchsten 
Durchschnittsalter von 43 Jahren (vgl. Ab-
bildung 17105). Diesen volkswirtschaftlichen 
Nachteil muss Europa im globalen Standort-
wettbewerb u. a. durch eine steigende Pro-

Abbildung 16:  
Bevölkerungsentwicklung der EU bis 2018
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Quelle: UN-DESA-Bevölkerungsabteilung 2019

duktivität und eine höhere Erwerbs tätigkeit 
ausgleichen.106 Welche Reserven hier liegen, 
zeigt ein Vergleich der sehr unterschiedli-
chen Erwerbsquoten in Europa auf, die zwi-
schen 83,3 % beim Spitzenreiter Schweden 
und nur 65,5 % in Italien variieren.107 

Um das Ungleichgewicht eines abnehmen-
den Anteils an erwerbsfähiger Bevölkerung 
abzudämpfen, verschob bspw. Deutschland 
das Renteneintrittsalter für die Jahrgänge 
1964 und jünger von 65 auf 67 Jahre. Ein 
weiteres Verschieben und eine Flexibili-
sierung des Renteneintrittsalters befinden 

106 Börsch-Supan 2011 
107 Eurostat 2019 

„Die Kenngröße Erwerbstätige pro Kopf 
der Bevölkerung ist zentral für die öko-
nomischen Auswirkungen des demografi-
schen Wandels; sie ist aber auch eine der 
 wichtigsten Schlüsselgrößen für Lösungs-
ansät ze, die aus dem Bedrohungs poten zial 
des demografischen Wandels eine Chance 
machen können.“

Zit. Axel Börsch-Supan, 2011: Ökonomische Auswirkungen 
des demografischen Wandels, Aus Politik und Zeitgeschich-
te, 10-11/2011.

Abbildung 17:  
Entwicklung des Medianalters in den Weltregionen104
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sich in der Diskussion. Damit ein längerer 
 Aufenthalt von älteren Menschen im Ar-
beitsmarkt gelingt, müssen Arbeitsmarkt- 
und Sozialversicherungsreformen an den 
Ausbau von Aus- und Weiterbildungsan-
geboten geknüpft werden. Für eine Rück-
kehr zu einem positiven natürlichen Bevöl-
kerungswachstum bedarf es zudem einer 
stärker familienorientierten Politik auf allen 
Ebenen, die Städte eingeschlossen.

Der Trend einer Gleichzeitigkeit von 
 Wachstum und Schrumpfung in der EU
Geschildert wurde bisher das durchschnitt-
liche demografische Gesamtbild von Euro-
pa. Im europäischen Raum entwickeln sich 
die Bevölkerungszahlen und Altersstruk-
turen sehr unterschiedlich. Manche Städte 
und Regionen verlieren an Einwohnern. 
Andere Gegenden boomen, weisen wirt-
schaftliches Wachstum und steigende Ein-
wohnerzahlen auf. Diese Gleichzeitigkeit 
von Schrumpfung und Wachstum trifft auf 
den überwiegenden Teil der Mitgliedstaaten 
zu. Von einer anhaltend z. T. großflächigen 
negativen Bevölkerungsentwicklung sind 
oft ländliche Gegenden in Europas Süden 
und Osten betroffen. In der Fläche fällt da-
bei Spanien auf, aus dem infolge der Finanz-
krise in stärkerem Umfang Einwohner nach 
Frankreich oder Deutschland auswanderten 
(vgl. Abbildung 18). Dieser Abwanderungs-
effekt ist so stark, dass hier selbst die städti-
schen Regionen in ihrer Bevölkerungsent-
wicklung stagnieren.108 

Im Gegensatz zum ländlichen Raum nimmt 
die Bevölkerung der größeren Städte in der 
überwiegenden Zahl der EU-Mitglied staaten 
zu. Dabei wächst das Umland bzw. der Speck-
gürtel von großen Städten z. T. stärker als 
diese selbst. Eine solche Metropolisierung 
bzw. weitere Ausdehnung von Großstädten 
verstärkt, insbesondere in mehreren Regio-
nen Osteuropas, das Stadt-Land- Gefälle.109

108 Schmidt-Seiwert 2019 
109 Eurostat/Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union 2019 
110 Schmidt-Seiwert 2019
111 Eurostat/Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union 2019
112 Europäische Kommission; UN Habitat Human Settlements Programme 2016 • Europäische Kommission 2017 

Der differenzierteq Blick auf die Großstädte 
der EU-28 zeigt, dass in Großbritannien und 
Österreich die großstädtische Bevölkerung 
von 2011 bis 2017 noch stärker wuchs als 
zuvor, wohingegen sich in Belgien, Frank-
reich und in Italien die starken Wachstums-
dynamiken der Vergangenheit abgeschwächt 
haben. Einen Bevölkerungsrückgang weisen 
die Großstädte in Spanien, Portugal, Polen 
und Ungarn auf.

Ähnlich uneinheitlich verlief die Bevöl-
kerungsentwicklung in den Mittelstädten 
der Mitgliedstaaten. Die Bevölkerung die-
ser Stadtgröße schrumpfte in Portugal und 
den meisten osteuropäischen Ländern, wäh-
rend sie in den Mittelstädten Deutschlands, 
Großbritanniens, Belgiens und Frankreichs 
zwischen 2011 und 2017 in der Gesamtbe-
trachtung leicht zunahm. In Spanien sta-
gnierten die Einwohnerzahlen in diesem 
Stadtgrößenbereich hingegen.110 

Arbeits- und  Flüchtlingsmigration 
als Trendbeschleuniger der 
 Uneinheitlichkeit des demografischen 
Wandels in Europa
Die natürliche Bevölkerungsentwicklung 
spielt in der EU im Vergleich zu Ab- oder 
Zuwanderungsbewegungen eine quanti-
tativ untergeordnete Rolle, wird der Blick 
auf die aktuelle Bevölkerungsdynamik ge-
richtet. So ließ sich 2017 bei den meisten 
EU-Regionen mit stärker steigenden Be-
völkerungszahlen das Wachstum zumeist 
auf hohe Zuzugszahlen statt auf eine posi-
tivere natürliche Bevölkerungsentwicklung 
zurückführen.111 Die Ursachen der Wan-
derungsbewegungen mit Relevanz für die 
Städte sind mehrheitlich die Arbeits- und 
Bildungssuche, die Flucht aus Krisenre-
gionen und die Wohnortverlagerung im 
Alter. Magneten dieser Wanderungsbewe-
gungen sind in Europa in weiten Teilen die 
Großstädte112 und mit großen Länderunter-
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Quelle: Schmidt-Seiwert/BBSR 2019, S. 3

schieden die Mittelstädte (vgl. Abbildung 
18).113 Mit Blick auf die Flüchtlingsmigra-
tion kommt es einerseits z. T. zu sozio-kul-
turellen Überforderungssituationen in den 
städtischen Zuzugsräumen.114 Zum ande-
ren verschärft die Abwanderung von mobi-

113 Schmidt-Seiwert 2019 
114 Europäische Kommission 2017 • Europäische Kommission 2011 • Michalski; Zur Nedden; Frölich von Bodel-

schwingh/Bundesstiftung Baukultur 2016

len, jungen Erwerbsfähigen in die urbanen
Zentren die ökonomische und soziale Si-
tuation in den Schrumpfungsräumen. Hier 
fehlt es oft an Arbeitskräften im Handwerk, 
in der Landwirtschaft und im Gesundheits-
wesen.

Abbildung 18:  
Durchschnittliche jährliche Bevölkerungsentwicklung von 2011–2017* in Prozent in den Gemeinden (LAU)** Europas
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4.4 Wirtschafts- und 
 Strukturwandel

4.4.1 Entwicklungstrends des 
Wirtschaftsstandortes Stadt

Die EU-28 und viele ihrer Städte haben in 
den letzten Jahrzehnten einen komplexen 
Strukturwandel von industriedominier-
ter Wirtschaft hin zu Dienstleistungs- und 
Wissensökonomien erlebt. Im Zuge dieses 
Wandels sind die Wirtschaftsstrukturen der 
Mitgliedstaaten und ihrer Regionen einan-
der ähnlicher geworden. Die allgemeine 
Tertiarisierung der Wirtschaft vollzog sich 
dabei in den Mitgliedstaaten und Regionen 
am stärksten, die in dieser Entwicklung am 
weitesten zurücklagen.115 

Eine vollständige Substitution der Indus-
trie durch Dienstleistungen fand dabei nicht 
statt. Bspw. hat sich in den meisten erfolg-
reichen (weil wirtschaftlich prosperieren-
den) deutschen Städten trotz Deindustria-
lisierung immer noch eine industrielle Basis 
bzw. verarbeitendes Gewerbe erhalten, das 
eine stabilisierende Wirkung u. a. auf die 
Arbeitsmärkte und Einkommenssituation 
der Städte hat. Lt. Läpple entschied sich die 
stark exportorientierte und wissensbasierte 
Industrie z. T. bewusst für den Erhalt ausge-
wählter Produktionsstandorte in Europa, 
um sich hier eine Produktionskompetenz zu 
erhalten und in Forschung und Entwicklung 
einzubringen.116

Strukturwandel als  Daueraufgabe 
für die Städte
Den Strukturwandel zu meistern und als 
Chance für sich zu nutzen, bedeutet für viele 
Städte einen erheblichen Kraftakt mit z. T. 
unsicherem Ausgang. „Die Verlagerung von 
Standorten des verarbeitenden Gewerbes 
ging mit dem Abbau qualifizierter Arbeits-
plätze einher – der Verlust umfangreicher 

115 Krieger-Boden 2015 
116 Läpple 2016 
117 Europäische Kommission 2011 
118 Europäische Kommission 2011 
119 Europäische Kommission 2017 

wirtschaftlich nutzbarer Fähigkeiten und 
Kenntnisse setzte eine Negativspirale in 
Gang.“117 Die europäischen Städte und ganze 
Regionen, wie das Ruhrgebiet in Deutsch-
land oder das Black Country um die Stadt 
Birmingham in Mittelengland/Großbri-
tannien, standen und stehen z. T. vor der 
schwierigen Aufgabe, in diesem Umbruch, 
welcher Abwanderung und den Verlust fi-
nanzieller Ressourcen für die Städte bedeu-
tet hat, ihre wirtschaftliche Basis umzustruk-
turieren und zu diversifizieren. 

Der höchste Anpassungsdruck in einem sehr 
engen Zeitfenster entstand mit der politi-
schen Wende ab den 1990er-Jahren in den 
mittel- und osteuropäischen Städten. Die 
z. T. sehr abrupte Marktöffnung mit der Fol-
ge einer neuen Konkurrenzsituation (Stich-
wort: Globalisierung) war oft eine Über-
forderung für das verarbeitende Gewerbe. 
Insbesondere für Städte mit einer planwirt-
schaftlich monostrukturierten Wirtschaft 
bedeutete deren Abwärtstrend bzw. Weg-
bruch einen drastischen Rückgang der Steu-
ereinnahmen, was vielerorts die städtischen 
Infrastrukturen und Sozialsysteme in eine 
Notlage brachte.

Die Weltfinanz- und Immobilienkrise ver-
schärfte diese Situation ab 2007 für städ-
tische Haushalte, Industrie und Gewerbe 
nicht nur in Ost- und Mitteleuropa, son-
dern zunehmend auch in Südeuropa.118 
Hiervon haben sich viele Regionen und 
Städte noch nicht erholt, wie Abbildung 19 
zeigt. Die  Arbeitslosenquote der EU-28 hat-
te 2013 ihren Höchststand von 10,9 % er-
reicht und sank bis 2016 auf 8,6 %, was aber 
über dem Vorkrisenniveau (7 %) liegt.119 
Diese Entwicklung fällt regional sehr un-
terschiedlich aus; z. T. sank die Quote im 
Norden und Osten der EU unter die Werte 
von 2008, wohingegen die Regionen einiger 
südlicher Mitgliedstaaten deutlich über der 
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Quelle: Europäische Kommission, Generaldirektion Regionalpolitik und Stadtentwicklung 2017, S. 66

2008er-Arbeitslosenquote mit bis zu 10 % 
und 20 % liegen. Auch die Beschäftigtenzah-
len nach 2007 variieren in ihrer Entwicklung 
räumlich stark. So wiesen eine Vielzahl von 
Städten in Griechenland, Italien, Spanien, 
aber auch Rumänien Beschäftigungsquoten 
unterhalb der 50 % auf, was weitab vom eu-
ropäischen Durchschnitt von 71 % (Stand: 
2016) lag.120

120 Europäische Kommission 2017 

Die ökologische Dimension des 
 Strukturwandels
Mit dem Strukturwandel zeichnen sich zu-
dem Herausforderungen im Umwelt- und 
Klimabereich von globaler Dimension ab. 
Unternehmen und Konsumenten in euro-
päischen Mitgliedstaaten wirken im Kon-
text des Outsourcings CO2-intensiver Pro-
duktion indirekt auf die Umweltsituation 
außerhalb der EU ein. Diese Produktions-
verlagerungen sind oft mit der Verlagerung 
ökologischer und sozialer Problemlagen 

Abbildung 19:  
Veränderung der Arbeitslosenquote in den EU28 2008–2016 
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Quelle: EU, UN Habitat Settlements 

 Programme 2016, S. 60

in die Städte von Schwellen- und Entwick-
lungsländern mit niedrigeren Lohnniveaus, 
Umwelt- und Sozialstandards verbunden.121 
Die verbesserte Umweltsituation der EU 
geht entsprechend anteilig zulasten neuer 
Produktionsstandorte in diesen Ländern. 
Zudem entwickelte sich Europa im Zuge 
des Strukturwandels zu einem der größten 
physischen Nettoimporteure.r Damit hat die 
physische Mehrheit der Rohstoffe und Pro-
dukte, die in Europa weiterverarbeitet oder 
konsumiert werden, einen „ökologischen 
Rucksack“ außerhalb der EU.122 Auch hier ist 
strukturwandelbedingt von Wirtschaft und 
Konsumenten in den europäischen Städ-
ten eine wichtige globale Verantwortung 
zu übernehmen. 

121 Lenzen 2018 
122 Bringezu; Schuetz; Moll/Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie GmbH 2003 

Die weitere räumliche  Konzentration 
der Wirtschaftskraft
Im Städtereport „The state of the European 
cities“ aus dem Jahr 2016 hat die GD Regio 
der Europäischen Kommission unter der 
Überschrift „Urban economic development“ 
intensiv den Aspekt der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit der europäischen Städte 
auch im Zusammenhang mit deren Größe 
untersucht. Räumliche Betrachtungsebene 
waren dabei die sog. metro regionss, denen 
per Definition des Reports alle Städte und 
Ballungsräume mit mehr als 250.000 Ein-
wohnern angehören. Der Report kommt zu 
dem Schluss, dass die Produktivität, gemes-
sen am Bruttoinlandsprodukt pro Beschäfti-
gung, tendenziell mit der Stadtgröße    wächst. 

Abbildung 20:  
Die Produktivität funktionaler Stadtregionen (functional urban areas) gemessen am Bruttoinlandsprodukt pro Beschäftigten 
im Jahr 2013 
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Die Produktivitätsspitzen lassen sich, mit 
Ausnahme von Deutschland, in den euro-
päischen Hauptstädten verorten (vgl. Abbil-
dung 20). Ähnliche Korrelationen zeigt der 
Report für Bildungsangebote und Verdienst-
möglichkeiten auf. Diese Verwerfungen und 
Polarisierungen schwächen Klein- und Mit-
telstädte mit geringen und mittleren Ver-
dienstmöglichkeiten ab, die ohnehin schon 
Talente und junge Arbeitskräfte an die grö-
ßeren Städte verlieren.123 Mit dem Aufhal-
ten dieser Abwärtsspirale, wie es der Report 
empfiehlt,t dürften die betroffenen Städte aus 
eigener Kraft zumeist überfordert sein. Hier 
sind Ausgleichsmechanismen in Form von 
regionalen, nationalen und europäischen 
Strategien und Programmen gefragt, die ein 
Bestandteil der europäischen Konvergenz-
politik sind.

Die Strukturwandelbeschleuniger neue 
Technologienu, Digitalisierung und Automa-
tisierung bieten den europäischen Städten 
auch neue Perspektiven. Zum einen begüns-
tigt die zunehmende Entwicklung emissi-
onsärmerer Produktionsmethoden und die 
Einbindung der Produktion in stadtverträg-
liche Logistiksysteme eine urbane Produk-
tion, also eine Rückkehr von Manufaktu-
ren in mischgenutzte Stadtquartiere. In der 
Wertschöpfungskette betrifft dies die Her-
stellung und Verarbeitung von materiellen, 
z. T. hochindividualisierten Gütern sowie 
produktbegleitenden Dienstleistungen. Zum 
anderen entstehen im Fahrwasser dieser Me-
gatrends neue wissens- und kulturbasierte 
Ökonomien, die sich vorzugsweise in den 
Städten ansiedeln.

Der Zusammenhang, dass stark vom Dienst-
leistungssektor geprägte Städte eine stärkere 
Polarisierung von Einkommen und Segre-
gationsprozesse von hoher Dynamik auf-
weisen, gilt als belegt.124 Als Beispiel dieser 
Tendenz wird u. a. auf die sehr weit fort-
geschrittene Tertiarisierung in den USA 

123 Europäische Kommission; UN Habitat Human Settlements Programme 2016 
124 Läpple 2016 
125 Krugman 2016 

 verwiesen. Mit dem Rückgang der Beschäf-
tigung im industriellen Bereich gingen hier 
wichtige sozial stabilisierende Arbeitsplätze 
für die Mittelklasse verloren, die der Dienst-
leistungssektor in dem Umfang nicht bietet. 
Im Ergebnis klafft die Einkommensschere 
in den USA vergleichsweise stark ausein-
ander.125 Die Bindung von Fachkräften ist 
daher ein starker Treiber für die urbane An-
siedlung von Produktion: Die Rückverlage-
rung der globalisierten Produktion an die 
Orte des Konsums kann dem sozialen Zu-
sammenhalts in den Städten zuträglich sein.

4.4.2 Handlungsstrategien der 
produktiven Stadt

Die Handlungsstrategien für diesen Bereich 
zielen, was nachfolgend vertieft wird, im 
Kern auf den Funktionserhalt und -ausbau 
der europäischen Stadt als Wirtschaftsstand-
ort ab. Als Adressaten nehmen die Strategi-
en zur wirtschaftlichen Weiterentwicklung 
der Städte zum einen die lokalen Ökonomi-
en und Wertschöpfungskreisläufe und zum 
anderen überregional und global agieren-
de Wirtschaftsakteure in den Blick. Beide 
Akteursgruppen erfordern spezifische Ar-
beitsmarktkonzepte und Investitionen in 
die wirtschaftsnahe Infrastruktur.

Verbesserung harter und weicher 
 Standortfaktoren in den Städten
Hinsichtlich der Verbesserung der Stand-
ortfaktoren in den Städten unterscheidet 
die EU-Kommission zwischen harten Stand-
ortfaktoren, wie logistische Anbindung, 
Breitbandverfügbarkeit etc., und weichen 
Standortfaktoren, wie ausreichende Kinder-
betreuungs-, und gute Mobilitätsangebote 
sowie attraktive öffentliche Räume etc. Der 
harte Standortfaktor einer wettbewerbsfä-
higen und leistungsfähigen Breitbandin-
frastruktur wird im Zeitalter der Digitali-
sierung als zentrale Aufgabe verstanden. 

Hierbei sind starke Leistungsunterschiede 
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von Breitbanddiensten in städtischen Ge-
bieten innerhalb der EU abzubauen. Dieses 
Leistungsgefälle tritt sowohl im zwischen-
mitgliedstaatlichen Vergleich als auch im 
Vergleich vom ländlichen Raum mit ver-
städterten Räumen und Agglomerations-
räumen auf. Um ein weiteres Abwandern 
von Wirtschaftskraft in die größeren Städte 
auf Kosten des ländlichen Raumes mit sei-
nen Klein- und Mittelstädten abzudämpfen, 
müssen solche leistungsstarken Breitband-
infrastrukturen auch stärker in der Fläche 
ausgebaut werden.126 

Gesteuerte Renaissance der Städte als 
Ort von Manufaktur und Produktion
Eine zumindest partielle Rückkehr von 
Handwerk, Manufakturen und Produktion 
in dichtere Stadtstrukturen fügt sich nahtlos 
in die europäischen Leitbilder einer Stadt 
der kurzen Wege bzw. kompakten Stadt-
struktur und einer mischgenutzten Stadt 
ein, auf die sich mit der Leipzig-Charta aus 
dem Jahr 2007 bereits verständigt wurde.127 
Diese Renaissance der Städte und Quartiere 
als Produktionsorte erfordert eine integrier-
te Planung und Steuerung. In den gebauten 
Strukturen der europäischen Städte wer-
den Zielkonflikte durch die Flächenansprü-
che und unvermeidlichen Emissionsmehr-
belastungen der Re-Industrialisierung nicht 
ausbleiben. Vorausschauend sollten daher 
Mittlerstrukturen geschaffen werden, welche 
zwischen diesen unterschiedlichen Interes-
sen gemeinwohlorientiert verhandeln. Erst 
wenn eine hohe Akzeptanz für die urba-
ne Produktion in der Bevölkerung besteht, 
kann deren Rückkehr gelingen.128 

Für eine solche Rückkehr müssen Gewerbe 
und Industrie somit entsprechend anpas-
sungsfähig sein. Der Ansatz einer ökologisch 
verträglichen Wirtschaft ist ein Teil hiervon, 

126 Europäische Kommission 2017 • Europäische Kommission 2017 • Europäisches Parlament; Europäischer Rat 
2018 

127 Informelles Ministertreffen für Stadtentwicklung – Deutsche EU-Ratspräsidentschaft 2007
128 Cities of Making/Europäische Kommission 2018 
129 Läpple 2016
130 Europäische Kommission 2011 • Regierung der Portugiesischen Republik 2017 
131 Europäisches Parlament; Europäischer Rat 2018 

der über die Verringerung von Emissionen 
hinausgeht. Hierzu gehört ebenfalls die effi-
zientere Nutzung von Gewerbe- und In-
dustrieflächen bspw. durch das Stapeln von 
Funktionen. Zudem sollten sich die neuen 
industriellen Anlagen auch gestalterisch in 
den Stadtraum einfügen und eine hochwer-
tige Industriearchitektur umsetzen.

Stärkung der lokalen Ökonomie 
 einschließlich der Sozialwirtschaft
Zu den lokalen Ökonomien zählen Klein- 
und Kleinstbetriebe von Handwerk, 
Einzel handel, Gesundheitswesen, Gastro-
nomie sowie alle Formen von sozialen, 
haushalts- und unternehmensorientier-
ten Dienstleistungsanbietern. Unter dem 
Spektrum der Betriebe, welche in den o. g. 
Branchen agieren, sind neben Handwerks-
betrieben und Alleinunternehmern der 
Kreativwirtschaft die migrantisch gepräg-
ten Ökonomien hervorzuheben. Mit ihren 
wohnortnahen Arbeits-, Ausbildungs- und 
Qualifizierungsmöglichkeiten sind sie für 
Städte und Quartiere wichtige Orte der 
sozialen Integration.129 Dieses Potenzial 
migrantischer Produktions- und Handels-
unternehmen sollten sich die Städte stärker 
erschließen.

Als Teil der lokalen Ökonomie unterstützt 
die Sozialwirtschaft die Städte in vielen In-
klusionsbelangen und federt soziale Prob-
lemlagen ab. In Zeiten des Fachkräfteman-
gels, der insbesondere in diesem Bereich 
spürbar wird, bedarf es nach Auffassung der 
EU-Kommission und Portugals hier neuer 
innovativer Ansätze130 und unternehmeri-
scher Initiative. Unterstützung sollten die 
sozialwirtschaftlichen Akteure durch eine 
Erleichterung des Zugangs zu Finanzmitteln 
und eine Förderung sozialer Innovations-
projekte erhalten.131 Ein verbesserter Zugang 
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zu Finanzmitteln oder geeigneten Stand-
orten stellt eine Unterstützungsstrategie für 
den gesamten lokalökonomischen Sektor 
dar. Zu den weiteren Strategien einer Stär-
kung der lokalen Ökonomien zählen:
	■ die Förderung der Kreativwirtschaft,132 
	■ der Aufbau von Infrastrukturen für 

neue, ortsunabhängige und stärker frei-
berufliche Arbeitswelten,133

	■ (kommunale) Sanierungs- und Moder-
nisierungsmaßnahmen am Gebäudebe-
stand und an der Infrastruktur, welche 
vermehrt an lokal verankerte Unterneh-
men vergeben werden sollten,134

	■ Unterstützung von Start-ups zur Ver-
besserung von deren Marktreichweite.135

Aufbau einer Innovationskultur
Im Umfeld der Digitalisierung entstehen 
neue Unternehmens- und Finanzierungs-
formen wie die Shared-Economy- und 
Crowd-Funding-Modelle. Städte könnten 
selbst Anwender und Förderer solcher In-
novationen sein. Als Mittel wird durch 
EU-Kommission und Deutschland u. a. die 
stärkere Zusammenarbeit in öffentlich-pri-
vaten (Innovations-)Partnerschaften emp-
fohlen, die auch neue Finanzierungspers-
pektiven von städtischen Projekten, wie dem 
Breitbandausbau und der Digitalisierung 
in der Verwaltung, ergeben. Ergänzend zu 
den o. g. neuen Finanzierungsformen be-
darf es bei den bestehenden Kreditgebern 
einer höheren Bereitschaft, in innovative 
Projekte, soziale Projekte und Projekte von 
benachteiligten Gruppen zu investieren. So-
fern eine solche Offenheit nicht hergestellt 
werden kann, wird der Aufbau von inklusi-
ven Finanzinstitutionen mit nachhaltigen 
Investitionsstandards durch die öffentliche 
Hand empfohlen. Dies ist auch ein Ergebnis 
von Studierenden im Rahmen des deutschen 

132 BMVBS 2011 • Europäische Kommission 2011 • Europäische Kommission; JRC/Amt für Veröffentlichungen der 
Europäischen Union 2019 

133 Europäische Kommission 2017
134 Informelles Ministertreffen für Stadtentwicklung – Spanische EU-Ratspräsidentschaft 2010 • Overmeyer; 

 Misselwitz; Mulé/BBSR 2016 
135 Regierung der Französischen Republik 2016 
136 Antonelli; Bentin; Million 2017 • Europäisches Parlament; Europäischer Rat 2018 • WBGU 2016 
137 Statistisches Bundesamt 2018 
138 Wöhrmann 2020 

Projektes „Die neo-europäische Stadt – Ein 
Manifest der Generation Y für eine neue 
Leipzig-Charta“.136

4.5 Bodenpolitik und 
 Wohnraumversorgung

Die Verfügbarkeit und Steuerbarkeit von Bo-
den bzw. Flächen ist eine elementare Grund-
lage für die europäischen Städte und das 
konfliktarme Zusammenleben in ihnen. Den 
Zugriff auf den Boden benötigen die Städ-
te zur Erfüllung ihrer Pflichtaufgaben und 
freiwilligen Aufgaben. Dies schließt eine 
vorausschauende, nachhaltige Stadtplanung, 
Wohnraumversorgung und Weiterentwick-
lung des öffentlichen Raums ein.

4.5.1 Entwicklungstrends der 
europäischen Immobilien- und 
Wohnungsmärkte

Der Boden ist nicht vermehr- und substi-
tuierbar, womit der Handel mit dieser Res-
source auf Immobilienmärkten einen mitun-
ter großen Einfluss auf die Entwicklung von 
Städten nimmt. Die Nutzung des Bodens für 
eine Funktion geht zulasten anderer Nut-
zungsmöglichkeiten in der Fläche. So bedeu-
tet ein städtisches Flächen wachstum zumeist 
den Verlust von Landschaft und Flächen für 
die Nahrungsmittelproduktion. Der zuneh-
mende Urbanisierungsdruck führt in vielen 
europäischen Groß- und Mittelstädten zu 
einer Flächenknappheit und entsprechen-
den (Nutzungs-)konflikten. 

Als Parallelprozess zum steigenden 
Flächen bedarf durch Einwohnerwachstum 
nimmt der individuelle Wohnflächenver-
brauch in  einigen EU-Staaten, wie z. B. in 
 Deutschland137 und Österreich138, zu. 
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Auslöser hierfür sind aktive Suburbanisie-
rungsprozesse, die maßgeblich in Wachs-
tumsräumen wie den Speckgürteln der 
Großstädte (vgl. Kap. 4.3) weiterhin statt-
finden. Zudem treiben eine steigende Zahl 
an 1- und 2-Personenhaushalten und er-
höhte Ansprüche an Wohnungsgrößen den 
Flächenbedarf an.

Da Boden marktwirtschaftlich gehandelt 
wird, steht eine Verknappung der Fläche oft 
im direkten Zusammenhang mit der Steige-
rung von Grundstückspreisen, gekoppelt 
mit ansteigenden Wohnraumkosten. Die 
Akteure und Investitionen in diesen Prozes-
sen sind z. T. nicht mehr lokal oder regional 
verankert, da die Immobilienmärkte zuneh-
mend Kapitalmarktstrukturen aufweisen 
und somit auch einem Globalisierungstrend 
unterliegen. Zu den treibenden Kräften die-
ses Trends zählt der Bedeutungsgewinn der 
Immobilie als internationaler Kapitalanlage, 
was sich bspw. in Form von Immobilien-
fonds ausdrückt, die an Börsen gehandelt 
werden.139 

Welches hohe Interesse internationaler An-
leger am europäischen Immobilienmarkt 
vorliegt, kann an der Aussage des weltwei-
ten Immobilienmarktberichtes von Jones 
Lang LaSalle (JLL) aus dem Jahr 2018 ermes-

139 Scharmanski; Korinke 2010
140 Jones Lang LaSalle 2014 • Jones Lang LaSalle 2018
141 Feld 2019 

sen werden: „Sustained investor appetite for 
Eu ropean real estate led to a fourth quarter  
surge as volumes jumped by 31 % to US$110 
billion. […] Markets across much of Europe 
received a further boost as the con tinued 
weakness of the U.S. dollar pushed up  
volumes in dollar terms.“140 

Das „appetitanregende“ Ausweichen auf 
Immobilien als Kapitalanlage bewirkt zum 
einen die weltweit anhaltende Niedrigzins-
politik von u. a. der US-Notenbank und 
der Europäischen Zentralbank (EZB). Die  
niedrigen Zinsen erlauben die kostengüns-
tige Beschaffung von Fremdfinanzierungen, 
was Immobilieninvestitionen erleichtert und 
deren Gewinn steigern kann. Zum anderen 
ist der lokal verankerte Anlagewert „Immo-
bilie“ in den europäischen Ländern oft ge-
ringeren Schwankungen141 unterworfen als 
Anlagen in anderen internationalen Märk-
ten. Der Umfang solchen internationalen 
Engagements im Immobilienmarkt unter-
scheidet sich (Stand 2018) in den Mitglied-
staaten z. T. stark. 

Im Detail sind solche Konzentrations- und 
Finanzialisierungsprozesse bspw. für den 
deutschen (Wohn-)Immobilienmarkt be-
legt, auf welchem das BBSR seit 1999 Trans-
aktionen von großen Wohnungsportfolios 
ab 800 Wohnungen und seit 2006 Transak-
tionen von kleineren Wohnungsportfolios 
zwischen 100 und 800 Wohnungen erfasst. 
Diese Marktbeobachtung ließ für das Jahr 
2019 erkennen, dass große Wohnungspakete 
über 800 Wohnungen mehrheitlich durch 
ausländische Akteure verkauft wurden (vgl. 
Abbildung 21). Die größte Einzeltransakti-
on führte dabei der chinesische Staatsfonds 
mit dem Verkauf der BGP Investment und 
ihren über 16.000 Einheiten durch. Als Käu-
fergruppe traten im Jahr 2019 zuvorderst 
institutionelle deutsche Privatakteure in 
 Erscheinung, unter denen die Fondsverwal-

“Sustained investor appetite for European 
real estate led to a fourth quarter surge 
as volumes jumped by 31 % to US$110 
 billion. […] Markets across much of Europe 
received a further boost as the continued 
weakness of the U.S. dollar pushed up 
volumes in dollar terms.”

Zit. Jones Lang LaSalle – JLL, 2018: Global Real Estate 
Markets. JLL Global Research, February 2018. Chicago, 
S. 11.
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Quelle: Franke; Lorenz-Hennig 2020, S. 8

tung „Zentrale Boden Immobilien AG“ mit 
drei Akquisitionen besonders auffällig war.142

Die grenzüberschreitenden Immobilienin-
vestitionen konzentrieren sich maßgeblich 
in nur 300 Großstädten und Stadtregio-
nen, zu denen u. a. die global cities Lon-
don, New York, Tokio und Paris gehören. 
Den Ausschlag, in welcher Stadt verstärkt 
vom Ausland in Immobilien investiert wird, 
gibt u. a. deren Bedeutung als touristische 
Destination oder ihr internationaler Ver-
netzungsgrad z. B. als Knotenpunkt der 
Finanzwirtschaft. Weitere Anlagekriterien 
sind der Hauptstadtstatus, eine gutes In-
vestitionsklima des Landes143 sowie Markt-
faktoren und Kaufpreise. Die bei ausländi-
schen Investitionen z. T. starke räumliche 
Entkopplung von Anleger bzw. Investor 

142 Franke; Lorenz-Hennig/BBSR 2020 
143 Busch; Spars/WBGU 2016 

und Immobilie erschwert eine kooperati-
ve Stadt entwicklung von Immobilienwirt-
schaft und Stadt. 

Die Notwendigkeit einer solchen Zusam-
menarbeit ist in Wachstumsstädten aber 
umso dringlicher, da hier gezielt Engpässe 
in ausgewählten Wohnungsmarktsegmen-
ten und Lagen durch eine strategische Be-
standsentwicklung und Neubauvorhaben 
anzugehen sind. Die Grundstückspreise in 
Wachstumsräumen bewegen sich auf einem 
zu hohen Niveau, als dass die Städte hier 
ausschließlich aus eigener Kraft die Ange-
botslücken gemeinwohlorientiert schlie-
ßen können. Die globale Finanzkrise hat 
durch erforderliche Sparmaßnahmen zu-
dem in vielen Teilen Europas zum Rückzug 
der Städte aus einer aktiven Liegenschafts-

Abbildung 21:  
Anzahl in Deutschland verkaufter Wohnungen nach Verkäufertyp, 1999 bis 2019
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politik und aus einer investierenden Woh-
nungsmarktsteuerung geführt und erst die 
Bedeutung von Boden als Anlagegut stark 
steigen lassen.144 

Welches Ausmaß die Dynamik in einigen 
Immobilienmärkten angenommen hat, lässt 
sich aus dem Wohnungsmarktbericht des 
Beratungsunternehmens „Knight Frank 
Research“ ablesen. So bewegten sich die 
Preissteigerungen für Eigentumswohnun-
gen und Wohn immobilien in Europa inner-
halb eines Jahres (2017–2018) zwischen 10 
bis 20 %, u. a. in Amsterdam, Berlin, Brüs-
sel, Budapest, Porto, Rotterdam und Zagreb. 
In anderen Städten wie Dublin, Frankfurt 
a. M., Madrid, Málaga und München lag 
der Anstieg zwischen 5 und 10 %. Diesen 
Marktentwicklungen hinken die Einkom-
mensentwicklungen in den Städten zumeist 
hinterher. Ein Resultat hiervon ist die Ent-
wicklung der Überbelastung von Haushalten 
durch Mietzahlungen. Eine Überbelastung 
tritt den Annahmen von Eurostat nach bei 
Haushalten mit mehr als 40 % Wohnkosten-
belastung ein. Im Durchschnitt der EU-28 
lag der Anteil der Bevölkerung, der hiervon 
betroffen war, im Jahr 2017 bei gut 26 %.145 
Innerhalb der EU-28 variiert dieses Bild ex-
trem stark. So nimmt Griechenland die pro-
blematische Spitzenposition mit einer Über-
lastungsquote von fast 84 % ein, wohingegen 
Lettland die geringste Quote von nur etwa 
11 % aufweist (vgl. Abbildung 22146). Auch 
der deutlich negative Schub hin zu höheren 
Mietüberlastungsquoten durch die weltwei-
te Immobilien- und Finanzkrise nach 2007 
lässt sich ablesen. Diese Quotenveränderung 
trifft auf den EU-28-Durchschnitt und ins-
besondere auf die Mitgliedstaaten Däne-
mark, Griechenland, Großbritannien, Por-
tugal, Rumänien, Spanien und Zypern zu.

144 Europäische Kommission; JRC/Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union 2019 
145 Eurostat 2019 
146 Eurostat 2019 
147 Weißmüller 2018 
148 Europäische Kommission; JRC/Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union 2019
149 Kuhlmann; Dumas; Heuberger/BBSR 2020 
150 Europäische Kommission 2011 

Die angespannten Wohnungsmärkte in vie-
len Städten Europas haben den zivilgesell-
schaftlichen Blick auf die Ressource „Boden“ 
verändert. Es werden Forderungen nach ei-
ner Neubewertung des Bodens laut, weg von 
der Ware, mit der z. T. rein gewinnorientiert 
ortsunabhängig an Börsen gehandelt wird, 
hin zu einem Eigentum, das den lokalen 
Gegebenheiten langfristig verpflichtet ist.147 
Dabei geht es sowohl um den Grundstücks-
handel als auch um den Umgang mit Woh-
nungsbeständen, die in weltweit gehaltenen 
und gehandelten Portfolios platziert sind. 

Welche Dringlichkeit die Bodenfrage in 
Kopplung mit der Wohnungsfrage für Eu-
ropa besitzt, wird u. a. am aktuellen Städ-
tebericht aus dem Jahr 2019 „The future of 
cities“148 deutlich, der das Angebot an be-
zahlbarem Wohnraum als erste Herausfor-
derung für Städte bespricht. Im Prozess der 
Urbanen Agenda für die EU nahm sich der 
Wohnraumfrage eine eigene Partnerschaft 
an.

Die EU-Kommission zählt die kommunale 
Bodenpolitik aktuell nicht zur kommunalen 
Daseinsvorsorge. Letztere beinhaltet nach 
Auffassung der EU-Kommission Dienste 
von allgemeinem Interesse der örtlichen Ge-
meinschaft, die von den Kommunen bereit-
gestellt werden.149 Diese Dienste sind kom-
missionsseitig in einem Katalog erfasst, der 
unter der Rubrik „Soziale Dienstleistungen 
im allgemeinen Interesse“v (social services 
of general interest) lediglich das Sozial-
wohnungswesen (social housing) aufführt.150 
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Quelle: Eurostat 2019, eigene Darstellung

Abbildung 22:  
Entwicklung der Mietüberbelastungsquote zwischen 2010 und 2017 in den EU-28
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4.5.2 Handlungsstrategien 
für eine ressourcenschonende 
und gemeinwohlorientierte 
Bodennutzung

Die von der Studie untersuchten fachlichen 
und politischen Strategiedokumente unter-
breiten auf unterschiedlichen Handlungse-
benen Lösungsansätze zu einer veränder-
ten Bodennutzung. Dies sind zum einen 
quantitative Strategien zum Eindämmen 
des Flächenverbrauchs. Auf der qualitativen 
Handlungsebene wird eine stärkere gemein-
wohlorientierte Bodennutzung im Interesse 
möglichst vieler Mitglieder des Gemeinwe-
sens in den Fokus gestellt.

Verringerung der Flächenneuinan-
spruchnahme, Flächenkreislaufwirt-
schaft und erhöhte Flächeneffektivität
Als Zielmarke einer verminderten Flächen-
inanspruchnahme hat sich bspw. Deutsch-
land bis 2020 zum 30-ha- und 3:1-Ziel ver-
pflichtet. Diese Zielmarken besagen, dass 
die tägliche Ausweitung von Siedlungs- und 
Verkehrsflächen auf 30 ha limitiert ist und 
das Verhältnis von Innen- zur Außenent-
wicklung von Flächen bei 3:1 liegen soll.151 
Ein Erreichen dieses Ziels wird unter Bei-
behaltung der aktuellen Anstrengungen auf 
diesem Gebiet allerdings erst für 2030 pro-
gnostiziert. Ähnlich ambitioniert strebt die 
EU-Kommission bis 2050 das Flächenver-
brauchsziel „Netto-Null-Ziel“ (No net land 
take by 2050) in ihrem „Fahrplan für ein 
ressourceneffizientes Europa“152 (Roadmap 
to a Resource Efficient Europe) aus dem Jahr 
2011 an.

Ein Mittel zur Reduzierung von Neuversie-
gelung sind lt. WBGU Konzepte der Flä-
chenkreislaufwirtschaft. Diese beinhalten 
das vorrangige und systematische Ausschöp-
fen aller bestehenden Flächenpotenziale im 

151 Die Bundesregierung 2016 
152 Europäische Kommission 2011 
153 WBGU 2016 
154 WBGU 2016 
155 BMVBS 2011 

Bestand und lassen nur im Ausnahmefall die 
Inanspruchnahme neuer Flächen zu.153 Test-
weise wird das Konzept im EU-geförderten 
Projekt „Circular Flow Land Use Manage-
ment“ in sechs Pilotprojekten (INTERREG: 
Central Europe) in den EU-Mitgliedstaaten 
Tschechien, Italien, Deutschland, Österreich, 
Polen und der Slowakei angewendet. Um 
hier erfolgreich zu sein, bedarf es integrier-
ter Maßnahmen in den Bereichen Planung, 
Management und Kooperation. Zudem sind 
finanzielle Anreize und in Teilen sogar Ge-
setzesänderungen erforderlich, damit Städ-
te in diesem Bodenbelang steuernd aktiv 
werden können. Zu den Strategien einer 
höheren Flächen effektivität zählen ergän-
zend zur o. g. Brachflächenrevitalisierung 
die Förderung von Zwischennutzungsmo-
dellen und die stärkere Nutzungsüberlage-
rung (Stapelung) bzw. Mehrfachcodierung 
von Flächen. Auf den öffentlichen Raum 
übertragen können dies bspw. Shared-Space- 
Lösungen154 oder zeitlich versetzte Nutzung 
von Bildungseinrich tungen und deren Frei-
räumen sein.

Stärkung einer gemeinwohl-
orientierten  Bodennutzung und 
 Wohnungsmarktsteuerung
Die Empfehlungen der europäischen Doku-
mente zur Stärkung der gemeinwohlorien-
tierten Bodennutzung sind sehr vielschichtig 
und bewegen sich auf der strategischen und 
instrumentellen Ebene in Verbindung mit 
regulativen Empfehlungen. Das Bewusst-
sein, dass die Sozialverträglichkeit von Flä-
chennutzungen155 vermehrt in den Fokus 
rücken muss, ist eine wichtige Klammer die-
ser Überlegungen, welche z. B. das Bundes-
ministerium für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung in seinem „Weißbuch Innenstadt“ 
sieht. Um hier als öffentliche Hand hand-
lungsfähig zu sein, bedarf es nach Auffassung 
des WBGU in einigen Mitgliedstaaten einer 
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höheren Transparenz zur Thematik Flächen-
besitz und -nutzungen im Stadtgebiet.156 

Eine der strategischen Hauptstoßrichtungen 
in dem Themenkomplex zielt auf eine höhe-
re Verfügbarkeit von Boden für die kommu-
nale Daseinsvorsorge und die Absicherung 
eines bedarfsgerechten Wohnungsangebotes 
ab. Dies soll den Städten das Wahrnehmen 
ihrer Aufgaben (bspw. das Absichern ei-
ner adäquaten, sozialen Infrastruktur durch 
Neubau) erleichtern, gemeinwohlorientier-
ten Akteuren mehr Spielräume verschaffen 
und den Städten die Möglichkeit eröffnen, 
stärker steuernd in Immobilienmärkten ge-
meinwohlorientiert aufzutreten. Hierfür ist 
eine aktive Liegenschaftspolitik mit einer 
entsprechenden finanziellen Ausstattung der 
Städte erforderlich, wie verschiedene Doku-
mente der EU-Kommission und EU-Mit-
gliedstaaten deutlich machen. 157 Das bein-
haltet zum einen die Grundstückssicherung. 
Städte müssen einen relevanten Umfang an 
Grundstücken und Immobilien im eigenen 
Bestand haben, um handlungsfähig zu blei-
ben. Zum anderen sollten sie zur Realisie-
rung prioritärer und gemeinwohlorientierter 
Stadtentwicklungsziele die Möglichkeit ha-
ben, Veto- und Vorverkaufsrechte ausüben 
zu können. Für den Fall der Veräußerung 
von städtischen Flächen wird zur weiteren 
Einflussnahme auf die Grundstücksentwick-
lung die Etablierung oder Stärkung von ge-
eigneten Bodeninstrumenten empfohlen. 

Als Instrumente sind u. a. Erbbaurechtsmo-
delle, Konzeptverfahren oder die Veräuße-
rung an gemeinwohlorientierte Entwickler 
genannt. Auch bei der Baurechtsschaffung 
sollten die Städte ihren Einfluss zukünftig 
stärker geltend machen können. Ergänzend 
zur städtischen Festsetzung der möglichen 

156 WBGU 2016 
157 Antonelli; Bentin; Million 2017 • BMUB 2016 • BMVBS 2011 • Europäische  Kommission 2011 • Europäische 

Kommission 2017 • Regierung der Tschechischen Republik 2017 • Regierung des Großherzogtums Luxemburg 
2017 • Informelles Ministertreffen für Stadtentwicklung – Spanische EU-Ratspräsidentschaft 2010 • Over-
meyer; Misselwitz; Mulé/BBSR 2016 

158 Antonelli; Bentin; Million 2017 • WBGU 2016 
159 Europäische Kommission 2011 
160 BMUB 2016 • Europäische Kommission 2017 • Overmeyer; Misselwitz; Mulé/BBSR 2016 
161 BMVBS 2011

Art und dem zulässigen Maß der baulichen 
Nutzung auf Grundstücken sollten Inves-
toren bspw. an den Folgekosten ihrer Ent-
wicklung beteiligt werden. In Deutschland 
werden hierunter kooperative Baulandmo-
delle subsumiert, die Investoren vertraglich 
verpflichten, die soziale Infrastruktur und 
öffentliche Flächen im Entwicklungsgebiet 
mitzufinanzieren und einen bestimmten 
Anteil an sozialem Wohnraum zu errich-
ten. Weiterhin ist in Diskussion (und z. T. 
bereits in der Anwendung), die Städte an 
den Wertsteigerungen von Grundstücken 
partizipieren zu lassen, die die Baurechts-
schaffungen bewirken. Ein Vorschlag hier-
zu ist, die Grundsteuern progressiv auszu-
gestalten. Eine tatsächliche oder potenziell 
höhere Verwertbarkeit eines Grundstücks 
soll sich dem Ansatz nach in einer höheren 
Grundsteuer niederschlagen.158

Die Erkenntnis, dass Wohnungsangebot und 
-nachfrage vom freien Markt nicht ausrei-
chend ausbalanciert werden, hat sich viel-
fach durchgesetzt. Entsprechend werden 
Empfehlungen und Forderungen nach aus-
geweiteten Steuerungsmöglichkeiten des 
Wohnungsangebotes durch die öffentliche 
Hand und die EU formuliert.159 Das um-
fasst zum einen die Begrenzung der Grund-
stückspreisentwicklung in angespannten 
Wohnungsmärkten160 und das Eindämmen 
von Boden- und Immobilienspekulation161, 
die sich oft preissteigernd auf das Wohn-
raumangebot auswirken. Zum anderen sol-
len die Städte aktiv auf das Schließen von 
Angebotslücken auf dem Wohnungsmarkt 
einwirken können. Zu den Instrumenten, 
die in dem Zusammenhang abgewogen 
werden, zählen u. a. der städtische sozia-
le Wohnungsbau, Wohnraumförderungs-
programme oder Auflagen an private Woh-
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nungsbauprojekte, anteilig sozialen und/
oder bezahlbaren Wohnraum zu errichten. 
Zudem soll ein stärkerer Mieterschutz die 
bestehende Wohnungsversorgung stabili-
sieren.162

4.6 Soziale Ungleichheit und 
Migrationsströme

Die Leipzig-Charta aus dem Jahr 2007 un-
terstreicht die Schwächung des sozialen 
Zusammenhaltes bereits deutlich als Pro-
blemlage: „Die Städte stehen gerade in Zu-
sammenhang mit dem wirtschaftlichen und 
sozialen Strukturwandel und der Globali-
sierung vor sehr großen Herausforderun-
gen. Zu den spezifischen Problemen zählen 
dabei insbesondere hohe Arbeitslosigkeit 
und soziale Ausgrenzung. Städte weisen gro-
ße Unterschiede innerhalb ihrer Gebiets-
grenzen auf, insbesondere hinsichtlich der 
wirtschaftlichen und sozialen Chancen, aber 
auch im Hinblick auf Umweltqualitäten. 
Hinzu kommt, dass die sozialen Differen-
zierungen und wirtschaftlichen Entwick-
lungsunterschiede häufig zunehmen und 
damit zur Destabilisierung in den Städten 
beitragen.“163 Den Anlass, dieses Thema in 
den Katalog der besonderen städtischen Ent-
wicklungen nach 2007 zu nehmen, geben 
die neuen Krisen, welche die sozialen Span-
nungen in Europa und seinen Städten weiter 
verschärft haben. Dies sind allen voran die 

162 Regierung der Französischen Republik 2016 
163 Informelles Ministertreffen für Stadtentwicklung – Deutsche EU-Ratspräsidentschaft 2007 
164 Schraad-Tischler; Schiller; Heller/Bertelsmann Stiftung 2017
165 Schraad-Tischler; Schiller; Heller/Bertelsmann Stiftung 2017
166 Europäische Kommission; JRC/Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union 2019 

Weltfinanzkrise ab 2007 in Kopplung mit der 
Eurokrise ab 2009 und die Migrationsbewe-
gungen in Europa ab 2015 in Kopplung mit 
neuen Krisenherden und dem Klimawandel. 
Hinzu kommt die stärkere Verknappung 
des bezahlbaren Wohnraumangebotes in 
Wachstumsstädten. 

4.6.1 Entwicklung der sozialen 
Ungleichheit

Wie die o. g. Krisen das soziale Klima in 
Europa belastet haben, hat die Bertelsmann 
Stiftung mit einem sog. EU-Gerechtigkeits-
indexw – einem Aggregat aus u. a. Armuts-, 
Bildungs-, Arbeits markt- und Gesundheits-
daten – abgebildet (vgl. Abbildung 23). In 
der Gesamtschau lässt sich für Europa von 
2008 bis 2015 ein Abwärtstrend der sozia-
len Gerechtigkeit ablesen, der sich in den 
folgenden Erhebungsjahren durch eine Er-
holung der Arbeitsmärkte fängt, ohne aber 
das Vorkrisenniveau zu erreichen.164 In der 
räumlich-differenzierten Betrachtung zei-
gen sich hierbei zwischen den EU-Mitglied-
staaten erhebliche Unterschiede, die sich 
im Zeitraum 2008 bis 2017 zusätzlich ver-
stärkten. Der größte Handlungsbedarf in 
Sachen sozialer Gerechtigkeit zeichnet sich 
in Süd- und Südosteuropa ab. So bestehen 
in Ungarn, Kroatien, Spanien, Italien, Bul-
garien, Rumänien und Griechenland das 
höchste Armutsrisiko und die geringsten 
Arbeitsmarktchancen.165

Der aktuelle Städtereport der EU-Kommis-
sion aus dem Jahr 2019 analysiert die Frage 
der sozialen Gerechtigkeit in Europa an-
hand der Einkommenssituation. Die hier-
bei eingesetzten Daten der Eurostat-Statis-
tik „Income inequality in the EU“ aus dem 
Jahr 2016 zeigen eine große Einkommens-
schere auf.166 So verdienen in der EU die 
20 % der Bevölkerung mit dem höchsten 
 Einkommen insgesamt 5,2-mal mehr als die 

„Soziale Ungleichheiten stellen nach wie vor ein 
großes Problem dar. Aus diesem Grund werden 
mindestens 25 % der Mittel der ESF+- Kompo-
nente mit  geteilter Mittel verwaltung der Förde-
rung der sozialen  Inklusion zugewiesen […].“

Europäisches Parlament; Europäischer Rat, 2018: Vorschlag für 
eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates 
über den Europäischen Sozial fonds Plus (ESF+). Brüssel, S. 15.
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Quelle: Schraad-Tischler 2017

Social Justice Index

Rang Land 2008 2011 2014 2015 2016 2017

1 Dänemark 7,23 6,99 7,09 7,11 7,12 7,39

2 Schweden 7,54 7,41 7,38 7,32 7,44 7,31

3 Finnland 7,11 7,11 7,17 7,19 7,17 7,14

4 Tschechische Republik 6,62 6,69 6,72 6,73 6,83 6,84

5 Slowenien 6,35 6,37 6,58 6,74

6 Niederlande 7,00 6,97 6,85 6,73 6,70 6,73

7 Deutschland 6,09 6,33 6,52 6,46 6,57 6,71

8 Österreich 6,86 6,59 6,65 6,60 6,68 6,69

9 Luxemburg 6,48 6,67 6,58 6,55 6,56 6,55

10 Frankreich 6,21 6,14 6,26 6,18 6,24 6,29

11 Vereinigtes Königreich 5,99 5,88 5,91 6,02 6,12 6,22

12 Estland 6,22 6,01 6,11 6,19

13 Belgien 6,09 6,17 6,16 6,15 6,13 6,18

14 Slowakei 5,66 5,58 5,37 5,47 5,57 5,91

EU Durchschnitt 6,02 5,96 5,60 5,63 5,73 5,85

15 Polen 4,46 5,15 5,44 5,58 5,82 5,79

16 Malta 5,16 5,32 5,50 5,79

17 Irland 5,91 5,37 5,06 5,24 5,49 5,66

18 Litauen 5,46 5,67 5,66 5,61

19 Lettland 4,68 4,92 5,09 5,46

20 Portugal 4,99 4,96 4,71 4,85 5,04 5,36

21 Zypern 5,06 5,10 5,07 5,31

22 Ungarn 5,11 4,88 4,45 4,70 4,99 5,18

23 Kroatien 4,92 4,93 4,97 5,07

24 Spanien 5,51 4,96 4,79 4,62 4,76 4,96

25 Italien 5,10 5,09 4,69 4,69 4,80 4,84

26 Bulgarien 3,79 3,95 3,91 4,19

27 Rumänien 3,72 3,64 3,94 3,99

28 Griechenland 4,36 4,36 3,53 3,58 3,61 3,70

0  1  2  3  4  5  6  7  8  9  10

Abbildung 23:  
Index soziale Gerechtigkeit in der EU-28 (gewichtet)
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Quelle: Alvaredo 2018, S. 14

20 % der Bevölkerung mit dem geringsten 
Einkommen. Diese Relation variiert unter 
den EU-Mitgliedstaaten stark zwischen 3,5 
in der Tschechischen Republik sowie 6,6 
und mehr in Spanien, Griechenland, Litau-
en und Rumänien. Die stärkste Spreizung 
der Einkommen weist Bulgarien mit dem 
8,2-Fachen auf.167

Im weltweiten Vergleich ist die durchschnitt-
liche Ungleichheit der Einkommensver-
teilung in der EU noch moderat. Im Jahr 
verdienten die 10 % der europäischen Bevöl-
kerung mit dem höchsten Einkommen 37 % 
des Nationaleinkommens. Beim „Spitzenrei-
ter“, dem Nahen Osten, lag dieser Anteil bei 
61 % (vgl. Abbildung 24). 

167 Europäische Kommission 2016 • JRC/Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union 2016 
168 Europäische Kommission 2011 

Die gute Position Europas trübt der Trend, 
dass die Einkommensungleichheit – mit 
leichten Schwankungen – kontinuierlich 
angewachsen ist (vgl. Abbildung 25). Ver-
antwortlich hierfür ist die zunehmende Ent-
kopplung von wirtschaftlichem Wachstum, 
Arbeitsmarktentwicklung und sozialem 
Fortschritt. Die Folgen sind Arbeitslosigkeit 
oder eine Verdrängung von größeren Bevöl-
kerungsanteilen in den Niedriglohnsektor.168

Diese Verwerfungen in der Einkommens-
situation führen auch dazu, dass die gesell-
schaftliche Situation zunehmend als nicht 
mehr gerecht empfunden wird, was ein Pro-
blem darstellt, da „nur eine mehrheitlich als 
gerecht empfundene Gesellschaft auf Dauer 
friedlich kooperieren und Konflikte ohne 

Abbildung 24:  
Anteil der obersten 10 % am Gesamteinkommen weltweit, 2016

Anteil der oberen 10 % am  
Gesamteinkommen weltweit 
im Jahr 2016 in Prozent
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Quelle: Alvaredo 2018, S. 14

Gewalt regeln kann.“169 Dem sozialen Zu-
sammenhalt verdankt Europa eine im welt-
weiten Vergleich hohe Qualität von städti-
schem Leben. So sind bspw. Arm und Reich 
noch verhältnismäßig gering voneinander 
räumlich abgegrenzt und gated communities 
in Europa die Ausnahmen. Zudem überwie-
gen die weitgehend sicheren öffentlichen 
Räume. Es kann die Frage aufgeworfen wer-
den, ob diese Einzigartigkeit mit einer zu-
nehmenden Polarisierung der Gesellschaft 
in den europäischen Städten ggf. teilräum-
lich zur Disposition steht.

4.6.2 Entwicklungstrends in der 
städtischen Flüchtlingsintegration 

Viele europäische Städte waren in der 
Flüchtlingszuwanderung 2015 Erst- oder 

169 Hradil 2019 
170 Simons; Weiden/Empirica 2016

Zweitankunftsorte und müssen in dem Be-
reich unverändert erhebliche Integrations-
leistungen vollbringen.170 Die Flüchtlings-
migration wird den europäischen Städten 
wohl als Dauerthema erhalten bleiben. Eine 
maßgebliche Antriebskraft hierfür ist der 
Klimawandel, der zunehmend Lebensräu-
me und -grundlagen verloren gehen lässt, 
damit politische Krisenherde anfacht und 
weitere Wanderungsbewegungen in klima-
tisch sicherere Regionen der Welt auslöst. 
Weiterhin sind als treibende Kräfte kriege-
rische Auseinandersetzungen zu nennen. 

Mehrere Faktoren werden darüber entschei-
den, wie die Städte eine solche Herausforde-
rung bewältigen. Hierzu gehören zum einen 
europäische und nationale Verteilungs- und 
Integrationsmechanismen, die Flüchtlings-

Abbildung 25:  
Einkommensanteile der obersten 10 % weltweit, 1980–2016
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ströme zur Entlastung der Wachstumsräume 
dauerhaft auch in schrumpfende Regionen 
lenken. Zum anderen bedarf es in einer auf 
Erwerbsarbeit ausgerichteten Gesellschaft ei-
ner vielschichtigen Arbeitsmarktintegration, 
die auf unterschiedliche Ausbildungsniveaus 
ausgerichtet ist.171 Diese Integrationsstrategie 
vereinfacht der kanadische Migrationsfor-
scher Randall Hansen in der Formel: „Im-
migration works where immigrants work.“172 
Weitere Integrationsaufgaben sind in diesem 
Kontext die Wohnraumversorgung und der 
Zugang zu Bildung. Ist die Integration von 
Migranten nicht erfolgreich, kann sich so-
ziale Polarisation verstärken.173

4.6.3 Handlungsstrategien 
zur Stärkung von Solidarität, 
gesellschaftlichem Zusammenhalt 
und sozialer Gerechtigkeit

Der geschilderte Trend des Auseinanderdrif-
tens der Gesellschaft in den europäischen 
Städten wird im Europa nach 2007 in mehre-
ren Positionspapieren der EU-Kommission 
thematisiert. Um dem entgegenzuwirken, 
sollte demnach der Wohlstand ausgewo-
gener und gerechter174 verteilt werden, was 
einen inklusiveren Verlauf von wirtschaft-

171 Läpple 2016
172 Hansen 2016 
173 Europäische Kommission 2011
174 Europäische Kommission 2017 
175 BMUB 2012 • BMUB 2016 • BMVBS 2011 • Die Bundesregierung 2016 • Europäische Kommission 2017 • Euro-

päische Kommission 2011 • Europäische Kommission 2011 • Europäische Kommission 2017 • Europäisches 
Parlament; Europäischer Rat 2018 • Europäisches Parlament; Europäischer Rat 2018 • Informelles Minister-
treffen für Stadtentwicklung – Spanische EU-Ratspräsidentschaft 2010

176 Burauel; Grabka; Schröder/Mindestlohnkommission 2018 
177 Die Bundesregierung 2016 • Europäische Kommission 2017 • Europäische Kommission 2011 • Europäische 

Kommission 2017 • Europäisches Parlament; Europäischer Rat 2018

lichem Wachstum einschließt. Untere Ein-
kommensgruppen sollten auf diesem Weg 
stärker als bisher am Wirtschaftswachstum 
partizipieren, was in einem breiten Spekt-
rum an Dokumenten der EU-Mitgliedstaa-
ten und der EU-Kommission zur Forderung 
erhoben wird.175

Viele Möglichkeiten, hierauf einzuwirken, 
liegen außerhalb des unmittelbaren Einfluss-
bereiches der Städte. Dabei sind zuvorderst 
die Mechanismen zur Wohlstandsverteilung 
(Steuern, Lohnregelungen etc.) zu nennen, 
die meist auf nationaler Ebene verankert 
sind. So hat der in Deutschland staatlich 
eingeführte Mindestlohn von 8,50 Euro 
brutto pro Stunde ein Wachstum der Löh-
ne im unteren Lohnsegment um ca. 15 % 
zwischen 2014 bis 2016 bewirkt, was ein 
wichtiger sozialer Stabilisierungsfaktor für 
die Städte ist.176 Ähnlich verhält es sich mit 
der Verbesserung der Teilhabechance am 
Wohnungsmarkt als eine aktuelle soziale 
Kernfrage in den Wachstumsstädten. Zum 
einen sind die Städte bei der Steuerung des 
bezahlbaren Wohnungsangebotes auf staat-
liche Instrumente zur Regulierung der Miet-
preisentwicklung und Immobilienspekula-
tion angewiesen. Zum anderen bedürfen 
sie regionaler, staatlicher und europäischer 
Programme zur Herstellung und zur Bin-
dung von sozialem Wohnraum. Den Städ-
ten fehlen die Ressourcen, diese Aufgaben 
vollständig aus eigener Kraft heraus zu lösen.

Mit diesen Instrumenten können Städte 
wesentlich effektiver die weiterhin von der 
EU-Kommission empfohlenen Strategien 
einer Abmilderung sozialräumlicher Polari-
sierungsprozesse177 und einer Steigerung der 

“Cities have shown to play an important 
role in promoting positive public percep-
tion of migrants and refugees and an under-
standing among the public of the need and 
obligation to grant them protection.”

Zit. Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft  Integration 
von Migranten und Flüchtlingen, 2017: Action Plan, S. 5.
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stadträumlich-sozialen Mobilität umsetzen, 
die für sozial schwache Bevölkerungsgrup-
pen von hohem Belang sind.178 

Ob die Städte in diesen Bereichen aktiv wer-
den und gezielt in die soziale Inklusion in-
vestieren, hängt vielfach von einer solida-
rischen Grundeinstellung in Stadtpolitik, 
Verwaltung und der Zivilgesellschaft ab. Die 
Entwicklung einer solidarischen Lebenswei-
se und -qualität sollte stärker die Aufgabe 
von europäischer Stadtentwicklung sein.179

Als eine Säule der Nachhaltigkeit ist die 
Bewahrung und Stärkung der sozialen Ge-
rechtigkeit in den von der Studie gesich-
teten Strategien als Querschnittsaufgabe 
verankert. Sie findet Berücksichtigung in 
allen städtischen Sektorpolitiken. Zu den 
einzelnen Handlungsfeldern dieser Quer-
schnittsaufgabe zählen u. a. die Flüchtlings-
integration, die Verbesserung von Teilha-
be am gesellschaftlichen Leben verbunden 
mit einer größeren Barrierefreiheit sowie 
die Gender- und Generationsgerechtigkeit. 
Damit unterstützt werden sollten ethnische 
Minderheiten, ältere Menschen, körperlich 
und/oder geistig beeinträchtigte Menschen, 
Frauen, Kinder und Jugendliche, von Armut 
betroffene oder bedrohte Haushalte.

Verstärkte Flüchtlingsintegration
Erfolgsgeschichten der Integration entste-
hen auch in einer guten Zusammenarbeit 
von Ressorts und dem Einsatz ganzheitlich 
gedachter Integrationsmaßnahmen, die in-
einandergreifen. Das betrifft bspw. auf Ar-
beitsmarktanforderungen ausgerichtete 
(Sprach-)Qualifizierungsmaßnahmen oder 

178 BMUB 2012 • Europäische Kommission 2011 • Regierung der Französischen Republik 2016
179 BMUB 2016 • WBGU 2016
180 Regierung der Portugiesischen Republik 2017
181 BMUB 2016 • Difu/BBSR 2012 • Europäische Kommission 2017 • Europäisches Parlament; Europäischer Rat 

2018 • Europäisches Parlament; Europäischer Rat 2018 • Regierung der Hellenischen Republik 2018 • Michal-
ski; Zur Nedden; Frölich von Bodelschwingh/Bundesstiftung Baukultur 2016 • Overmeyer; Misselwitz; 
Mulé/BBSR 2016 • Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Integration von Migranten und Flüchtlingen 
2017 

182 Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Integration von Migranten und Flüchtlingen 2017 
183 BMVBS 2011 • Difu/BBSR 2012 • Europäische Kommission; UN Habitat Human Settlements Programme 

2016 • Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Integration von Migranten und Flüchtlingen 2017 • Urbane 
Agenda für die EU – Partnerschaft Integration von Migranten und Flüchtlingen 2017 • Urbane Agenda für die 
EU – Partnerschaft Integration von Migranten und Flüchtlingen 2017

eine stadtweite Lösung der Wohnraumfra-
ge für Flüchtlinge. In vielen der gesichteten 
Dokumente geht es daher um eine bessere 
Koordinierung der Flüchtlingsintegration. 
Hierzu wird die Erarbeitung und Umsetzung 
von Strategien bzw. Plänen zur Integration 
von Migrantinnen und Migranten180 und der 
Aufbau von Integrations- & Migrationsma-
nagements empfohlen.181

Mit diesen Strukturen sollen u. a auf Emp-
fehlung der Urbanen-Agenda-Partnerschaft 
Integration von Migranten und Flücht-
lingen eine verbesserte Sprachausbildung für 
Flüchtlinge,182 die Integration durch Bildung 
sowie eine wirkungsvolle Arbeitsmarktin-
tegration sichergestellt werden. Als Teil der 
Arbeitsmarktintegration wird zudem die 
Stärkung der migrantischen Ökonomien 
bspw. durch die Vergabe von Mikrokrediten 
verstanden.183

Die Verbesserung der Zugangsmöglichkei-
ten von Migranten und Migrantinnen zu 
Wohnraum, Arbeit, Bildung und sozialen 
Kontakten nimmt erhebliche Ressourcen 

„Verstärkte Investitionen in  Kompe tenzen 
können dabei helfen, das Wirtschaftswachs-
tum anzukur beln, indem das Kompetenz-
defizit ver ringert wird, und Armut, Jugend-
arbeitslosigkeit und soziale  Aus grenzung 
zu reduzieren.“

Zit. Europäische Kommission, 2017: Meine Region, mein 
Europa, unsere Zukunft, S. 18.
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in Anspruch.184 Die EU-Kommission und 
die Urbane-Agenda-Partnerschaft Städ-
tische Armut regen an, dass die Städte für 
diese  Zusatzaufgaben ergänzende EU-För-
dermittel benötigen.185 Diese sollten mit 
Blick auf die steigende kulturelle und sprach-
liche Vielfalt in den europäischen Städten 
auch Maßnahmen zur Förderung des sozi alen 
und interkulturellen Dialogs unter stützen 
können.186 

Teilhabe und Zugänglichkeit
Die Strategien zur Sicherung der Teilhabe 
als Grundfeste sozialer Gerechtigkeit in den 
europäischen Städten sehen die Notwendig-
keit, folgende vier Formen der Teilhabe zu 
garantieren: 
	■ substanzielle Teilhabe bzw. existenziell 

notwendiger Zugang zu einer Grund-
versorgung mit Nahrung, Trinkwasser 
etc., 187 
	■ ökonomische Teilhabe bzw. umfassen-

der Zugang u. a. zum Arbeits- und Im-
mobilienmarkt188, zu Energie189 und öf-
fentlichen Angeboten,
	■ politische Teilhabe bzw. ausreichende 

Informations- und Mitwirkungsrech-
te190 bspw. an Stadtentwicklungsprozes-
sen,
	■ physische und geistige Teilhabe bzw. 

ausreichende Möglichkeiten für benach-

184 BMUB 2016 • Europäische Kommission 2017 • Europäisches Parlament; Europäischer Rat 2018 • Regierung 
der Hellenischen Republik 2018 • Overmeyer; Misselwitz; Mulé/BBSR 2016 • Urbane Agenda für die EU – Part-
nerschaft Integration von Migranten und Flüchtlingen 2017 

185 Europäisches Parlament; Europäischer Rat 2018 • Grisel; van Heerden; Scheurer/BBSR 2017 • Urbane Agenda 
für die EU – Partnerschaft Städtische Armut 2018 

186 Riviere/UNESCO 2009 
187 Regierung von Rumänien 2018 • WBGU 2016 
188 Die Bundesregierung 2016 • Regierung der Portugiesischen Republik 2017 • WBGU 2016 
189 Europäische Kommission 2011 • Europäische Kommission 2011 • Europäische Kommission 2011
190 Die Bundesregierung 2016 • Regierung des Königreichs Spanien 2018 • WBGU 2016 
191 Buthe; Burgdorf; Damm/BBSR 2017 • BMUB 2016 • BMVBS 2011 • Die Bundesregierung 2016 • Europäische 

Kommission; JRC/Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union 2019 • Regierung der Tschechischen 
Republik 2017 • Overmeyer; Misselwitz; Mulé/BBSR 2016 

192 Europäisches Parlament; Europäischer Rat 2018 
193 BMUB 2012 • BMUB 2016 • Europäische Kommission 2017 • Europäische Kommission 2017 • Europäisches 

Parlament; Europäischer Rat 2018 • Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Städtische Armut 2018 
194 Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Städtische Armut 2018
195 Europäische Kommission 2017 • Europäische Kommission 2011 • Europäisches Parlament; Europäischer Rat 

2018 • Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Integration von Migranten und Flüchtlingen 2017 • Urbane 
Agenda für die EU – Partnerschaft Städtische Armut 2018 

196 Europäische Kommission 2017 • Europäisches Parlament; Europäischer Rat 2018 • Regierung von Rumänien 
2018 • Informelles Ministertreffen für Stadtentwicklung – Spanische EU-Ratspräsidentschaft 2010 

teiligte Gruppen (darunter Menschen 
mit körperlicher oder geistiger Beein-
trächtigung), Zugang zum öffentlichen 
Leben und zu Angeboten zu haben.191 

Armut verhindert oder schränkt gleich drei 
Dimensionen der Teilhabe ein. Da die Pro-
blematik der Armut und des Armutsrisi-
kos192 alle EU-Mitgliedstaaten betrifft, las-
sen sich auf europäischer und nationaler 
Ebene zahlreiche Strategien identifizieren, 
die verhindern sollen, dass Menschen sub-
stanziell, ökonomisch oder politisch den 
Anschluss an die Gesellschaft verlieren und 
somit sozial isoliert sind.193 Vorrangige Ziel-
gruppen präventiver Maßnahmen der Ar-
mutsbekämpfung sollten entsprechend der 
Empfehlungen der Urbane-Agenda-Part-
nerschaft Städtische Armut verstärkt Frau-
en, Kinder und Jugendliche sein, die ein 
erhöhtes Armutsrisiko aufweisen. 194

Da das Armutsrisiko mit einer geringen 
Qualifizierung steigt, werden seitens der 
EU-Kommission und der Urbanen-Agen-
da-Partnerschaft Integration von Migranten 
und Flüchtlingen als städtische Maßnahmen 
verbesserte und durchlässigere Bildungssys-
teme195 vorgeschlagen, die zum Absenken 
der in den EU-Mitgliedstaaten z. T. hohen 
Schulabbrecherquoten beitragen sollen. 196



67674  Entwicklungstrends für die europäischen Städte

Zu einem zunehmend brisanten Thema 
hat sich, wie in Kap. 4.2.1 dargestellt, der 
Rückgang der ökonomischen Teilhabe am 
Wohnungsmarkt in den Wachstumsstäd-
ten Europas entwickelt. Die vorgeschlage-
nen Gegenmaßnahmen bzw. europäischen 
Strategien hierzu sind im Kap. 4.5.2 unter 
der Überschrift „Stärkung einer gemein-
wohlorientierten Bodennutzung und Woh-
nungsmarktsteuerung“ erläutert. Die un-
terschiedlichen Ansätze zur Stärkung der 
ökonomischen Teilhabe sind im Kap. 4.4.2 
„Handlungsstrategien der produktiven 
Stadt“ ausführlich beschrieben.

Inklusive Stadtquartiere
Die o. g. Strategien unterscheiden sich in ih-
rer räumlichen Ausrichtung in gesamtstädti-
sche und quartiersbezogene Lösungsansätze. 
Als Sonderfall nehmen die Ankunftsquartie-
re der Migration in den Empfehlungen der 
geprüften Dokumente eine herausgehobene 
Stellung ein.

Auf das Quartier als Handlungsraum für 
Inklusion wurde bereits im Kap. 3.3.2 ein-
gegangen. Zu den Inklusionsstrategien auf 
Quartiersebene gehört eine aktivierende, 
sozialraumorientierte Kinder- und Jugend-
arbeit. In Dokumenten der Europäischen 
Kommission und der Urban Agenda Part-
nerschaft Städtische Armut wird konsta-
tiert, dass Quartiere, die von städtischer 
Armut betroffen sind, Schwerpunkträume 
der integrierten Stadt entwicklung sein soll-
ten.197 Auch wenn sich die soziale Situation 
in diesen Quartieren in einigen Fällen als 
Daueraufgabe darstellt, sind hier weitere 
Segregations- und Downgradingprozesse 
durch stärkere Investitionen in Bildung, lo-
kale Ökonomie und den öffentlichen Raum 
zu bremsen. Bei aller Schwerpunktsetzung 
warnt u. a. die EU-Kommission davor, dass 
diese Fokussierung auf benachteiligte Stadt-
viertel zu deren Stigmatisierung führt. 198

197 Europäische Kommission 2017 • Europäische Kommission 2017 • Europäische Kommission 2017 • Europäi-
sches Parlament; Europäischer Rat 2018 • Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Städtische Armut 2018 

198 Antonelli; Bentin; Million 2017 • Europäische Kommission 2011 
199 Borries/BBSR 2018
200 Matthes; Dengler 2018 

4.7 Digitale Transformation
Die digitale Transformation prägt mit zu-
nehmender Dynamik die Alltags- und Ar-
beitswelt. Welche tiefgreifenden Verände-
rungsprozesse digitale Technologien in den 
Städten noch auslösen können, lassen weit 
vorgreifende Zukunftsprojektionen erahnen. 
Ein Extremszenario beinhaltet die Entma-
terialisierung des Verkehrs, wenn fast die 
gesamte Kommunikation und große Tei-
le des Warenaustauschs über elektronische 
Medien erfolgen sollten.199 Warenaustausch 
und Lieferverkehre erzeugen aber auch neue 
Verkehre. Andere Szenarien schreiben den 
Trend der immer stärkeren Substituierung 
menschlicher Arbeitx durch ein allumfassen-
des Internet der Dinge fort und prognosti-
zieren eine Vernetzung lernfähiger Endge-
räte und eine KI-Robotik.200 Das Eintreten 
dieser Zukunftsprojektion würde bspw. im-
mense Auswirkungen auf das Arbeits- und 
Freizeitverhalten in den Städten nach sich 
ziehen. Hier zeichnen sich bereits neue oder 
andersgelagerte Anforderungen an Stadt-
strukturen ab.

4.7.1 Entwicklungstrends der 
urbanen Digitalisierung

Die o. g. Szenarien und stärkere raumgrei-
fende Veränderungen der Städte durch die 
Digitalisierung sind an weitere Techno-
logiesprünge gekoppelt. So befindet sich 
bspw. das autonome Fahren im öffentlichen 
Verkehr und Individualverkehr in Kopp-
lung mit einer stadtweiten, simultanen Ver-
kehrsleitung noch in der Erprobungsphase. 
Für den Fall der Serienreife dieser Techno-
logien würde ein umfangreicher Rückbau 
von Straßen oder Straßenquerschnitten 
möglich. Sofern dieses Szenario zum Tra-
gen kommt, würde die Digitalisierung hier 
eine Flächenneuverteilung in den Städten 
anbahnen.
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Quelle: Europäische Kommission 2019 

Für den Klimaschutz in den Städten knüpf-
ten sich ähnlich hohe Erwartungen an die di-
gitale Transformation. Im Fokus stehen hier 
u. a. intelligente Stromnetze (smart grids), 
die auf gesamtstädtischer Ebene und/oder 
Quartiersebene Energieerzeugung, -spei-
cherung und -verbrauch kombinieren und 
optimal aufeinander abstimmen. Von smar-
ten Lösungen können darüber hinaus der 
Gebäudebereich sowie sämtliche Ver- und 
Entsorgungssysteme profitieren.

Von hoher Relevanz für die Stadtverwaltun-
gen ist der Ausbau von E-Government und 
E-Partizipationsstrukturen zur Entlastung 
von Verwaltungen und zur Stärkung von 
Beteiligungsprozessen in den Städten. In Eu-
ropa wird bspw. das Grundelement, Formu-
lare digital einzureichen, am stärksten von 
Schweden, Estland, Finnland und Dänemark 

201 Eurostat 2018 

genutzt. 90 % der formularbasierten Behör-
denkommunikation ist in den Ländern über 
das Internet durchzuführen (vgl. Abbildung 
26). Im Folgenden wird versucht, anhand 
ausgewählter Themenfelder den Stand der 
Digitalisierung in den europäischen Städten 
zu beschreiben. 

Onlineaktivitäten in der 
 Lebenswirklichkeit 
Onlineaktivitäten, die über die Nutzung des 
Internets als Informationsmedium hinaus-
gehen, gehören bereits für einen Großteily 
der EU-Bürger zur Lebenswirklichkeit.201 
Einen Schub in der Verbreiterung des digi-
talen Nutzerverhaltens haben mobile Geräte 
(Smartphones, Tablets etc.) und das Inter-
aktions-WEB 2.0 mit seinen sozialen Me-
dien bewirkt. 

Abbildung 26:  
Anteil der E-Government-Nutzer im Alter von 16 bis 74 Jahren, die 2018 ausgefüllte Formulare über das Internet bei Behörden 
einzureichen hatten 
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Quelle: Colliers International 2018, S. 2, 4

Diese Technologien verleihen der Globalisie-
rung eine neue Dynamik und formen auch 
die Städte. Als bereits sehr augenscheinliches 
Beispiel ist der Onlinehandel mit seinen glo-
balen Marktakteuren zu nennen, der insbe-
sondere in kaufkraftschwachen Städten mit 
bereits ausgedünntem Angebot eine star-
ke Konkurrenzz für den stationären Handel 
darstellt. Welche umfangreichen Marktan-
teilsverschiebungenaa durch die Digitalisie-
rung stattgefunden haben, lässt die Entwick-
lung des Onlinehandelsumsatzes vermuten, 
der sich von 2013 bis 2018 in Europa mehr 
als verdoppelt hat.202 Von abzusehenden Ent-
wicklungssprüngen im Onlinehandel dürfen 
weitere Marktverschiebungen in diese Rich-
tung erwartet werden. 

202 Ecommerce News Europe 2019 

Ein weiteres Beispiel der Wirkung von Di-
gitalisierung auf die Städte ist die wachsen-
de Vermietung von privatem Wohnraum 
für touristische Zwecke ausschließlich über 
Online-Plattformen (vgl. Abbildung 27ab). 
Die Wachstumsraten und damit ausgelösten 
Verknappungen von Wohnraum in diesem 
Segment sind so erheblich, dass Städte wie 
Amsterdam, Berlin, London, Madrid oder 
Paris begonnen haben, Gegenmaßnahmen 
einzuleiten. So haben bspw. Barcelona und 
München vor Gericht erwirkt, dass Airbnb 
seine Daten zu Übernachtungsorten und 
-dauer an die Verwaltung übergeben muss. 
Dies soll der besseren kommunalen Steu-
erung des Wohnungsmarktes dienen und 
sein Monitoring anhand von Daten privater 
Unternehmen erleichtern. 

Abbildung 27:  
Wachstum der Airbnb-Übernachtungen in den wichtigsten Hauptstädtenac Europas im Jahr 2017 im Vergleich zum Vorjahr (li.), 
Anteil der Airbnb-Gastgebenden im Jahr 2017 und Anteil der Airbnb-Übernachtungen im Jahr 2017 (re.)
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Quelle: Europäischer Rechnungshof 2018

Situation der Breitbandversorgung
Um sich die Chancen der Digitalisierung 
erschließen zu können, benötigen die Städte 
auch eine leistungsstarke Breitbandinfra-
struktur. 

Bis 2020 hat sich die EU das 30 Mbit/s-
Ziel für die Übertragungsrate gesetzt. Auch 
wenn der Ausbau zwischen 2011 und 2017 
erhebliche Fortschritte machte, wird bei 
einer Versorgungsrate von 80 % (Stand: 

2017) das Ziel voraussichtlich nicht erreicht 
(vgl. Abbildung 28). Zu unterschiedlich ist 
dafür aktuell der Versorgungsgrad in der 
EU. So lag die Versorgungsrate in Grie-
chenland und Frankreich 2017 bei rund 
50 %. Weitere sieben Mitgliedstaaten blie-
ben unter 80 %.

Auch beim EU-Ziel, dass mindestens 50 % 
aller europäischen Haushalte bis 2020 
ultraschnelle Breitbandverbindungen 

Abbildung 28:  
Versorgung mit 30 Mbit/s in allen Mitgliedstaaten in den Jahren 2011 und 2017

Hinweis: Für Zypern und Kroatien standen für 2011 keine Daten zur Verfügung. 
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(>100  Mbit/s) nutzen, besteht Nachholbe-
darf. Lediglich 15 % der Haushalte hatten 
Mitte 2017 einen Vertrag für einen mindes-
tens 100 Mbit/s-Anschluss.203 

In der Regel liegt der Versorgungsgrad der 
europäischen Städte über dem nationa-
len Durchschnitt, wofür ein ausgeprägtes 
Stadt-Land-Gefälle in der Verfügbarkeit von 
schnellen Breitbanddiensten verantwort-
lich ist. 13 % der Haushalte in ländlichen 
Gebieten verfügen über keinen leitungs-
gebundenen Internetzugang. Die Versor-
gungsrate mit mind. 30 Mbit/s-Infrastruk-
turen lag 2019 im ländlichen Raum bei 48 % 
und im EU-weiten Durchschnitt bei 83 %.204 
Eine solche Unterversorgung wirft Fragen 
bspw. für die Entlastung von Wachstums-
städten durch das Umland und den länd-
lichen Raum sowie für ein Abdämpfen der 
Schrumpfungstendenzen vieler Regionen 
und ihrer Ankerorte auf. Deren Entwicklung 
könnte durch den digitalen Wandel grund-
sätzlich neue, positive Impulse erhalten, 
wenn die hierfür notwendige Infrastruktur 
vorhanden wäre.

Verbreitung der digitalen Kompetenz 
als Grundfertigkeit
Herausforderungen und Chancen der digita-
len Transformation lassen sich erst mit einer 
ausreichenden digitalen Kompetenz nutzen 
bzw. bewältigen. Erst mit diesen Fähigkeiten 
wird es möglich sein, „sich in der digitalen 
Gesellschaft zurechtzufinden und erfolg-
reich zu sein sowie mit digitalen Risiken um-
gehen zu können“.205 Der „Europäische Ak-
tionsplan für digitale Bildung“ unterstreicht 
die digitalen Kompetenzen als Grundfertig-
keit, die in allen Lebensbereichen benötigt 
wird. Der „Europäische Referenzrahmen für 
digitale Kompetenzen der Bürgerinnen und 

203 Europäischer Rechnungshof 2018 
204 Europäische Kommission 2019 
205 Europäische Kommission 2018
206 Punie; Vuorikari; Carretero/JRC; Europäische Kommission 2017 
207 Europäische Kommission 2018 • Informelles Ministertreffen für Stadtentwicklung – Französische EU-Ratsprä-

sidentschaft 2008 
208 Eurostat 2018 
209 Jakubowski/BBSR 2014 

Bürger“ grenzt fünf Kompetenzbereicheac 
mit insgesamt 21 Kompetenzen ab, in denen 
jeweils acht verschiedene Kompetenzstufen 
erreicht werden können. Diese Kompetenz-
stufen bewegen sich von erlernbarem Basis-
wissen, welches unter Anleitung erworben 
wird, bis hin zu hochspeziellen kreativen 
Kompetenzen mit Eigeninitiative.206 

Derzeit sind die digitalen Kompetenzen 
in der EU z. T. noch stark begrenzt.207 Eine 
EU-Umfrage zur IKT-Nutzung von Einzel-
personen zwischen 16 und 74 Jahren zeigt, 
dass erst 57 % (Stand 2017) der befragten 
Personen über grundlegende oder höhe-
re digitale Fähigkeiten verfügen.208 Dabei 
variiert die Einschätzung, ob man sich im 
Umgang mit digitalen Technologien ausrei-
chend qualifiziert sieht, zwischen Stadt und 
Land sowie zwischen den Stadtgrößen. In 
Großstädten gehören digitale Anwendungen 
am stärksten zum Alltags- und Arbeitsleben 
(vgl. Abbildung 29). 

Um einer digitalen Spaltung vorzubeugen, 
ist eine flächendeckende Ausweitung dieser 
Kompetenzen erforderlich. Die digitale In-
klusion zeichnet sich als neues Handlungs-
feld der Sicherstellung von Teilhabe ab.

4.7.2 Handlungsstrategien zur 
Digitalisierung der Städte

Zusammengefasst sind die unterschiedli-
chen Anwendungen der digitalen Transfor-
mation auf die Stadt im Konzept der Smart 
City. Im Diskurs zu diesem Konzept wurde 
noch keine Übereinkunft zur begrifflichen 
Abgrenzung der Smart City erzielt, die be-
reits als stadt entwicklungspolitisches Leit-
bild verbreitet ist.209 Hoffnungen, die sich für 
den WBGU an das Konzept knüpfen, sind 
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Quelle: Europäische Kommission; Gemeinsamen Forschungsstelle 2019, S. 101

bspw. die Verringerung von Ressourcen- 
und Energieverbrauch, mehr direkte De-
mokratie und Transparenz im Regierungs- 
und Verwaltungshandeln und optimierte 
Verwaltungsabläufe.210

Das Smart-Cities-Konzept ist Teil der frei-
willigen Berichterstattung zum Erreichen 
der  Sustainable Development Goals of the 
Agenda 2030 (SDG, Ziele für nachhaltige 
Entwicklung der Vereinten Nationen) der 
EU-Mitgliedstaaten. Die EU fördert das 
Konzept mit einer eigenen Initiative, die 
partnerschaftlich zwischen Städten organi-
siert ist. Die hohe Relevanz des Themas für 
die Städte lässt sich zudem an der Gründung 
einer eigenen Partner schaft zur „Digitalen 

210 WBGU 2016 

Transformation“ im Rahmen des Prozesses 
der Urbanen Agenda für die EU ablesen. 
Der in der Partnerschaft im Juni 2018 ver-
abschiedete Aktionsplan stellt ein neues, eu-
ropäisch-stadtzentriertes Strategiedokument 
dar, was europäische Mitgliedstaaten und 
Städte wie auch die Europäische Kommis-
sion tragen. In den im Rahmen der  Studie 
gesichteten fachlichen und politischen Stra-
tegiedokumenten lassen sich Aussagen zum 
Umgang mit der digitalen Transformati-
on in den Handlungsfeldern „Integrierte 
Smart-City-Strategien“, „Big Data“ (Daten-
vernetzung, -transparenz und -sicherheit), 
„Pilotvorhaben zur Einbettung von digitalen 
Technologien“, „eGovernment“ und  „digitale 
Kompetenz/Inklusion“ identifizieren. 

Abbildung 29:  
Anteil der Befragten, die „eher zustimmen“ oder „vollkommen zustimmen“, wenn sie gefragt 
werden: Halten Sie sich für ausreichend qualifiziert im Einsatz digitaler Technologien? … in fünf 
verschiedenen Bereichen
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In Deutschland wurden 2017 mit der 
Smart-City-Charta Leitlinien und Emp-
fehlungen veröffentlicht, wie eine digitale 
Transformation in den Kommunen nachhal-
tig und im Sinne einer integrierten Stadtent-
wicklung gestaltet werden kann. Die Kern-
empfehlungen der Charta sind, kommunale 
Digitalisierungsstrategien zu erarbeiten, An-
wendungsfelder für die Digitalisierung zu 
identifizieren, aber auch Organisationsfra-
gen in den Kommunen selbst zu adressie-
ren.211 Nachfolgend wird aufgezeigt, dass 
diese Ansätze auch Teil von Handlungsstra-
tegien anderer europäischer Ebenen und 
Mitgliedstaaten sind.

Damit sich die Kommunen im Digita-
lisierungsprozess Gestaltungsspielräu-
me erhalten, sollten sie entsprechend der 
Smart-City-Charta nicht nur als Akteure der 
Stadt entwicklung, sondern auch als Akteure 
der Digitalisierung auftreten. In dieser Rol-
le können sie u. a. das Erkenntnispotenzial 
ausschöpfen, das neue Datenquellen und 
deren Verknüpfung mit dem bekannten Be-
stand für die Stadt entwicklung bieten. Für 
ein solches Handeln bedarf es jedoch neuer 
Kompetenzen, Strukturen und Ressourcen 
in den Kommunen.

Integrierte Smart-City-Strategien
Da die digitale Transformation ein neues 
Arbeitsfeld der Städte ist, wird empfohlen, 
hierfür eigene Smart-City-Strategien und 
Aktionspläne zu erarbeiten. Auf diesem Weg 
möchte u. a. die Urbane-Agenda-Partner-
schaft Digitaler Wandel sicherstellen, dass 
digitale Technologien stärker in sämt liche 
Fachpolitiken der Städte eingebunden und 
miteinander vernetzt werden. Einen solchen 
strategischen Rahmen sollten die Städte im 
Dialog mit Wirtschaft, Forschung, Zivil-
gesellschaft und im Stadt-Umland-Ver-
bund erarbeiten, um u. a. der Komplexität 
des Themas gerecht zu werden. Damit den 

211 Dialogplattform Smart Cities/BBSR/BMUB 2017
212 Europäische Kommission 2017 • Europäische Kommission 2011 • Europäisches Parlament; Europäischer Rat 

2018 • Regierung von Rumänien 2018 • Overmeyer; Misselwitz; Mulé/BBSR 2016 • Urbane Agenda für die EU 
– Partnerschaft Digitaler Wandel 2018 

213 Dialogplattform Smart Cities/BBSR/BMUB 2017 

 Städten ein europaweiter Vergleich  möglich 
ist, wird mit Blick auf das Monitoring und 
Controlling der Smart-City-Strategien emp-
fohlen, sich auf messbare Indikatoren zur 
Vergleichbarkeit des Digitalisierungsgrades 
der Städte zu verständigen.212

Sicherung von Datenhoheit 
und  -zugang
Die o. g. Smart-City-Charta enthält eine 
 Reihe von Empfehlungen zum Themen-
bereich der Datenhoheit und des Datenzu-
gangs, die im Kern einen verantwortungs-
vollen  U mgang mit neuen Daten sowie eine 
möglichst breite kommunale Datenhoheit 
einfordern. Priorität hat dabei die Aufrechter-
haltung der Privatheit des Einzelnen und der 
Selbstbestimmung und Handlungsfähigkeit 
der Kommunen. Zentral ist in der Charta die 
Idee der „Datenhoheit“, d. h. der Steuerungs-
fähigkeit der Kommunen über die Daten.213 

“A smart city is a place where tradition-
al  networks and services are made more 
 efficient with the use of digital and 
 telecommunication technologies for the 
 benefit of its inhabitants and business. 
A smart city goes beyond the use of informa-
tion and communication technologies (ICT) 
for better resource use and less emissions. 
It means smarter urban transport networks, 
upgraded water supply and waste disposal 
facilities and more efficient ways to light and 
heat buildings. It also means a more inter-
active and responsive city administration, 
safer public spaces and meeting the needs 
of  an ageing population.”

Zit. Europäische Kommission, 2019: Smart cities. Cities using 
technological solutions to improve the management and 
efficiency of the urban environment [Zugriff am 12.9.2019].
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Die Digitalisierung lebt nach Auffassung 
der o. g. Urbane-Agenda-Partnerschaft von 
Datenzugang, -vernetzung und -verarbei-
tung, was den Fragen der Datenhoheit und 
-transparenz eine herausgehobene Stellung 
verleiht. Aufgabe der EU, der Mitgliedstaa-
ten und ihrer Städte ist es, im öffentlichen 
Interesse Datenmonopole zu verhindern. 
Ihnen muss die Steuerungsfunktion zukom-
men, um frei zugängliche Datenplattformen 
zur Weiterverwendung und -verwertung für 
Wirtschaft und Zivilgesellschaft zu fördern 
bzw. eigenständig aufzubauen.214

Zu den städtischen Aufgaben zählt darüber 
hinaus, die Teilhabe an der Digitalisierung 
und den Schutz von Daten sicherzustellen. 
Dabei soll der Zugang zu Daten der öffent-
lichen Hand erleichtert werden. Die Ent-
scheidung, welche Daten die Städte in einen 
Open-Data-Pool einspeisen, muss dem kom-
munalen Ermessensspielraum vorbehalten 
sein.215 Im Gegenzug dieser Datenöffnung 
sollten Städte an die privaten Daten von 
Online-Plattformen gelangen können, die 
sie für eine gemeinwohlorientierte Stadt-
entwicklung benötigen.216

Die Erleichterung des Zugangs zu Daten 
der öffentlichen Hand soll der europäischen 
Wirtschaft die Möglichkeit geben, aus der 
Synthese von Daten unterschiedlichster 
Quellen neue Geschäftsfelder zu entwickeln 
und Innovationen hervorzubringen. Im Ge-
genzug sollte der Zugang zu Daten privater 
Wirtschaftsakteure, die von öffentlichem In-
teresse sind, verbessert werden. Ein Beispiel 
hierfür sind die Daten von Onlineplattfor-
men wie Airbnb, mit denen die Zweckent-
fremdung von Wohnraum für touristische 
Zwecke aufgedeckt werden kann. Die Städte 
benötigen somit zum einen den Zugang zu 

214 Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Digitaler Wandel 2018 
215 Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Digitaler Wandel 2018
216 UN Habitat 2018 • Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Digitaler Wandel 2018 • Urbane Agenda für die 

EU – Partnerschaft Städtische Armut 2018 • Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Städtische Armut 2018 
217 Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Digitaler Wandel 2018 
218 Regierung des Königreichs Belgien 2017 
219 Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Integration von Migranten und Flüchtlingen 2017 
220 Informelles Ministertreffen für Stadtentwicklung – Niederländische EU-Ratspräsidentschaft 2016 • Informel-

les Ministertreffen für Stadtentwicklung – Lettische EU-Ratspräsidentschaft 2015 

den Daten, die für ihre Aufgabenerfüllung 
relevant sind. Zum anderen müssen sie über 
die Verwendung der eigenen Daten souve-
rän entscheiden können. Eine solche Stra-
tegie soll den Schutz, die Sicherheit sowie 
die Analyse und Interpretation der Daten 
gewährleisten und die Widerstandsfähigkeit 
der vernetzten Infrastruktur und der öffent-
lichen Dienste erhöhen. Hierbei sind die Po-
tenziale und Risiken großer Datenmengen 
mit Verweis auf die Cybersicherheit in den 
Blick zu nehmen und mit entsprechenden 
Instrumenten zu untersetzen.217

Von einer neuen Vernetzungsqualität von 
Daten sollen z. B. entsprechend der Emp-
fehlung von Belgien integrierte Stadtent-
wicklungsprozesse profitieren können.218 
Das kann zum einen den Aufbau integrier-
ter Monitoringsysteme beinhalten, in de-
nen ganzheitlich räumliche und inhaltliche 
Daten verschnitten sind.219 Zum anderen 
wird der Bedarf gesehen, durch eine besse-
re Datenbereitstellung und -aufbereitung 
städtische Entwicklungen im europäischen 
Maßstab detaillierter als bisher verfolgen 
zu können.220 Die soll auch bei einer pass-
genaueren Ausrichtung europäische För-
derinstrumente, wie den ESI-Fonds, un-
terstützen.

Förderung von Pilotvorhaben zur 
 Einbettung von digitalen Technologien
Der Einschätzung im Aktionsplan der 
Ur bane-Agenda-Partnerschaft Digitaler 
 Wandel nach könnten die Städte den digi-
talen Wandel besser für sich nutzen, wenn 
sie den Einsatz neuer Technologien stärker 
forcieren. Bei den entsprechenden risiko-
behafteten Einführungsprozessen in Ko-
operation mit F&E bedürfen die Städte der 
Unterstützung europäischer und nationaler 
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Programme. Der pilothafte Ansatz zielt dar-
auf ab, dass Städte gemeinsam mit privaten 
und zivilgesellschaftlichen Partnern neue 
digitale Konzepte und Technologien in ei-
nem überschaubaren, reversiblen Rahmen 
testen und für den gesamtstädtischen Ein-
satz optimieren.221

Ausweitung digitaler Kompetenzen 
und  digitaler Teilhabe
Die EU-Kommission betont in den von der 
Studie gesichteten Dokumenten die Bedeu-
tung der digitalen Fähigkeiten, welche die 
Menschen erst in die Lage versetzen, an 
der zunehmenden Vernetzung und Digita-
lisierung der Stadt teilzunehmen. Um eine 
weitere soziale und räumliche Trennung 
und eine Vertiefung der bestehenden di-
gitalen Kluft zu verhindern, soll daher die 
öffentliche Politik auf allen administrati-
ven Ebenen der EU Strategien entwickeln 
und Instrumente implementieren, die eine 
digitale Beteiligung stärken.222 Da diesbe-
züglich in der EU noch erhebliche Defizite 
vorliegen, sollten digitale Kompetenzen 
sowohl an öffentlichen Stellen als auch in 
der Zivilgesellschaft durch entsprechende 
Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen aus-
gebaut werden. 

Ein solcher Ansatz soll zur Verbesserung 
von Bildungschancen beitragen sowie das 
lebenslange, generationenübergreifende und 
interdisziplinäre Lernen fördern.223

Als Basis hierfür soll sichergestellt werden, 
dass die Smart City das Bild einer digital 
integrativen und inklusiven Stadt verkör-
pert. Daran knüpft sich die Forderung nach 
einem gleichberechtigten Zugang zur Infor-
mations- und Kommunikationstechnolo-
gie verbunden mit einem effektiven Daten-

221 Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Digitaler Wandel 2018
222 Europäische Kommission 2017 • Europäische Kommission 2017 • Europäische Kommission; JRC/Amt für 

 Veröffentlichungen der Europäischen Union 2019 • Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Digitaler 
 Wandel 2018 

223 Europäisches Parlament; Europäischer Rat 2018
224 Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Digitaler Wandel 2018
225 Regierung der Hellenischen Republik 2018 • Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Digitaler Wandel 2018 
226 Frehn; Aichinger; Spott/BBSR/BMI 2019

schutz zur Wahrung der Privatsphäre. Als 
räumlicher Ansatz zur Ausweitung digitaler 
Kompetenzen wird in den Quartieren das 
Einrichten von Anlaufstellen empfohlen, die 
niederschwellige Unterstützungsangebote 
zur Computer- und Internetnutzung sowie 
zum Zugriff auf öffentliche Onlinedienste 
offerieren.224

Ausbau eines nutzerfreundlichen 
 E-Governments
Die Strategien zur Verbesserung des E-Gov-
ernment sehen übergreifend Maßnahmen 
zur Steigerung der Benutzerfreundlichkeit 
der digitalen Behörden und eine Verbrei-
tung der Online-Angebote der Verwaltun-
gen vor. Hierzu gehört die für die digitale 
Stadt entwicklung bedeutsame Empfehlung, 
die Flächennutzungs- und Regionalplanung 
durchgängig zu digitalisieren und der Öf-
fentlichkeit in dieser Form zur Verfügung zu 
stellen. Hiervon wird sich u. a. die Erleich-
terung und Beschleunigung von Baugeneh-
migungsplanungen erhofft.225

4.8 Neue Mobilität

4.8.1 Entwicklungstrends urbaner 
Mobilität

Die urbane Mobilität hat in den letzten 20 
Jahren entscheidende Impulse erfahren (vgl. 
Abbildung 30). Dabei haben die Klimakri-
se, die Ressourcenverknappung, der digita-
le Wandel, das Städtewachstum mit immer 
deutlicher werdenden Kapazitätsgrenzen 
im Straßen- und im öffentlichen Nahver-
kehr226 und Sharing-Economy-Modelle In-
novationen im Verkehrsbereich und eine 
Änderung des Mobilitätsverhaltens in den 
Städten ausgelöst. 
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Quelle: Hidalgo; Zeng 2013

In der Quantität bleibt die Verkehrswen-
de hinter den Erwartungen ihrer Leit-
bilder jedoch oft zurück. So steigt in der 
 EU-28-Gesamtschau die Anzahl der Neu-
zulassungen im PKW-Bereich seit 2010 stetig 
an.227 Dies geht einher mit der Problematik 
eines Wachstums der vom Verkehr in der EU-
28 verursachten Treibhausgasemissionen, die 
im Jahr 2017 im Vergleich zu 2010 einen Spit-
zenwert erreichten,228 was nicht nur auf die 
drastische Zunahme des Flugverkehrs, son-

227 Europäische Kommission 2019
228 Europäische Kommission 2019

dern auch die Zunahme der Emissionen im 
motorisierten Individualverkehr (MIV) zu-
rückzuführen ist (vgl Abbildung 31 und 32). 
Ähnlich dem Verkehrswachstum erschweren 
neuere, nicht-nachhaltige Verkehrsentwick-
lungen das Erreichen der Klimaziele. Hierzu 
darf bspw. das Aufkommen von CO2- und 
straßenraumintensiven SUVs (Sport Utility 
Vehicles)ad im motorisierten Individualver-
kehr gezählt werden, das Autoindustrie und 
Konsumenten gleichermaßen befördern.

Abbildung 30:  
Urbane Mobilität im Umbruch, erste Einführung und globale Verbreitung progressiver   
Planungs- und Governance-Ansätze
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(1953, Rotterdam, Niederlande)
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Quelle: Europäische Kommission 2019, S. 150

Auf einige Mobilitätsszenarien der Zukunft, 
die sich noch in den „Startlöchern“ befinden, 
wurde bereits im Kap. 4.7 „Digitale Transfor-
mation“ eingegangen. So hängen ein flächen-
deckender Einsatz vom gänzlich autonomen 
Fahren und vollautomatisierten, intermo-
dalen Verkehrssystemenae zum einen von 
besonders leistungsstarken Datennetzen ab, 
die aktuell nicht zur Verfügung stehen. Zum 
anderen sind für deren Einsatz viele Rechts-, 
Verantwortlichkeits- und Sicherheitsfragen 
nicht geklärt. Gleiches gilt für das Aufkom-
men neuer städtischer Verkehrsmittel wie 
(Robo-)Flugtaxis.

229 Informelles Ministertreffen für Stadtentwicklung – Deutsche EU-Ratspräsidentschaft 2007 

Bei allen sich abzeichnenden Innovationen 
und neuen z. T. technologiegetriebenen Ver-
kehrskonzepten besitzen die Leitbilder einer 
gemischt genutzten, kompakten Stadt der 
kurzen Wege, wie sie in der Leipzig-Char-
ta aus dem Jahr 2007 festgehalten sind229, 
weiterhin Aktualität. Eine stärkere Umset-
zung dieser Verkehrsplanungs- und Stadt-
entwicklungsgrundsätze mit ihrer verkehrs-
reduzierenden Wirkung würde zahlreiche 
ressourcenintensive Verkehrsmaßnahmen 
obsolet machen. So können bspw. dichte 
und funktionsseitig heterogene Siedlungs-
strukturen die Nahmobilität fördern und 
den Bedarf an Investitionen in Infrastruk-
turen für den motorisierten Individualver-
kehr (MIV) senken.

Abbildung 31:  
Treibhausgasemissionen aus dem Verkehr – EU-28 nach Verkehrsart
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Quelle: Europäische Kommission 2019, S. 154

E-Mobilität
In ihrer „European Strategy for Low-Emis-
sion Mobility“ beziffert die EU-Kommission 
die Treibhausgas emissionen, die im Stadt-
verkehr entstehen, auf 23 % der gesamten 
Treibhausgas emissionen der EU. Mit dem 
Aufkommen der schienen- und leitungsun-
gebundenen Elektromobilität (E-Mobilität) 
soll der dringend benötigte Entwicklungs-
schub in Richtung eines emissionsärmeren 

230 Europäische Kommission 2016 

Verkehrs erfolgen.230 Formen von E-Mobi-
lität, die aktuell in den Städten zum Einsatz 
kommen, sind Elektroautos (E-Autos) von 
Privatpersonen, Firmen, öffentlichen Insti-
tutionen und Carsharing-Flotten, Elektro-
busse im ÖPNV, Elektrofahrräder (E-Bikes) 
und Elektrische Roller (E-Roller). In den eu-
ropäischen Stadtbildern sind E-Autos noch 
weniger präsent als politisch  antizipiert.af Die 
Zurückhaltung gegenüber E-Autos hängt 
u. a. mit den noch vergleichsweise hohen 
Kosten für die Fahrzeuge, der z. T. noch 
zu geringen Reichweite und dem dünnen 
Netz an Ladeinfrastruktur zusammen. Ins-
besondere für die Nutzung von E-Autos im 
Carsharing- und Geschäftsbereich wird eine 
höhere Anzahl an leistungsstarken Ladesäu-
len (Schnellladesäulen mit möglichst hohen 
Ladeleistungen) in den Städten benötigt, die 
sehr kostenintensiv sind.ag Wohingegen ein 

Abbildung 32:  
CO2-Emissionen des Straßenverkehrs der EU-28 nach Transportart

Schwerlastkraftwagen und Busse

Leichte Nutzfahrzeuge
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Straßentransport gesamt *

Anmerkung: * Einschließlich internationaler Treibstofflager (internationaler Verkehr,  
der von der EU ausgeht).
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“Urban transport is responsible for 23 % of EU’s 
greenhouse gas emissions. It is also one of the 
reasons why many urban areas are in breach of 
air pollution limits.”

Zit. Europäische Kommission, 2016: A European Strategy for 
Low-Emission Mobility. Mitteilung der Kommission an das Euro-
päische Parlament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und den Aus schuss der Regionen. Brüssel, S. 11.
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Quelle: Europäische Kommission 2019, S. 154

erhöhter Bedarf an konventionellen, kos-
tengünstigeren Wechselstrom(AC-)-Lade-
säulen an der Wohnung oder im halb-
öffentlichen Raum besteht.

Für die E-Mobilität bedarf es zudem eines 
ganzheitlich-ökologischen Energiekonzep-
tes. Stammt der Strom für die städtische 
E-Mobilität aus fossilen Energieträgern, er-
folgt nur eine lokale Reduzierung der Schad-
stoffemission. Ähnliches gilt für Batterien, 
welche für die Elektromobilität (Brennstoff-
zellen ausgeschlossen) ein essenziell erfor-
derliches Speichermedium sind. Derzeit 
wird der wichtigste Batterie-Rohstoff Lithi-
um zu großen Teilen in Trockenregionen 
Südamerikas unter hohem Wasserverbrauch 
und Eingriff in die lokalen Ökosysteme ab-
gebaut, was lokal zur Wasserverknappung 
für die Bevölkerung führen kann.231 Hier 
zeichnen sich ökologische Alternativen 
in Europa ab. In Finnland soll bspw. 2021 
die erste Lithium-Mine in Betrieb gehen 
und jährlich Rohstoffe für bis zu 300.000–
400.000 E-Autos fördern.232 Zudem lassen 
sich diese Umweltprobleme durch den stär-
keren Einsatz von Wasserstofftechnologien 
im E-Mobilitätsbereich umgehen.

Die Städte können auf eine stimmige Öko-
bilanz der E-Mobilität in ihren Straßen 
Einfluss nehmen, indem bspw. öffentliche 
Ladesäulen mit Strom aus erneuerbaren 
Energien gespeist und öffentliche E-Fuhr-
parks sowie der ÖPNV mit nachhaltigen 
Speichermedien ausgestattet werden. Zudem 
ist bei aller E-Mobility-Euphorie in den Blick 
zu nehmen, dass E-Autos zwar Lärm- und 
Abgasemissionen vermindern, aber nur be-
dingt bis gar nicht das allgemeine Kapazi-
tätsproblem auf den Straßen in städtischen 
Wachstumsräumen lösen. Hier besteht noch 
weiterer Forschungsbedarf, vor allem aber 
Umsetzungsbedarf.

231 WD; Deutscher Bundestag 2019 
232 Keliber 2019 
233 EU-FP7-Projekt Städtischen Mobilitätslösungen 2019
234 Freese; Schönberg/Roland Berger Strategy Consultants GmbH 2014

Umweltzonen und 
 Zufahrtsbeschräkungen
Eine neue Situation für den Stadtverkehr 
und eine Chance für die Luftqualität in den 
Städten entstand mit der Verabschiedung 
der EU-Luftqualitätsrichtlinie 2008/50/ EG 
im Jahr 2008. Auf Basis der Richtlinie kön-
nen Einfuhrverbote bzw. Umweltzonen 
(green zones oder low emission zones) in 
den Städten geschaffen werden, welche zur 
Reduzierung der Feinstaub- und Stickstoff-
dioxidbelastung beitragen sollen. In euro-
päischen Städten mit Umweltzonen ist zur 
Einfahrt eine Umweltplakette- oder Vignette 
erforderlich. Zugelassen sind Kraftfahrzeu-
ge, welche die Richtwerte der Umweltplaket-
ten nicht überschreiten. Die aktuell 250 in 
Europa eingeführten Umweltzonen (Stand 
2019) befinden sich zumeist in größeren 
Städten.233 

Geteilte Mobilität  (Shared  Mobility)
Einer Umfrage des Beratungsunternehmens 
Roland Berger in den USA zufolge war man 
zu 50 % generell dafür offen, das Fahrzeug 
mit anderen zu teilen.234 Shared-Mobili-
ty-Lösungen zur geteilten Nutzung von 
Transportmitteln des Individualverkehrs 
sind in ihrem jetzigen Verbreitungsgrad 
ein weiteres Spin-off der Digitalisierung. 
Von Mobilgeräten können Fahrräder, Autos 
und Elektroroller in vielen Städten Europas 
über App-Distributions- und Bezahlsyste-
me sowie im Hintergrund laufende GPS- 

“50 % of car owners in industrialized 
 countries would, in principle, share their 
vehicle with others.”

Zit. Freese; Schönberg, 2014: Shared mobility. How new 
businesses are rewriting the rules of the private transpor-
tation game. Roland Berger Strategy Consultants GmbH 
(Hrsg.). München, S. 2.



80 Überblick zu europäischen Stadtentwicklungstrends und -strategien80

Technologien ausgeliehen werden. Der Ver-
leih findet über professionelle Anbieter, die 
z. T. mit Städten kooperieren, oder zwischen 
Privaten über Peer-to-Peer-Plattformen 
statt. Abseits von Verkehrsmitteln werden 
auch Fahrten über Ridesharing (Mitfahr-
gemeinschaften) und Rideselling (private 
Fahrdienste) geteilt.235

Der Liberalisierungsprozess im Fahrdienst-
bereich durch Ride selling steht in der Kritik, 
soziale Standards und gesetzliche Regulie-
rungen, die für das Taxigewerbe gelten, zu 
umgehen.236 Auch in anderen Bereichen 
ist der Shared-Mobility-Markt von neuen 
Markteintritten gekennzeichnet. So kamen 
in Deutschland im Jahr 2019 E-Roller-Ver-
leihflotten auf, nachdem der Gesetzgeber 
dies ermöglicht hatte.

Auf den Einsatz von Shared-Mobility-Lö-
sungen kann stadtseitig umfangreich Ein-
fluss genommen werden. So können bspw. 
Kooperationsverträge zwischen Städten und 

235 Freese; Schönberg/Roland Berger Strategy Consultants GmbH 2014
236 Duong; Foljanty; Gossen/BMVI 2016 
237 Nehrke; Loose/Bundesverband CarSharing e. V. 2018 
238 Bundesverband CarSharing e. V. 2016

Carsharing-Anbietern zur Absicherung von 
Stellplatzkapazitäten und zur Bereitstellung 
von Ladesäulen für E-Autos abgeschlossen 
werden. Die Städte beginnen zudem, den 
Parkraum für Fahrrad- und E-Roller-Ver-
leihsysteme zu ordnen, um Konflikte und 
eine weitere Beschneidung des öffentlichen 
Raums zu verhindern. Zudem wird sich eine 
in vollautomatisierte Verkehrssysteme einge-
bundene Shared Mobility nur mit den Städten 
und ihren Datennetzen verwirk lichen lassen.

Dass ein solches städtisches Engagement 
im Bereich Shared Mobility zu einer klima-
freundlichen und lebenswerten Stadt bei-
trägt, ist für das stationsgebundene Carsha-
ring erwiesen. Im EU-Forschungsprojekt 
STARS wurde die verkehrsentlastende Wir-
kung unterschiedlicher Carsharing-Varian-
ten unter einheitlichen Rahmenbedingun-
gen untersucht. Die Ergebnisse der Studie 
zeigen auf, dass viele Nutzende des stations-
basierten und kombiniertenah Carsharings 
kurz vor oder während der Carsharing-Teil-
nahme den privaten Pkw abschaffen. Die be-
fragten Haushalte wiesen zum Studienzeit-
punkt nur noch eine Motorisierungsquote 
von 108 beziehungsweise 104 Pkw pro 1.000 
Personen auf.237 

Mit dem Verzicht auf den eigenen PKW geht 
eine Flächenentlastung bzw. ein verringer-
ter Stellplatzbedarf einher. Die höchste in 
Deutschland bisher gemessene Ersetzungs-
quote (Anzahl der konventionellen PKWs, 
welche durch ein Carsharing-PKW ersetzt 
werden) liegt bei 1:20. Diese Quote wur-
de für stationsbasiertes und kombiniertes 
Carsharing in innenstadtnahen Wohnge-
bieten von Frankfurt und Köln ermittelt.238 

KEP-Dienste in Kopplung mit dem 
Onlinehandel
Digitaler Wandel und der damit ermöglichte 
Onlinehandel haben eine starke Zunahme 

„Bei PKW könnte Car-Sharing vor allem für Stadt-
bewohner eine interessante Alternative zum 
Ein-Haushalt-ein-Auto-Modell  darstellen und die 
Erneuerung vorhandener Wagen beschleunigen. 
Car-Sharing würde darüber hinaus Einsparungen 
für den  Nutzer mit sich bringen, da die Kosten für 
den Besitz des Fahrzeugs (Kauf, Instandhaltung, 
 Versicherung usw.) auf eine Gruppe von  Nutzern 
aufgeteilt werden könnten. Außerdem ließe sich 
auf diese Weise auch die Anzahl der in Städten 
geparkten Fahrzeuge verringern. Was früher ein 
Statussymbol war – der Besitz eines Fahrzeugs –, 
sollte nicht länger als solches betrachtet werden.“

Zit. EEA, 2016: Auf dem Weg zu einer sauberen und intelligenten 
Mobilität. Transport und Umwelt iun Europa. Kopenhagen, S. 63.
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von Kurier-, Express- und Paketdiensten 
(KEP-Dienste) in den Städten bewirkt. Bis 
2016 nahm die Anzahl der Sendungen durch 
die o. g. Dienste in Deutschland innerhalb 
von elf Jahren um 62 % zu und ein Ende des 
Wachstums ist hier nicht in Sicht. Bis zum 
Jahr 2021 wird ein Anstieg der Sendungen 
um weitere 25 % erwartet. Dies ist eine er-
hebliche Zusatzbelastung der städtischen 
Verkehrsinfrastruktur, da dem wachsenden 
innerstädtischen Güterverkehr aktuell kaum 
nachweisbare Einsparungen im Personen-
verkehr durch den Onlinehandel gegenüber-
stehen.239 Zur Senkung der Umweltbelas-
tung durch innerstädtische Lieferverkehre 
wird das Umrüsten der Fahrzeugflotten 
von Kurier-, Express- und Paketdiensten 
auf Elektromobilität, die Einführung von 
E-Lastenfahrrädern und der Paketversand 
durch Drohnen als Verkehrsträger im inner-
städtischen Modal Split in Feldversuchen für 
den flächenhaften Einsatz getestet.240 Zudem 
wird mit City-Logistik-Konzepten experi-
mentiert, die kleinere Hubs auf der letzten 
Meile vorsehen.

4.8.2 Handlungsstrategien einer 
nachhaltigen und inklusiven 
Stadtmobilität

Übergeordnet haben sich die europäischen 
Umwelt- und Verkehrsminister in der Gra-
zer Deklaration als Ergebnispapier ihres in-
formellen Treffens 2018 während der öster-
reichischen EU-Ratspräsidentschaft auf die 
Entwicklung einer europäischen Strategie 
für Mobilitätsmanagement verständigt. Die-
se soll Leitprinzipien beinhalten, um in der 
EU, in den Mitgliedstaaten sowie auf regio-
naler, lokaler und betrieblicher Ebene eine 
Auswahl nachhaltiger Mobilitätsoptionen 
anzubieten. Dies schließt eine verstärkte eu-
ropäische Unterstützung der Mitgliedstaaten 
bei der Entwicklung nationaler Strategien 
und Programme für Mobilitätsmanagement 
sowie nachhaltiger regionaler und städti-

239 Altenburg; Esser; Groth/BBSR 2018 
240 Donath 2019
241 Informelles Ministertreffen für Stadtentwicklung – Österreichische EU-Ratspräsidentschaft 2018 

scher Pläne für Mobilitätsmanagement ein. 
Zudem soll die europäische Zusammenar-
beit mit Plattformen und Partnerschaften 
wie der Europäischen Plattform für Mo-
bilitätsmanagement (EPOMM) gefördert 
werden.241

Die Handlungsempfehlungen für Einzelas-
pekte im Mobilitätsbereich setzen in der Ge-
samtschau bei der Vermeidung von motori-
siertem Individualverkehr (MIV) und beim 
Aufbau stadtweiter und/oder regionaler, in-
termodaler Mobilitätssystemen an. Im Fokus 
stehen dabei die bessere grenzübergreifende 
Vernetzung unterschiedlicher Verkehrsar-
ten, raumstrukturelle Fragestellen wie kurze 
Arbeits-, Bildungs-, Einkaufs- und Freizeit-
wege sowie die Verkehrsverlagerung hin zu 
nachhaltiger Mobilität. Grundsätzlich soll 
bei allen Steuerungsansätzen die Mobilitäts-
vielfalt gewahrt bleiben.

Erarbeitung von SUMPs und  Aufbau 
(stadtregionaler)  Verkehrssysteme, 
Mobilitätsmanagement und 
 Intermodalität
Als Grundlage der verkehrlichen Ent-
wicklung von Städten und ihren Verflech-

„Die zukunftsfähigen Mobilitätskonzepte 
werden eine reibungslose Intermodalität 
ermöglichen: Der Wechsel zwischen den 
verschiedenen Verkehrsmitteln – ob Bahn, 
Fahrrad, Car-Sharing, Bus oder E-Bike – wird 
keine Hemmschwelle mehr darstellen. Diese 
Veränderung in den Mobilitätsstrukturen 
steigert die Lebensqualität in den Städten: 
Straßen werden nicht mehr allein Raum für 
Räder aller Art, sondern ein Shared Space 
für jedermann.“

Zit. ZukunftsInstitut, 2019: Urbanisierung. Die Stadt von 
morgen [Zugriff am 8.10.2019].
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tungsräumen wird von der EU-Kommission 
das Aufstellen von sog. Sustainable Urban 
Mobility Plans (SUMPs) empfohlen. Aus 
Sicht der EU-Kommission sollen SUMPs 
eine ausgewogene Entwicklung und eine 
bessere Integration der verschiedenen städt-
ischen Mobilitätsarten fördern. SUMPs sind 
idealerweise horizontal und vertikal integ-
riert zusammen mit verschiedenen Politik-
bereichen und Sektoren sowie über verschie-
dene Regierungs- und Verwaltungsebenen 
hinweg unter Einbeziehung des Umlandes 
zu erarbeiten.242 Zur Hilfestellung wurde 
von der EU-Kommission für Mitgliedstaa-
ten und Städte u. a. ein Handlungsleitfaden 
zur Erarbeitung der SUMPs zur Verfügung 
gestellt. Die Partnerschaft Städtische Mobili-
tät der Urbanen Agenda griff die SUMPs als 
konzeptio nellen Ansatz in ihrem Aktions-
plan auf und verständigte sich auf ein eige-
nes Maßnahmen paket (action) zur Stärkung 
der Akzeptanz und zur Weiterentwicklung 
dieses Instruments.243 

Die Mobilitätsstrategien, die im Prozess der 
Urbanen Agenda für die EU entstanden 
sind, beinhalten Maßnahmen zum Aufbau 
oder zur Weiterentwicklung von Mobilitäts-
systemen.244 Ziel ist, mit diesen Systemen 
unterschiedliche Mobilitätsangebote über 
die Stadtgrenzen hinaus miteinander zu ver-
netzen. Nach Auffassung Polens sollten in 
die Mobilitätssysteme der Agglomerations-
räume auch stärker Klein- und Mittelstädte 
eingebunden sein.245

242 Europäische Kommission 2013
243 Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Städtische Mobilität 2018
244 Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Städtische Mobilität 2018
245 Regierung der Republik Polen 2018
246 Europäische Kommission 2011 • Europäische Kommission 2011
247 Europäische Kommission; JRC/Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union 2019 • Urbane Agenda 

für die EU – Partnerschaft Städtische Mobilität 2018 
248 BMVB 2011 • Europäische Kommission; JRC/Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union 

2019 •  Europäisches Parlament; Europäischer Rat 2018 • Informelles Ministertreffen für Stadtentwicklung 
– Spanische EU-Ratspräsidentschaft 2010 • Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Städtische Mobilität 
2018 • WBGU 2016 

249 EPOMM 2018 
250 Die Bundesregierung 2016 • Regierung der Tschechischen Republik 2017 • Regierung der Republik Sloweni-

en 2017 • Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Luftreinhaltung 2017 • Urbane Agenda für die EU – Part-
nerschaft Städtische Mobilität 2018 • Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Städtische Mobilität 2018 

251 Europäische Kommission 2013 • Europäische Kommission 2013 • Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft 
Städtische Mobilität 2018

Als weitere hervorgehobene Aspekte sieht 
die EU-Kommission die Gewährleistung 
der Sicherheit, Bezahlbarkeit, Zugänglich-
keit, Nachhaltigkeit und Effizienz von um-
fassenden Mobilitätssystemen.246 Als ope-
rativer Ansatz in diesem Bereich wird die 
Integration bzw. Bündelung verschiedener 
Mobilitätsdienste in App-Systemen247 emp-
fohlen, denen auch Sharing-Mobility-Kon-
zepte angehören. Deren Einführung und 
Verbreitung ist ein Baustein der SUMPs, 
die im Rahmen eines kontinuierlichen Mo-
bilitätsmanagements nachgehalten werden 
sollten. 248 Zur Frage der intelligenten Or-
ganisation von Mobilität findet bereits auf 
der Europäischen Plattform für Mobilitäts-
management ein intensiver Austausch zwi-
schen den Ländern in Europa statt, die sich 
mit diesem Thema befassen. 249

MIV-Vermeidung, Förderung von 
 E-Mobilität und Verkehrsverlagerung
Das Ziel vieler Mobilitätsstrategien ist die 
Reduzierung des MIV sowie von Liefer-
verkehren250 und deren Emissionen. Als 
restriktive Lösungsansätze werden hierzu 
„Urban Vehicle Access Regulations“ (UVAR) 
empfohlen, die City-Mauts und Umwelt-
zonen (Low Emission Zones) umfassen.251 
Da die UVAR-Landschaft in Europa z. T. 
sehr unübersichtlich ist, schlägt die Urbane 
Agenda-Partnerschaft Städtische Mobili-
tät vor, die Transparenz und Einheitlich-
keit der unterschiedlichen UVAR-Systeme 
zu erhöhen. Im Gegenzug empfiehlt die 
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EU-Kommission, zum einen die multimo-
dalen Schnittstellen an den Grenzen von 
City-Mauts und Umweltzonen und das An-
gebot an MIV-Alternativen, wie den ÖPNV, 
zu verbessern.252

Ein weiterer Ansatzpunkt der Senkung von 
Treibhausgas emissionen im MIV-Bereich 
ist die Förderung von E-Autos. Teil solcher 
Strategien sollten die Entwicklung von leis-
tungsfähigen Ladeinfrastrukturen253 und der 
Aufbau von Anreizsystemen für den Kauf 
von Elektroautos254 sein, die auf europäischer 
und mitgliedstaatlicher Ebene herzustellen 
sind. Dies ist u. a. der Urbanen-Agenda-Part-
nerschaft Luftqualität und der slowa kischen 
Regierung ein Anliegen.

Erhöhung der Nutzungsqualität 
vom ÖPNV
Grundforderungen an den ÖPNV sind eine 
gute physische sowie monetäre Zugänglich-
keit, eine angemessene Netzdichte und Tak-
tung sowie ein hoher Benutzungskomfort 

252 Europäisches Parlament; Europäischer Rat 2018
253 Europäische Kommission; JRC/Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union 2019 • Regierung der 

 Republik Litauen 2018 • Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Städtische Mobilität 2018 
254 Regierung der Slowakischen Republik 2018 • Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Luftreinhaltung 2017 
255 BMUB 2016 • Die Bundesregierung 2016 • Europäische Kommission 2011 • Europäische Kommission 

2017 • Europäisches Parlament; Europäischer Rat 2018 • Generalversammlung der Vereinten Nationen 
2015 • Regierung der Tschechischen Republik 2017 • Regierung der Portugiesischen Republik 2017 • Regie-
rung der Republik Slowenien 2017 • Regierung des Königreichs Schweden 2017 • Urbane Agenda für die 
EU – Partnerschaft Luftreinhaltung 2017 • Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Städtische Mobilität 
2018 • Urbane Agenda für die EU – Partnerschaft Städtische Armut 2018 

256 Die Bundesregierung 2016 • Regierung des Königreichs Belgien 2017 • Urbane Agenda für die EU – Partner-
schaft Städtische Mobilität 2018

257 BMUB 2016 • Regierung des Königreichs Belgien 2017 • Regierung von Ungarn 2018
258 Europäische Kommission; JRC/Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Union 2019 • Europäische 

 Kommission; UN Habitat Human Settlements Programme 2016 • Regierung der Republik Malta 2018 • Over-
meyer; Misselwitz; Mulé/BBSR 2016 

auch bei zukünftig extremen Temperatur-
spitzen. Eine solche Netzdichte sollte durch-
gängig Haltepunkte in Lauflage zu Wohn- 
und Arbeitsquartieren vorsehen. Stärkerer 
Nachholbedarf besteht insbesondere für den 
ÖPNV in peripheren Lagen außerhalb der 
Großstädte.255

Steigerung des Anteils aktiver 
 Mobilität
Auch aus Klimaschutzgründen ist die Stär-
kung der aktiven Mobilität in Form von Fuß- 
und Radverkehr ein Teil aller europäischen 
Mobilitätsstrategien. Fußgänger und Rad-
fahrer werden als stärker gefährdete Ver-
kehrsteilnehmer herausgestellt,256 die eines 
höheren Schutzes bedürfen. Hierzu und zur 
Erhöhung des Anteils der aktiven Mobilität 
am Gesamtverkehr bedarf es besserer Rah-
menbedingungen für diese Verkehrsarten. 
Eingeschlossen sind dabei eine Steigerung 
der Investitionen in Fahrradinfrastruktur257 
und ein konsequentes Umsetzen des Leitbil-
des der Stadt der kurzen Wege.258
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5 Fazit

Verglichen mit dem Verabschiedungsjahr 
der ersten Leipzig-Charta stehen die eu-
ropäischen Städte in der Gesamtschau vor 
sich verstärkenden Herausforderungen und 
neuen Aufgaben. Dazu zählen die Digita-
lisierung, die Flüchtlingskrise und die in 
der Studie noch nicht berücksichtigte Co-
vid-19-Pandemie.

Allen voran führt die Klimakrise vor Au-
gen, dass es ein „Weiter so“ in der Stadt-
entwicklung in vielen Bereichen nicht geben 
kann, wenn die Lebensqualität in den Städ-
ten auf dem jetzigen Niveau gehalten werden 
soll. Zum einen bedarf es einer verstärkten 
Umsetzung der zahlreichen beschriebenen 
Anpassungsstrategien an die zur Regel wer-
denden Extremwettereignisse. Darin einge-
schlossen ist die kostenintensive Klimaad-
aption von städtischen Infrastrukturen und 
Gebäudebeständen, die die Städte stark be-
anspruchen dürfte. Zum anderen sollte das 
zu zwei Dritteln städtische Europa in höhe-
rem Maße zur Treibhausgasreduktion bei-
tragen. Verläuft die Erderwärmung als Folge 
von Treibhausgas emissionen ohne ein sol-
ches Handeln weiterhin ungebremst, steigen 
aller Voraussicht nach die Belastungen für 
die EU: Als direkte Wirkungen bedroht u. a. 
der Meeresspiegelanstieg zahlreiche Küs-
tenstädte sowie -regionen in ihrer Existenz; 
indirekt wird bspw. entsprechend Szena-
riorechnungen der global-klimainduzierte 
Verlust an Lebensräumen den Migrations-
druck auf die europäischen Städte deutlich 
erhöhen.

Ein ähnlicher Handlungsdruck liegt in der 
Ressourcenfrage, dem demografischen Wan-
del, dem Auseinanderdriften der Gesell-
schaft in Form einer sozialen Polarisierung, 
dem Umgang mit weiteren Migrationswel-
len und in der Bodenfrage vor. So bewegen 
sich bspw. die Grundstückspreise in Wachs-
tumsräumen auf einem so hohen Niveau, 
dass die Städte z. T. ihre Wohnraumversor-

gungsfunktion und planvolle Entwicklung 
nicht mehr ausreichend ausüben können. 
Die hierzu bestehenden Handlungsstrategi-
en der europäischen, nationalen und kom-
munalen Ebene zielen u. a. auf wirksamere 
Instrumente einer gemeinwohlorientierten 
Bodenpolitik für die Kommunen ab.

Im Zentrum der Ressourcenfrage stehen zu-
meist noch offene städtische Stoffkreisläufe. 
Die Folgen von offenen Stoffkreisläufen sind 
auch Umweltbelastungen, die z. T., wie im 
Fall der Verlagerung des Abfallrecyclings 
nach Asien, erst außerhalb der EU entste-
hen. Die in der Studie betrachteten fachli-
chen und politischen Strategiedokumente 
benennen dementsprechend das Schließen 
von Stoffkreisläufen u. a. für den Bereich Ab-
wasser und die Bauwirtschaft als prioritäres 
Handlungsfeld.

Der soziale Polarisierungstrend manifestiert 
sich in vielen Städten Europas anhand einer 
zunehmenden Einkommensspaltung. Als 
Antwort drängt u. a. die EU-Kommission 
darauf, dass Haushalte mit niedrigen Ein-
kommen stärker am Wirtschaftswachstum 
partizipieren. Die politischen Dokumente 
schlagen zur besseren Wohlstandsverteilung 
u. a. europaweite Mindestlohnsätze als na-
tionale Maßnahme und die soziale Wohn-
raumförderung zur Einkommensentlastung 
als kommunale Maßnahme vor, mit deren 
Finanzierung die Städte allein überfordert 
sind. Der Migrationstrend verleiht der o. g. 
sozialen Spaltung eine zusätzliche Dynamik. 
Davon betroffen sind zuvorderst die euro-
päischen Ankunftsstädte der Migration. Die 
entsprechenden Handlungsstrategien zielen 
auf eine wirksamere Flüchtlingsintegration 
ab, die eine stärkere Teilhabe der Geflüch-
teten u. a. am Arbeitsmarkt und sozialen 
Leben bewirken sollen.

Mit zahlreichen Chancen, aber auch Risi-
ken sind neue Ausprägungen des Struktur-
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wandels – wie die Rückkehr der Produktion 
in die Städte –, die digitale Transformation 
und neue Mobilitätskonzepte für die Städte 
verbunden. Neue Technologien erlauben 
eine emissionsarme Manufaktur und de-
ren Re-Integration in dichteren Siedlungs-
strukturen. Um eine Akzeptanz für diese 
funktionale Durchmischung sicherzustellen, 
empfiehlt die Plattform „Cities of Making 
Brussels“259 ein diesen Prozess begleiten-
des kommunales Konfliktmanagement. Den 
Anlass hierfür geben die nicht nur positiven 
Begleiteffekte, die mit einer Renaissance der 
Städte als Ort von Manufaktur und Produk-
tion verbunden sind. Ähnlich gestaltend und 
moderierend sollten die Städte entsprechend 
der Dokumentenlage in der Digitalisierung 
auftreten. Das entsprechende Konzept der 
Smart City fokussiert auf eine tragende Rolle 
der Städte u. a. bei den Themen Datenver-
netzung, -transparenz und -sicherheit, wozu 
ein ausreichender Datenzugang und eine 
angemessene Datenhoheit für die Städte si-
chergestellt sein müssen.

Deutlich kam in der Dokumentenanalyse 
zum Ausdruck, dass die Mobilitätswende 
viele Möglichkeiten verspricht, welche aber 
zu wenig zum Breiteneinsatz kommen. So 
steigen die Zulassungen konventioneller Kfz 
weiter, obwohl emissionsfreie Nahmobilität 
und ÖPNV in den Handlungsstrategien ei-
nen hohen Stellenwert besitzen. Eine Schlüs-
selposition in dem Bestreben, die Mobilitäts-
wende zu forcieren, nehmen stadtweite und/
oder regionale intermodale Mobilitätssyste-
me ein, die einen smarten Wechsel zwischen 
den verschiedenen nachhaltigen Verkehrs-
mitteln erlauben.

Viele Themen aus der o. g. Auflistung der für 
europäische Städte vorrangig bestimmen-
den Entwicklungstrends spricht die Leip-
zig-Charta aus dem Jahr 2007 bereits an. 
Der Fortschreibung der Charta kam hier 
zum einen die Aufgabe zu, die zukünfti-
gen Entwicklungsaufgaben neu zu gewich-
ten und um weitere Aspekte anzureichern. 

259  Cities of Making/Europäische Kommission 2018

Zum anderen wurde die Querschnittsauf-
gabe der Digitalisierung erst in die Neue 
Leipzig-Charta eingeführt. Zu den höher 
zu bewertenden Aufgaben zählt bspw. die 
Stärkung des sozialen Zusammenhaltes und 
der Gemeinwohlorientierung in den Städ-
ten. Aktuell droht sich das gemeinsame Bild 
der Stadt in Partikularperspektiven aufzu-
lösen. Eine solche Entwicklung entzieht der 
europäischen Idee einer solidarischen Stadt-
gesellschaft, die sich öffentliche Räume und 
Angebote teilt, zunehmend den Boden.

Auch wurde aufgezeigt, in welchem erheb-
lichen Umfang Europa ein Teil einer glo-
balen Verantwortungsarchitektur ist. Neue 
Entwicklungstrends wirken auf Europa und 
seine Städte ein und werden gleicherma-
ßen von Europa aus beschleunigt. So findet 
bspw. emissionsintensive Produktion in nur 
noch verhältnismäßig geringen Maßen in 
Europa statt. Deren Produkte werden aber 
in den europäischen Städten konsumiert, 
in die immense Ressourcenströme fließen. 
Das Ergebnis eines solchen Prozesses sind 
u. a. ausgelagerte Treibhausgas emissionen, 
die über den globalen Klimakreislauf auf 
Europa zurückwirken. 

Zum positiven Ausblick, den die Studie ge-
ben kann, gehören die zahlreichen Strate-
gien, Instrumente und konkreten Maßnah-
men, die sich zum Umgang mit den neuen 
und verstärkten Entwicklungstrends in den 
fachlichen und strategischen Dokumenten 
nach 2007 identifizieren ließen. Europa hat 
darin die Chance zum Wandel erkannt. Für 
die Umsetzung dieser Konzepte, für die Eile 
geboten ist, hat die Neue Leipzig-Charta 
den Städten einen gemeinsamen europäi-
schen und integrierten Handlungsrahmen 
geliefert.
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6 Fußnoten mit ergänzenden Inhalten
a Als Begründung kann auch der Umstand herangezogen werden, dass einige dieser 

acht Mitgliedstaaten über ein geringes EFRE-Gesamtbudget verfügten und somit wenig 
Spielräume zur Stadtentwicklungs förderung hatten, die tendenziell aus nationalen 
Mitteln bereitgestellt wurde.

b Die Ex-post-Evaluierung zur Stadtentwicklungsförderung im EFRE 2007–2013, welche 
die o. g. Zahlen lieferte, wertete quantitativ nur allgemeine Stadtentwicklungsmaßnah-
men aus, welche nicht zwangs läufig in Verbindung mit der nachhaltigen Stadtentwick-
lung (vgl. Art. 8 EFRE-VO der FP 2007–2013) standen. Die qualitative Auswertung 
von OP ergab, dass sich in nur 55 von 103 untersuchten OP Bezüge zu integrierten 
Stadtentwicklungsstrategien herstellen ließen. (vgl. Europäische Kommission, 2016: 
Ex-post evaluation of Urban Development and Social Infrastructures, Final Report. 
Brüssel, S. 51.)

c 5 % des gesamten EFRE-Budgets eines Mitgliedstaates, was sich aus sämtlichen regio-
nalen und staatlichen EFRE-OP zusammensetzt.

d Gemeint sind hier die sieben Klimaindikatoren des Global Climate Observing Systems 
(GCOS), welche die Weltorganisation für Meteorologie anwendet: Oberflächentempe-
ratur, Ozeanwärmegehalt, atmosphärisches Kohlendioxid (CO2), Ozeanversauerung, 
Meeresspiegel, Gletschermassenbilanz und der Umfang des arktischen und antarktischen 
Meereises.

e Der Globale Klima-Risiko-Index (KRI) misst die menschlichen Auswirkungen (Todes-
opfer) sowie die direkten ökonomischen Verluste. Als Datenbasis dient die weltweit 
anerkannte Datenbank NatCatSERVICE der Munich RE, unter Einbezug weiterer 
demografischer (Bevölkerungszahl) und wirtschaftlicher Daten (Bruttoinlandsprodukt) 
des Internationalen Währungsfonds. Germanwatch veröffentlicht den KRI jährlich und 
2019 zum 15. Mal. Im KRI 2020 sind die Extremwetterereignisse des Jahres 2018 und für 
den Zeitraum 1999 bis 2018 erfasst.

f Die Ziele zur Senkung der Treibhausgasemissionen bis 2020 hat die EU 2009 im 
Klima- und Energie paket verabschiedet. Das Paket definiert u. a. nationale Zielpfade 
(Richtlinien) für 2013–2020 für erneuerbare Energien, die sog. Renewable Energy 
Directive (RED).

g Auf diese Zielmarke verständigten sich die EU 28 im Rahmen der zweiten Verpflich-
tungsperiode (2013 bis 2020) des Kyoto-Protokolls.

h Den „2030 climate and energy framework“ verabschiedeten im Oktober 2014 die 
EU-Staats- und Regierungschefs. Als weitere Ziele sind hierhin verankert die Erhöhung 
des Anteils erneuerbarer Energiequellen auf mindestens 27 % und die Steigerung der 
Energieeffizienz um mindestens 27 % (Generalsekretariat des Rates, 2014: 2030 climate 
and energy framework. Brüssel).

i Auf das Ziel für 2050 verständigte sich der Europäische Rat 2009 (Europäischer Rat, 
2009: Presidency Conclusions. Generalsekretariat des Rates (Hrsg.). Brüssel).

j Die Trends, Projektionen und Ziele für Treibhausgasemissionen schließen Emissionen 
aus der inter nationalen Luftfahrt und Emissionen aus dem Landnutzungssektor aus. Das 
Szenario „mit bestehenden Maßnahmen“ (WEM) spiegelt bestehende und verabschie-
dete Strategien und Maßnahmen wider. Das Szenario „mit zusätzlichen Maßnahmen“ 
(WAM) berücksichtigt die zusätzlichen Auswirkungen geplan ter Maßnahmen, die vom 
Mitglied gemeldet wurden (vgl. EEA, 2020: Trends and projections in Europe 2020. 
Tracking progress towards Europe’s climate and energy targets. EEA Report. Kopen-
hagen, S. 7).



876 Fußnoten mit ergänzenden Inhalten 87

k Die EU-Kommission ersucht in ihrem Dokument „Ein sauberer Planet für alle. Eine 
europäische strategische, langfristige Vision für eine wohlhabende, moderne, wettbe-
werbsfähige und klimaneutrale Wirtschaft“ 2018 u. a. das Europäische Parlament, diese 
Vision für ein klimaneutrales Europa bis 2050 zu prüfen (Europäische Kommission, 
2018, S. 30). 

l Die aktuelle Fassung des Berichtes wurde im April 2021 publiziert.
m Das Bild zur Obdachlosigkeit in Europa ist sehr lückenhaft und die vorhandenen 

Statistiken lassen sich kaum vergleichen. Ausschließlich die Mitgliedstaaten Dänemark, 
Finnland, Frankreich, Irland, Italien, Litauen, Niederlande, Schweden, Spanien und 
Ungarn schreiben nationale Wohnungs- und Obdach lo senstatistiken fort. Insbesondere 
bei der Definition eines Wohnungsnotfalles weichen die Erhebungen stark voneinander 
ab (WD, Deutscher Bundestag, 2018, S. 4). Die geschätzte hohe Zunahme um 150 % in 
Deutschland zwischen 2014 und 2016 erklärt sich durch die erstmalige Einbeziehung 
von Flücht lingen in die Schätzungen. Ohne Flüchtlinge würde der Anstieg 25 % betragen 
(FEANTSA Europäische Föderation nationaler Organisationen, die mit Obdachlosen 
arbeiten, Fondation Abbé Pierre, 2018).

n Collected without treatment (orange Balken): direkte Ableitung ohne Klärung, Primary 
(gelbe Balken): nur mechanische Abwasserreinigung, Secondary (grüne Balken): 
ergänzende biologische Reinigung, Tertiary (dunkelgrüne Balken): ergänzende chemi-
sche Reinigung und Einsatz von Membranverfahren hauptsächlich zur Entfernung von 
Nährstoffen.

o Zementreduzierte „Ökobetone“ weisen gegenüber herkömmlich eingesetzten Betonen eine 
Verringerung von ca. 30 % bis 60 % der spezifischen Emissionen auf (Technische Universi-
tät Darmstadt, 2019: Mineralische und ökologische Baustoffe [Zugriff am 1.10.2019]).

p Eine Fruchtbarkeitsrate von 2,1 Kindern pro Frau ist das erforderliche Fruchtbarkeits-
niveau, damit die Bevölkerungszahlen in Industrieländern unverändert bleiben 
(Eurostat, 2019: Eurostat regional yearbook. 2019 edition. Amt für Veröffentlichungen 
der Europäischen Union (Hrsg.). Luxemburg, S. 30).

q Die genauen Daten von Griechenland, Albanien und Zypern für 2011 bis 2017 liegen 
nicht vor, da es in diesen Ländern auf lokaler Ebene keine Bevölkerungsfortschreibung 
gibt. (Schmidt-Seiwert, Volker, 2019: Die Entwicklung der Bevölkerung in europäischen 
Städten und Gemeinden. BBSR (Hrsg.). Informationen aus der Forschung des BBSR 
3/2019. Bonn, S. 2 f.

r Der Fall des Nettoimporteurs tritt ein, wenn die physische Handelsbilanz (PHB) – die 
Differenz der Menge (Tonnen) der Einfuhren und der Menge (Tonnen) der Ausfuhren 
– positiv ist. (Dittrich, Monika, 2013: Aktualisierung von nationalen und internationalen 
Ressourcenkennzahlen. Umweltbundesamt (Hrsg.). Dessau-Roßlau, S. 24.)

s „Metro regions are NUTS-3 regions or groupings NUTS-3 regions representing all 
functional urban areas of more than 250,000 inhabitants. The typology distinguishes 
three types of metro regions: 1. Capital city regions; 2. Second-tier metro regions; and 
3. Smaller metro regions. The capital city region is the metro region which includes the 
national capital. Second-tier metro regions are the group of largest cities in the country 
excluding the capital. For this purpose, fixed population threshold could not be used. As 
a result, a natural break served the purpose of distinguishing second tier from the smaller 
metro regions. Smaller metro regions are the remaining ones.“ Eurostat, 2018: Statistics 
Explained, http://ec.europa.eu/eurostat/statisticsexplained/) [Zugriff am 11.9.2019].

t „To avoid that this trend turns into a vicious cycle, low-income cities need to transition 
quickly to the middle-income group.“ (Europäische Kommission; UN Habitat Human 
Settlements Programme, 2016: The state of European cities 2016. Cities leading the way 
to a better future. Luxemburg, S. 81).

https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php?title=Territorial_typologies_manual_-_metropolitan_regions
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u Die Europäische Kommission fasst unter dem Begriff der „neuen Technologien“ u. a. 
die künstliche Intelligenz, die Robotik, Cloud Computing und die Blockchain-Tech-
nologie zusammen (Europäische Kommission, 2018: Aktionsplan für digitale Bildung. 
Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen. Zum Aktionsplan 
digitale Bildung. Brüssel, S. 2).

v Als „Soziale Dienste von allgemeinem Interesse“ werden von der EU-Kommission solche 
Angebote bezeichnet, „die auf die Bedürfnisse schutzbedürftiger Bürger eingehen und 
auf den Grundsätzen der Solidarität und des gleichberechtigten Zugangs beruhen.“ Zit. 
Europäische Kommission, 2011: A Quality Framework for Services of General Interest in 
Europe. Brüssel, S. 3.

w Mit dem EU-Gerechtigkeitsindex untersucht die Bertelsmann Stiftung jährlich 
anhand von 38 Kriterien die Teilhabechancen in den 28 EU-Mitgliedstaaten. Hierbei 
werden sechs verschiedene Dimensionen sozialer Gerechtigkeit betrachtet: Armut, 
Bildung, Arbeitsmarkt, Gesundheit, Generationengerechtig keit sowie gesellschaftlicher 
Zusammenhalt und Nicht-Diskriminierung (Schraad-Tischler; Schiller; Heller, 2017: 
Social Justice in the EU. Index Report 2017 Social Inclusion Monitor Europe (Summary). 
Bertelsmann Stiftung (Hrsg.). Gütersloh, S. 17). Der überwie gende Teil der Daten 
stammt aus dem Datenpool von Eurostat.

x In einer Studie des Institutes für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung einer Forschungs-
einrichtung der Bundesagentur für Arbeit aus dem Jahr 2018 schwankt das Substituier-
barkeitspotenzial in Deutsch land aktuell berufsabhängig zwischen 13 % bei sozialen und 
kulturellen Dienstleistungsberufen und 83 % bei Fertigungsberufen. In der Gesamtschau 
arbeiteten der Studie nach im Jahr 2016 ein Viertel aller sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten in Berufen, in de nen mindestens 70 % der anfal len den Tätig keiten von 
Computern oder computergesteuerten Maschinen erledigt werden könnten (Matthes, 
Britta; Dengler, Katharina, 2018: Wenige Berufsbilder halten mit der Digitalisierung 
Schritt. Substituierbarkeitspotenziale von Berufen, IAB Kurzbericht, 4/2018, S. 7).

y Der Anteil der Personen im Alter von 16 bis 74 Jahren in der EU-28, die Waren oder 
Dienstleistungen für den privaten Gebrauch über das Internet bestellt oder gekauft 
haben, lag 2018 bei 60 % (Eurostat, 2018: Anteil der Internet-Käufer an der Gesamtbe-
völkerung in der Europäischen Union (EU-28) in den Jahren 2010 bis 2018 [Zugriff am 
9.9.2019]).

z Es lassen sich auch Re-Urbanisierungstrends des Handels ausmachen. So beginnen 
Onlinehändler, offl ine zu gehen und stationäre Geschäfte zu betreiben. Auf der anderen 
Seite bleiben stationäre Händler am Markt, indem sie online gehen. Ob dies den Verlust 
an Einzelhandelsgeschäften kompensieren kann, bleibt offen, da der Onlinehandel nur 
eine Ursache für den Rückgang der Anzahl an Einzel handelsgeschäften darstellt. Zu den 
weiteren Gründen zählt u. a. eine zunehmende Konzentration im Einzelhandel. Dabei 
erzielt eine immer geringer werdende Anzahl von Einzelhandelsunternehmen einen 
immer größer werdenden Einzelhandelsumsatz.

aa Als Beispiel für die Marktzuwächse des Onlinehandels kann Deutschland herangezogen 
werden. Hier vergrößerte sich der Onlineanteil am Einzelhandel im engeren Sinne von 
2,7 % im Jahr 2007 auf 9,5 % im Jahr 2017 (IFH Köln GmbH, 2018: Handel Digital. 
Online-Monitor 2018.).

ab Einige der Zuwachsraten sind durch Maßnahmen der Städte nach 2017 zur Einschrän-
kung der Wohnungsvermietung zur touristischen Nutzung zu relativieren. Madrid hat 
seit 2018 eine neue Gesetzgebung, welche die Wohnungen oder Häusern zum touris-
tischen Kurzaufenthalt für mehr als 90 Tage pro Jahr untersagt. Ab Januar 2017 ist es 
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Airbnb-Gastgebern in Amsterdam untersagt, ihre Wohnung auf der Plattform für länger 
als 60 Tage anzubieten. Ab Mai 2016 war es Gastgebern in Berlin nicht mehr erlaubt, 
ihre gesamte Wohnung auf der Airbnb-Plattform zu vermieten. Dies gilt nicht für die 
Vermietung einzelner Zimmer. In Paris sind seit dem 1. Dezember 2017 Gastgeber 
verpflichtet, sich bei den örtlichen Behörden anzumelden, und dürfen max. 120 Tage im 
Jahr vermieten. In London wurde 2015 die Vermietungsobergrenze von 90 Tagen für die 
Airbnb-Plattform eingeführt (Colliers International, 2018: Airbnb in Europe. Key cities 
compared, S. 4 [Zugriff am 19.9.2019]).

 Die Beispiele Berlin, Amsterdam und London zeigen, dass trotz Gegenmaßnahmen die 
Zuwachsraten innerhalb eines Jahres noch erheblich sind.

ac Informations- und Medienkompetenz, Digitale Kommunikation und Kollaboration, 
Erstellung von digitalen Inhalten, Sicherheit/Verantwortungsvoller Umgang mit digita-
len Medien, Digitales Problemlösen.

ad Der durchschnittliche CO2-Ausstoß von in Deutschland im Jahr 2018 zugelassenen 
SUVs lag bei 134 g/km und bei Autos der Kompaktklasse bei gerundet 119 g/km. Der 
Marktanteil von SUVs lag 2017 bei 15,7 %. Kein anderes Autosegment erreichte eine 
ähnlich dynamische Steigerung des Marktanteils – zwischen 2016 und 2017 um 2,5 
Prozentpunkte (Kraftfahrtbundesamt, 2019: Fahrzeugzulassungen (FZ) Neuzulassungen 
von Kraftfahrzeugen nach Umwelt-Merkmalen Jahr 2019. Flensburg, S. 27).

ae Dies können gesamtstädtisch oder regional vernetzte Verkehrsüberwachungs- und 
-steuerungs systeme sein, die Angebot und Nachfrage im Verkehr simultan über 
die Verkehrsleitung sowie die Vernetzung von Fahrgästen und -zeugen aufeinander 
abstimmen.

af Der Marktanteil von Batterie-Elektrofahrzeugen betrug im Jahr 2017 in Deutschland 
ca. 0,7 Prozent. (Europäische Beobachtungsstelle für alternative Kraftstoffe, 2018: 
Marktanteil von Elektrofahrzeugen in Deutschland im Zeitraum der Jahre 2011 bis 2017 
[Zugriff am 17.9.2019].) Der Anteil von Elektrofahrzeugen an den Neuzulas sungen 
betrug absteigend bspw. in Norwegen 46,4 %, in Schweden 7,9 % und in Deutschland 
2 %. (IEA Internationalen Energieagentur, 2019: Global Energy & CO2 Status Report 
2018. The latest trends in energy and emissions in 2018, S. 214.)

ag Heutige Gleichstrom-(DC-)Ladesäulen bzw. Schnellladesäulen kosten mit ca. 30.000 € 
etwa. das 4-Fache einer konventionellen Wechselstrom-(AC-)Ladesäule, benötigen je 
nach Standort kostenintensive Stromzuleitungen und führen den Ladevorgang in ca. 30 
Minuten aus. (Gehrlein, Thorsten, 2018: Elektromobilitätskonzept Landkreis Leipzig. 
Landkreis Leipzig (Hrsg.). Borna, S. 27.)

ah In kombinierten Carsharing-Systemen werden stationsbasierte und Free-floating-Fahr-
zeuge von einem Anbieter gebündelt angeboten. Free-floating-Fahrzeuge werden auf 
öffentlichen Parkflächen abgestellt und erlauben Einwegfahrten im Geschäftsgebiet des 
Carsharing-Anbieters.
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